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Gesetzentwurf 

der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung von steueriichen Vorschriften 
(Steuerbereinigungsgesetz 1999 - StBereinG 1999) 


A. Problem 

- Umsetzung von Entscheidungen der Regierungskoalition im 
Rahmen des „Zukunftsprogramms 2000“ 

- Fortentwicklung des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 

- Bereinigung des Steuerrechts 


B. Lösung 

- Weiterer Abbau ungerechtfertigter Steuerbefreiungen und Aus- 
nahmeregelungen als Beitrag zur Haushaltskonsolidierung 

- Praxis- und zielkonforme Weiterentwicklung verschiedener 
Maßnahmen des Steuerentlastungsgesetzes 1 999/2000/2002 

- Verschiedene Maßnahmen zur Bereinigung und Vereinfachung 
des Steuerrechts, insbesondere Anpassung von Rechtsvorschrif- 
ten an die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und das Recht 
der Europäischen Union 


C. Alternativen 

Keine 



Drucksache 14/1514 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


D. Finanzielle Auswirkungen 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in den 
Rechnungsjahren 2000 bis 2003 die nachfolgenden Auswirkungen: 

Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Bereinigung von 
steuerlichen Vorschriften 

(Steuerbereinigungsgesetz 1999 - StBereinG 1999) 
in den Rechnungsjahren 2000 bis 2003 


Gebiets- 

körperschaften 

Steuermehr- (+) / Steuermindereinnahmen (-) in Mio. DM 
in den Rechnungsjahren 

2000 

2001 

2002 

2003 

Bund 

-124 

- 647 

-1 135 

- 923 

Länder 

-107 

- 573 

-1 004 

- 804 

Gemeinden 

+ 1 

- 22 

+ 61 

+ 91 

Insgesamt 

-230 

-1 198 

-2 078 

-1 636 


Einzelheiten sind aus dem beigefügten Finanztableau ersichtlich. 
Der Vollzugsaufwand ist nicht bezifferbar. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung von steueriichen Vorschriften 
(Steuerbereinigungsgesetz 1999 - StBereinG 1999) 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 


das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1 

Änderung der Einkommensteuer- 

Durchführungsverordnung 2 

Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 3 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 4 

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 5 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 6 

Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungs- 
verordnung 7 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 8 

Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs- 
verordnung 9 

Änderung des Bewertungsgesetzes 10 

Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes 1 1 

Änderung des Grundsteuergesetzes 12 

Änderung des Gesetzes über Kapitalanlage- 
gesellschaften 1 3 

Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 14 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 

der betrieblichen Altersversorgung 1 5 

Änderung des Fördergebietsgesetzes 16 

Änderung der Abgabenordnung 17 

Änderung des Einführungsgesetzes zur 
Abgabenordnung 18 

Änderung der Verordnung über die gesonderte 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach 
§ 180 Abs. 2 der Abgabenordnung 19 

Änderung der Verordnung über die örtliche 
Zuständigkeit für die Umsatzsteuer im Ausland 
ansässiger Unternehmer 20 

Änderung des Gesetzes zur Durchführung der EG- 
Richtlinie über die gegenseifige Amtshilfe im Bereich 
der direkten und indirekten Steuern 2 1 

Änderung des Bundesausbildungsforderungsgesetzes 22 

Neufassung der betroffenen Gesetze und 
Rechtsverordnungen 23 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 24 

Inkrafttreten 25 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 16. April 1997 (BGBl. I S. 821), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 2a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6.a) aus der Vermietung oder der Ver- 
pachtung von unbeweglichem Vermö- 
gen oder von Sachinbegriffen, wenn 
diese in einem ausländischen Staat 
belegen sind, oder 

b) aus der entgeltlichen Überlassung von 
Schiffen und Luftfahrzeugen, sofern 
der Überlassende nicht nachweist, dass 
die Gegenstände ausschließlich oder 
fast ausschließlich im Inland verwen- 
det worden sind, oder 

c) aus der Vermietung oder Verpachtung 
von Raumfahrzeugen oder Satelliten, 
oder 

d) aus dem Ansatz des niedrigen Teil- 
werts oder der Übertragung eines zu 
einem Betriebsvermögen gehörenden 
Wirtschaftsguts im Sinne der Buchsta- 
ben a bis c,“. 

bb) Nach den Wörtern „dürfen nur mit Einkünf- 
ten der jeweils selben Art“ werden die Wör- 
ter „und mit Ausnahme der Nr. 6b“ einge- 
fügt. 

b) Absatz 3 Satz 4 wird aufgehoben. 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Wird eine in einem ausländischen Staat 
belegene Betriebsstätte in eine Kapitalgesell- 
schaft umgewandelt oder die Betriebsstätte ent- 
geltlich oder unentgeltlich übertragen oder auf- 
gegeben, jedoch der ursprünglich von der Be- 
triebsstätte betriebene Geschäftsbetrieb ganz oder 
teilweise von einer Gesellschaft, an der der in- 
ländische Steuerpflichtige zu 10 vom Hundert 
oder mehr unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, 
oder einer nahestehenden Person fortgeführt, so 
ist ein nach Absatz 3 Satz 1 und 2 abgezogener 
Verlust, soweit er nach Absatz 3 Satz 3 nicht 
wieder hinzugerechnet worden ist oder nicht 
noch hinzuzurechnen ist, im Veranlagungszeit- 
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raum der Umwandlung, Übertragung oder Auf- 
gabe in entsprechender Anwendung des Absatzes 3 
Satz 3 dem Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzu- 
rechnen.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 58 werden die Wörter „deren Nut- 
zungswert nicht zu besteuern ist,“ gestrichen. 

b) Nummer 65 Satz 2 wird durch die folgenden Sät- 
ze ersetzt: 

„Das gleiche gilt für Leistungen eines Arbeitge- 
bers oder einer Unterstützungskasse zur Über- 
nahme von Versorgungsleistungen oder un ver- 
fallbaren Versorgungsanwartschaften durch eine 
Pensionskasse oder ein Unternehmen der Le- 
bensversicherung in den in § 4 Abs. 3 des Geset- 
zes zur Verbesserung der betrieblichen Altersver- 
sorgung bezeichneten Fällen. Die Leistungen der 
Pensionskasse oder des Unternehmens der Le- 
bensversicherung aufgrund der Beiträge nach 
Satz 1 oder in den Fällen des Satzes 2 gehören zu 
den Einkünften, zu denen die Versorgungsleis- 
tungen gehören würden, die ohne Eintritt des 
Sicherungsfalls oder Übemahmefalls zu erbrin- 
gen wären.“ 

3. § 5a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Unterschiedsbetrag nach Satz 1 ist dem 
Gewinn hinzuzurechnen: 

1. in den dem letzten Jahr der Anwendung des 
Absatzes 1 folgenden fünf Wirtschaftsjahren 
jeweils in Höhe von mindestens einem Fünf- 
tel, 

2. in dem Jahr, in dem das Wirtschaflsgut aus 
dem Betriebsvermögen ausscheidet oder in 
dem es nicht mehr unmittelbar dem Betrieb 
von Handelsschiffen im internationalen Ver- 
kehr dient, 

3. in dem Jahr des Ausscheidens eines Gesell- 
schafters hinsichtlich des auf ihn entfallenden 
Anteils.“ 

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Anwendung des § 15a ist der nach § 4 
Abs. 1 oder § 5 ermittelte Gewinn zugrunde zu 
legen.“ 

4. Dem § 7g wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Absatz 7 ist nur anzuwenden, soweit keine 
sensiblen Sektoren betroffen sind. Sensible Sektoren 
sind: 

1. Eisen- und Stahlindustrie (vgl. Entscheidung 
Nr. 2496/96/EGKS der Kommission vom 
18. Dezember 1996 zur Einführung gemein- 
schaftlicher Vorschriften über Beihilfen an die 
Eisen- und Stahlindustrie, ABI. 338/42 vom 
28. Dezember 1996, und Rahmenregelung für be- 
stimmte, nicht unter den EGKS-Vertrag fallende 
Stahlbereiche, ABI. C 320/3 vom 13. Dezember 
1988), 


2. Schiffbau (vgl. Richtlinie 90/684/EWG des Rates 
über Beihilfen für den Schiffbau, ABI. L 380/27 
vom 21. Dezember 1990, und Verordnung (EG) 
Nr. 1540/98 des Rates vom 29. Juni 1998 zur 
Neuregelung der Beihilfen für den Schiffbau, 
ABI. L 202/1 vom 18. Juli 1998), 

3. Kfz-Industrie (vgl. Gemeinschaftsrahmen für 
staatliche Beihilfen in der Kfz-Industrie, 
ABI. C 279/1 vom 15. September 1997), 

4. Kunstfaserindustrie (vgl. Beihilfekodex für die 
Kunstfaserindustrie, ABI. C 94/11 vom 30. März 
1996), 

5. Landwirtschaftssektor (Verarbeitung und Ver- 
marktung landwirtschaftlicher Produkte) (vgl. 
Gemeinschaftsrahmen betreffend die Beurteilung 
staatlicher Investitionsbeihilfen für die Verar- 
beitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, ABI. C 29/4 vom 2. Februar 1996, 
Entscheidung 94/173/EWG der Kommission vom 
22. März 1994 zur Festlegung der Auswahlkrite- 
rien für Investitionen zur Verbesserung der Ve- 
rarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen für 
land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse und 
zur Aufhebung der Entscheidung 90/342/EWG, 
ABI. L 79/29 vom 23. März 1994, und Verord- 
nung (EG) Nr. 950/97 des Rates vom 20. Mai 
1997 zur Verbesserung der Effizienz der Agrar- 
struktur, ABI. L 142/1 vom 2. Juni 1997), 

6. Fischerei und Aquakultursektor (vgl. Leitlinie für 
die Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im Fi- 
scherei- und Aquakultursektor, ABI. C 100/12 
vom 27. März 1997), 

7. Verkehrs Sektor (vgl. Verordnung (EWG) 

Nr. 1107/70 des Rates vom 4. Juni 1970 über 
Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehr, ABI. L 130/1 vom 15. Juni 1970, 
in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 543/97 
des Rates vom 17. März 1997, ABI. L 84/6 vom 
26. März 1997, Leitlinien der Gemeinschaft für 
staatliche Beihilfen im Seeverkehr, ABI. C 205/5 
vom 5. Juli 1997, und Anwendung der Artikel 92 
und 93 des EG-Vertrages sowie des Artikel 61 
des EWR-Abkommens auf staatliche Beihilfen 
im Luftverkehr, ABI. C 350/5 vom 10. Dezember 
1994) und 

8. Steinkohlenbergbau (vgl. Entscheidung 
Nr. 3632/93 EGKS der Kommission vom 
28. Dezember 1993 über die Gemeinschaftsre- 
gelung für staatliche Beihilfen zugunsten des 
Steinkohlenbergbaus, ABI. L 329/12 vom 
30. Dezember 1993).“ 

5. In § 8 Abs. 2 Satz 7 werden die Wörter ,„ wenn sie 

für deren Sachbezüge nicht offensichtlich unzutref- 
fend sind“ gestrichen. 

6. § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b wird wie folgt ge- 
fasst: 

„b) Beiträge zu den folgenden Versicherungen auf 
den Erlebens- oder Todesfall: 
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aa) Risikoversicherungen, die nur fiir den To- 
desfall eine Leistung vorsehen, 

bb) Rentenversicherungen ohne Kapitalwahl- 
recht, 

cc) Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht 
gegen laufende Beitragsleistung, wenn das 
Kapitalwahlrecht nicht vor Ablauf von 12 Jah- 
ren seit Vertragsabschluß ausgeübt werden 
kann, 

dd) Kapitalversicherungen gegen laufende Bei- 
tragsleistungen mit Sparanteil, wenn der 
Vertrag für die Dauer von mindestens 12 Ja- 
gen und vor dem ... [Tag nach der Verkün- 
dung] abgeschlossen worden ist.“ 

7. In § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 werden die Wörter 

Obstbau, Gemüsebau, Baumschulen“ gestrichen. 

8. In § 19 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe 
„62. Lebensjahr“ durch die Angabe „63. Lebens- 
jahr“ ersetzt. 

9. § I9a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Anteilscheine an einem Wertpapier- 
Sondervermögen, Beteiligungs-Sonderver- 
mögen, Investmentfondsanteil-Sonderver- 
mögen oder Gemischten Wertpapier- und 
Grundstücks- Sondervermögen nach dem 
Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften so- 
wie von Investmentanteilen, die nach dem 
Auslandinvestment-Gesetz vertrieben werden 
dürfen, wenn nach dem Rechenschaftsbericht 
für das vorletzte Geschäftsjahr vor dem Jahr 
des Erhalts des Anteilscheins der Wert der 
Aktien und stillen Beteiligungen in diesem 
Sondervermögen 60 vom Hundert des Werts 
dieses Sondervermögens nicht unterschreitet; 
für neu aufgelegte Sondervermögen ist für 
das erste und zweite Geschäftsjahr der erste 
Rechenschaftsbericht oder der erste Halbjah- 
resbericht nach Auflegung des Sonderver- 
mögens maßgebend,“. 

b) Die Nummern 5 und 6 werden aufgehoben. 

10. § 20 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. der Unterschiedsbetrag zwischen der Versiche- 
rungsleistung und der Summe der Beiträge bei 
Versicherungen auf den Erlebens- oder Todes- 
fall, wenn der Vertrag nach dem ... [Tag der 
Verkündung des Gesetzes] abgeschlossen wor- 
den ist. Dies gilt nicht im Todesfall und bei 
Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht 
und bei Rentenversicherungen mit Kapitalwahl- 
recht, soweit das Kapitalwahlrecht nicht ausge- 
übt wird. Satz 2 gilt nicht im Fall des Rückkaufs 
des Vertrags und in den Fällen des § 10 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b Satz 5. Satz 2 gilt in den Fäl- 
len des § 10 Abs. 2 Satz 2 nur, wenn die Vor- 
aussetzungen für den Sonderausgabenabzug 
nach § 10 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe a oder b er- 


füllt sind oder soweit bei Versicherungsverträ- 
gen Erträge in Veranlagungszeiträumen gutge- 
schrieben werden, in denen Beiträge nach § 10 
Abs. 2 Satz 2 Buchstabe c abgezogen werden 
können. Die Sätze 1 bis 4 sind auf Erträge aus 
fondsgebundenen Lebensversicherungen ent- 
sprechend anzuwenden. Von den Erträgen nach 
Satz 1 aus Versicherungen im Sinne des § 10 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuchstaben cc 
und dd bleiben 20 vom Hundert, höchstens 
30 000 Deutsche Mark, steuerfrei, wenn der 
Versicherungsvertrag nach dem... [Tag der 
Verkündung des Gesetzes] abgeschlossen wor- 
den ist; der Freibetrag kann von dem Steuer- 
pflichtigen insgesamt nur einmal in Anspruch 
genommen werden;“. 

11. § 21 Abs. 2 Satz 1 wird aufgehoben. 

12. § 21a wird aufgehoben. 

13. In § 22 Nr. 4 Buchstabe c wird die Angabe „§ 34 

Abs. 3“ durch die Angabe „§ 34 Abs. 1“ ersetzt. 

14. § 32a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst 
sich nach dem zu versteuernden Einkommen. Sie 
beträgt vorbehaltlich der §§ 32b, 34, 34b und 34c 
jeweils in Deutsche Mark für zu versteuernde 
Einkommen 

1. bis 13 499 Deutsche Mark (Grundff eibetrag): 

0 ; 

2. von 13 500 Deutsche Mark bis 17 495 Deut- 
sche Mark: 

(262,76 ■y+ 2 290) -y; 

3. von 17 496 Deutsche Mark bis 114 695 Deut- 
sche Mark: 

(133,74 ■ z -t 2 500) -z-t 957; 

4. von 114 696 Deutsche Mark an: 

0,51 -x- 20 575. 

„y“ ist ein Zehntausendstel des 13 446 Deutsche 
Mark übersteigenden Teils des abgerundeten zu 
versteuernden Einkommens, „z“ ist ein Zehntau- 
sendstel des 1 7 442 Deutsche Mark übersteigen- 
den Teils des abgerundeten zu versteuernden 
Einkommens, „x“ ist das abgerundete zu versteu- 
ernde Einkommen. ‘ 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Für zu versteuernde Einkommen bis 
114 695 Deutsche Mark ergibt sich die nach den 
Absätzen 1 bis 3 berechnete tarifliche Einkom- 
mensteuer aus der diesem Gesetz beigefügten 
Anlage 2 (Einkommensteuer-Grundtabelle).“ 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b 
zusammen zur Einkommensteuer veranlagt wer- 
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den, beträgt die tarifliche Einkommensteuer vor- 
behaltlich der §§ 32b, 34, 34b und 34c das Zwei- 
fache des Steuerbetrugs, der sich für die Hälfte 
ihres gemeinsam zu versteuernden Einkommens 
nach den Absätzen 1 bis 3 ergibt (Splitting- 
Verfahren). Für zu versteuernde Einkommen bis 
229 391 Deutsche Mark ergibt sich die nach 
Satz 1 berechnete tarifliche Einkommensteuer 
aus der diesem Gesetz beigefügten Anlage 3 
(Einkommensteuer-Splittingtabelle) . “ 

15. § 32c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„( 1 ) Sind in dem zu versteuernden Einkommen 
gewerbliche Einkünfte im Sinne des Absatzes 2 
enthalten, deren Anteil am zu versteuernden Ein- 
kommen mindestens 84 834 Deutsche Mark be- 
trägt, ist von der tariflichen Einkommensteuer ein 
Entlastungsbetrag nach Absatz 4 abzuziehen.“ 

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Von diesem Steuerbetrug sind die Einkom- 
mensteuer, die nach § 32a auf ein zu versteuern- 
des Einkommen in Höhe von 84 780 Deutsche 
Mark entfällt, sowie 43 vom Hundert des abge- 
rundeten gewerblichen Anteils, soweit er 
84 780 Deutsche Mark übersteigt, abzuziehen.“ 

16. Dem § 34c Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Absatz 3 ist anzuwenden, wenn der Staat, mit dem 
ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung besteht, Einkünfte besteuert, die nicht aus die- 
sem Staat stammen, es sei denn, die Besteuerung hat 
ihre Ursache in einer Gestaltung, für die wirtschaft- 
liche oder sonst beachtliche Gründe fehlen oder das 
Abkommen gestattet dem Staat die Besteuerung die- 
ser Einkünfte.“ 

17. § 38c Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Jahreslohnsteuerbeträge für die Steuerklassen 
V und VI sind aus einer für diesen Zweck zusätzlich 
aufzustellenden Einkommensteuertabelle abzuleiten; 
in dieser Tabelle ist für die nach § 32a Abs. 2 abge- 
rundeten Beträge des zu versteuernden Einkommens 
jeweils die Einkommensteuer auszuwiesen, die sich 
aus dem Zweifachen des Unterschiedsbetrags zwi- 
schen dem Steuerbetrag für das Eineinviertelfache 
und dem Steuerbetrag für das Dreiviertelfache des 
abgerundeten zu versteuernden Einkommens nach 
§ 32a Abs. 1 ergibt; die auszuweisende Einkom- 
mensteuer beträgt jedoch mindestens 22,9 vom 
Hundert des abgerundeten zu versteuernden Ein- 
kommens, für den 17 118 Deutsche Mark überstei- 
genden Teil höchstens 51 vom Hundert und für den 
57 348 Deufsche Mark übersteigenden Teil jeweils 
5 1 vom Hundert.“ 

18. § 39a Abs. 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck abzugeben; Absätze 4 und 5 gelten sinn- 
gemäß.“ 


19. In § 41a Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „nach § 41 
ein Lohnkonto zu führen ist“ durch die Wörter „er 
Lohnsteuer einzubehalten oder zu übernehmen hat“ 
ersetzt. 

20. § 42e wird wie folgt gefasst: 

„§ 42e 

Anrufungsauskunft 

Das Betriebsstättenfinanzamt hat auf Anfrage eines 
Beteiligten darüber Auskunft zu geben, ob und in- 
wieweit im einzelnen Fall die Vorschriften über die 
Lohnsteuer anzuwenden sind. Sind für einen Arbeit- 
geber mehrere Betriebsstättenfinanzämter zuständig, 
so erteilt das Finanzamt die Auskunft, in dessen Be- 
zirk sich die Geschäftsleitung (§10 der Abgabenord- 
nung) des Arbeitgebers im Inland befindet. Ist dieses 
Finanzamt kein Betriebsstättenfinanzamt, so ist das 
Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk sich die Be- 
triebsstätte mit den meisten Arbeitnehmern befindet. 
In den Fällen der Sätze 2 und 3 hat der Arbeitgeber 
sämtliche Betriebsstättenfinanzämter, das Finanzamt 
der Geschäftsleitung und erforderlichenfalls die Be- 
triebsstätte mit den meisten Arbeitnehmern an- 
zugeben sowie zu erklären, für welche Betriebsstätten 
die Auskunft von Bedeutung ist.“ 

21. § 43 Abs. 1 Nr. 5 wird aufgehoben. 

22. § 43a Abs. 1 Nr. 2 wird aufgehoben. 

23. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Entrichtung der Kapitalertragsteuer 
in den Fällen des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 4, 7 und 8 sowie Satz 2“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Schuldner der Kapitalertragsteuer ist in den 
Fällen des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4, 7 
und 8 sowie Satz 2 der Gläubiger der Kapi- 
talerträge.“ 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„In diesem Zeitpunkt haben in den Fällen des 
§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 der Schuldner 
der Kapitalerträge und in den Fällen des § 43 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 und 8 sowie Satz 2 die 
die Kapitalerträge auszahlende Stelle den 
Steuerabzug für Rechnung des Gläubigers 
der Kapitalerträge vorzunehmen.“ 

24. § 45a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Anmeldung und Bescheinigung der Kapital- 
ertragsteuer in den Fällen des § 43 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 4, 7 und 8 sowie Satz 2“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Einleitungssatz wird wie folgt gefasst: 
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„In den Fällen des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 4 sind der Schuldner der Kapitalerträge 
und in den Fällen des § 43 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 7 und 8 sowie Satz 2 die die Kapitaler- 
träge auszahlende Stelle vorbehaltlich der 
Absätze 3 und 4 verpflichtet, dem Gläubiger 
der Kapitalerträge auf Verlangen die folgen- 
den Angaben nach amtlich vorgeschriebenem 
Muster zu bescheinigen:“. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 43 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4, 7 und 8 sowie 
Satz 2 ist außerdem die Zeit anzugeben, für 
welche die Kapitalerträge gezahlt worden 
sind.“ 

25. § 45b wird aufgehoben. 

26. § 49 Abs. 1 Nr. 8 wird wie folgt gefasst: 

„8. sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 2, so- 
weit es sich um private Veräußerungsgeschäfte 
mit inländischen Grundstücken, mit inländi- 
schen Rechten, die den Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts über Grundstücke unterliegen, 
oder mit Anteilen an Kapitalgesellschaften mit 
Geschäftsleitung oder Sitz im Inland bei we- 
sentlicher Beteiligung im Sinne des § 17 Abs. 1 
Satz 4 handelt; § 23 Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Abs. 2 
ist anzuwenden;“. 

27. § 50 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die übrigen Vorschriften des § 34 und die §§ 9a, 10, 

10c, 16 Abs. 4, § 20 Abs. 4, §§ 24a, 32, 32a Abs. 6, 

§§ 33, 33a, 33b und 33c sind nicht anzuwenden.“ 

28. § 50a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7. 

29. § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f wird aufgehoben. 

30. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in 
den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt 
ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2000 
anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung 
erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzu- 
wenden ist, der für einen nach dem 3 1 . Dezember 
1 999 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 

31. Dezember 1999 zufließen.“ 

b) Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben. 

c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) § 3 Nr. 65 Satz 2 und 3 gilt für nach dem 
31. Dezember 1998 erbrachte Leistungen.“ 

d) In Absatz 15 Satz 3 werden die Wörter „das nach 
Inkrafttreten des Artikels 6 des Gesetzes vom 


9. September 1998 (BGBl. I S. 2860) beginnt“ 
durch die Wörter „das nach dem 31. Dezember 
1998 beginnt“ ersetzt. 

e) Dem Absatz 23 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 7g Abs. 8 ist erstmals für Wirtschaftsjahre an- 
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 1996 be- 
ginnen.“ 

f) Dem Absatz 36 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen, 
die vor dem ... [Tag nach der Verkündung des 
Gesetzes] abgeschlossen worden sind, gilt § 20 
Abs. 1 Nr. 6 in der Fassung des Gesetzes vom 
24. März 1999 (BGBl. I S. 402).“ 

g) Absatz 38 wird aufgehoben. 

h) Absatz 41 wird wie folgt gefasst: 

,(41) § 32a Abs. 1 ist ab dem Veranlagungs- 
zeitraum 2002 in der folgenden Fassung anzu- 
wenden: 

„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst 
sich nach dem zu versteuernden Einkommen. Sie 
beträgt vorbehaltlich der §§ 32b, 34, 34b und 34c 
jeweils in Deutsche Mark für zu versteuernde 
Einkommen 

1. bis 14 093 Deutsche Mark (Grundfreibetrag): 

0 ; 

2. von 14 094 Deutsche Mark bis 18 089 Deut- 
sche Mark: 

(387,89 ■y + 1 990) ■ y; 

3. von 18 090 Deutsche Mark bis 107 567 Deut- 
sche Mark: 

(142,49 ■ z -t 2 300) • z -t 857; 

4. von 107 568 Deutsche Mark an 
0,485 -x- 19 299. 

„y“ ist ein Zehntausendstel des 14 040 Deutsche 
Mark übersteigenden Teils des abgerundeten zu 
versteuernden Einkommens, „z“ ist ein Zehntau- 
sendstel des 18 036 Deutsche Mark übersteigen- 
den Teils des abgerundeten zu versteuernden 
Einkommens, „x“ ist das abgerundete zu versteu- 
ernde Einkommen.“ ‘ 

i) Absatz 42 wird wie folgt gefasst: 

,(42) § 32a Abs. 4 ist ab dem Veranlagungs- 
zeitraum 2002 in der folgenden Fassung anzu- 
wenden: 

„(4) Für zu versteuernde Einkommen bis 
107 567 Deutsche Mark ergibt sich die nach den 
Absätzen 1 bis 3 berechnete tarifliche Einkom- 
mensteuer aus der diesem Gesetz beigefügten 
Anlage 4 (Einkommensteuer-Grundtabelle).“ ‘ 

j) Absatz 43 wird wie folgt gefasst: 

,(43) § 32a Abs. 5 ist ab dem Veranlagungs- 
zeitraum 2002 in der folgenden Fassung anzu- 
wenden: 
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„(5) Bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b 
zusammen zur Einkommensteuer veranlagt wer- 
den, beträgt die tarifliche Einkommensteuer vor- 
behaltlich der §§ 32b, 34, 34b und 34c das Zwei- 
fache des Steuerbetrags, der sich für die Hälfte 
ihres gemeinsam zu versteuernden Einkommens 
nach den Absätzen 1 bis 3 ergibt (Splitting- 
Verfahren). Für zu versteuernde Einkommen bis 
215 135 Deutsche Mark ergibt sich die nach 
Satz 1 berechnete tarifliche Einkommensteuer 
aus der diesem Gesetz beigefügten Anlage 4a 
(Einkommensteuer-Splittingtabelle) . “ ‘ 

k) Absatz 44 wird wie folgt gefasst: 

,(44) § 32c Abs. 1 ist ab dem Veranlagungs- 
zeitraum 2002 in der folgenden Fassung anzu- 
wenden: 

„(1) Sind in dem zu versteuernden Einkommen 
gewerbliche Einkünfte im Sinne des Absatzes 2 
enthalten, deren Anteil am zu versteuernden Ein- 
kommen mindestens 88 290 Deutsche Mark be- 
trägt, ist von der tariflichen Einkommensteuer ein 
Entlastungsbetrag nach Absatz 4 abzuziehen.“ ‘ 

l) Absatz 45 wird wie folgt gefasst: 

,(45) § 32c Abs. 4 Satz 2 ist ab dem Veranla- 
gungszeitraum 2002 in der folgenden Fassung 
anzu wenden: 

„Von diesem Steuerbetrug sind die Einkom- 
mensteuer, die nach § 32a auf ein zu versteuern- 
des Einkommen in Höhe von 88 236 Deutsche 
Mark entfällt, sowie 43 vom Hundert des abge- 
rundeten gewerblichen Anteils, soweit er 
88 236 Deutsche Mark übersteigt, abzuziehen.“ ‘ 

m) Absatz 47 Satz 1 wird aufgehoben. 

n) Absatz 52 wird wie folgt gefasst: 

,(52) § 38c Abs. 1 Satz 4 ist ab dem Veranla- 
gungszeitraum 2002 in der folgenden Fassung 
anzu wenden: 

„Die Jahreslohnsteuerbeträge für die Steuerklas- 
sen V und VI sind aus einer für diesen Zweck zu- 
sätzlich aufzustellenden Einkommensteuertabelle 
abzuleiten; in dieser Tabelle ist für die nach § 32a 
Abs. 2 abgerundeten Beträge des zu versteuern- 
den Einkommens jeweils die Einkommensteuer 
auszuweisen, die sich aus dem Zweifachen des 
Unterschiedsbetrags zwischen dem Steuerbetrag 
für das Eineinviertelfache und dem Steuerbetrug 
für das Dreiviertelfache des abgerundeten zu ver- 
steuernden Einkommens nach § 32a Abs. 1 er- 
gibt; die auszuweisende Einkommensteuer be- 
trägt jedoch mindestens 19,9 vom Hundert des 
abgerundeten zu versteuernden Einkommens, für 
den 1 7 442 Deutsche Mark übersteigenden Teil 
höchstens 48,5 vom Hundert und für den 
53 784 Deutsche Mark übersteigenden Teil je- 
weils 48,5 vom Hundert.“ ‘ 

o) Absatz 53 wird wie folgt gefasst: 

„(53) § 43 Abs. 1 Nr. 5, § 43a Abs. 1 Nr. 2, 
§ 44 Abs. 1, § 45a Abs. 2 und § 45b sind letzt- 


mals auf Kapitalerträge anzuwenden, die vor dem 

1. Januar 1999 zufließen.“ 

p) Nach Absatz 57 wird folgender Absatz 57a ein- 
gefügt: 

„(57a) § 50 Abs. 1 Satz 4 in der Fassung des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist, soweit § 16 
Abs. 4 betroffen ist, erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 1999 anzuwenden.“ 

q) Dem Absatz 58 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 50a Abs. 7 in der Fassung des Gesetzes vom 
24. März 1999 (BGBl. 1 S. 402) ist ab 1. April 
1999 nicht anzuwenden.“ 

31. Die Anlagen 2 (zu § 32a Abs. 4) und 3 (zu § 32a 
Abs. 5) werden aufgehoben. 

32. Die bisherige Anlage 4 (zu § 52 Abs. 42) wird 
Anlage 2 (zu § 32a Abs. 4). 

33. Die bisherige Anlage 4a (zu § 52 Abs. 43) wird 
Anlage 3 (zu § 32a Abs. 5). 

34. Die bisherige Anlage 5 (zu § 52 Abs. 42) wird 
Anlage 4 (zu § 52 Abs. 42). 

35. Die bisherige Anlage 5a (zu § 52 Abs. 43) wird 
Anlage 4a (zu § 52 Abs. 43). 

Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Juni 1997 
(BGBl. 1 S. 1558), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 8c Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter 
,„Obstbaubetriebe, Baumschulbetriebe“ gestrichen. 

2. Dem § 1 Ic Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle der Zuschreibung nach § 7 Abs. 4 Satz 3 
des Gesetzes oder der Wertaufholung nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 4 des Gesetzes erhöht sich die Bemes- 
sungsgrundlage für die Absetzungen für Abnutzung 
von dem folgenden Wirtschaftsjahr oder Kalenderjahr 
an um den Betrag der Zuschreibung oder Wertaufho- 
lung.“ 


a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) § 11c Abs. 2 Satz 3 ist erstmals für das 
nach dem 31. Dezember 1998 endende Wirt- 
schaftsjahr anzuwenden.“ 


b) Der bisherige Absatz 2a wird Absatz 2b. 


3. § 52 wird aufgehoben. 

4. § 84 wird wie folgt geändert: 
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Artikel 3 

Änderung der Lohnsteuer- 
Durchführungsverordnung 

Die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 
(BGBl. I S. 1848), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. ...), wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz wird aufge- 
hoben. 

2. § 4 Abs. 4 wird aufgehoben. 


Artikel 4 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Nr. 1 werden die Wörter ,„berg- 
rechtliche Gewerkschaften“ gestrichen. 

2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 1 werden die Wörter „die Deutsche 
Post AG, die Deutsche Postbank AG, die Deutsche 
Telekom AG,“ gestrichen. 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „die Finanzie- 
rungs-Aktiengesellschaft Rheinland-Pfalz,“ gestri- 
chen. 

c) In Nummer 7 werden dem Satz 1 die Wörter „so- 
wie kommunale Wählervereinigungen und ihre 
Dachverbände“ angefügt. 

3. § 8b Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Von den Dividenden aus Anteilen an einer 
ausländischen Gesellschaft, die nach einem Abkom- 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung oder 
nach den Absätzen 4 und 5 von der Körperschaftsteu- 
er befreit sind, gelten 5 vom Hundert als Betriebsaus- 
gaben, die mit den Einnahmen in unmittelbarem wirt- 
schaftlichen Zusammenhang stehen.“ 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Die Vorschriften eines Abkommens zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung, nach denen 
Gewinnanteile aus der Beteiligung an einer 
ausländischen Gesellschaft außer Ansatz blei- 
ben, sind nur anzuwenden, wenn der Organ- 
träger zu den durch diese Vorschriften oder 
durch § 8b Abs. 4 begünstigten Steuerpflichti- 
gen gehört. Ist der Organträger eine Personen- 
gesellschaft, sind die Vorschriften insoweit 
anzuwenden, als das zuzurechnende Einkom- 
men auf einen Gesellschafter entfällt, der zu 
den begünstigten Steuerpflichtigen gehört.“ 


b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. § 8b Abs. 1 ist nur anzuwenden, wenn der Or- 
ganträger zu den durch diese Vorschrift be- 
günstigten Steuerpflichtigen gehört. § 8b 
Abs. 2 ist nur anzuwenden, wenn der Steuer- 
pflichtige zu den durch diese Vorschrift oder 
durch § 8b Abs. 4 begünstigten Steuerpflichti- 
gen gehört. Ist der Organträger eine Personen- 
gesellschaft, sind die in den Sätzen 1 und 2 
genannten Vorschriften insoweit anzuwenden, 
als das zuzurechnende Einkommen auf einen 
Gesellschafter entfällt, der zu den begünstig- 
ten Steuerpflichtigen gehört.“ 

5. § 21 Abs. 2 Satz 4 wird aufgehoben. 

6. § 47 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe c wird gestrichen. 

b) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c. 

7. In § 48 Nr. 3 wird die Angabe „Buchstabe a oder b“ 

durch die Angabe „Nummer 1 oder 2“ ersetzt. 

8. § 50 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Komma durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird das Wort „oder“ durch einen 
Punkt ersetzt. 

c) Nummer 3 wird aufgehoben. 

9. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „1999“ durch die 
Jahreszahl „2000“ ersetzt. 

b) Absatz Ib wird aufgehoben. 

c) Absatz 2c wird wie folgt gefasst: 

„(2c) § 5 Abs. 1 Nr. 7 in der Fassung des Geset- 
zes vom ... (BGBl. I S. ...) ist auch für Veranla- 
gungszeiträume vor 2000 anzuwenden.“ 

d) Nach Absatz 8b wird folgender Absatz 8c einge- 
fügt: 

„(8c) § 15 Nr. 2 und 3 in der Fassung des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist auch für Veranla- 
gungszeiträume vor 2000 anzuwenden.“ 

e) Die bisherigen Absätze 8c bis 8f werden Absät- 
ze 8d bis 8g. 


Artikel 5 

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 

Das Umwandlungssteuergesetz vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3267), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 2 und 3“ durch die Angabe „§ 6 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 2 bis 4 und Nr. 2 Satz 2 und 3“ ersetzt. 
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2. In § 12 Abs. 5 Satz 3 wird die Angabe „§ lOd Abs. 3 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes“ durch die An- 
gabe „§ lOd Abs. 4 Satz 2 des Einkommensteuerge- 
setzes“ ersetzt. 

3. § 17 wird aufgehoben. 

4. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „Handelsregister“ 
durch das Wort „Register“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) § 17 in der Fassung des Gesetzes vom 
28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3267) ist letztmals 
auf Abfindungen anzuwenden, die auf Rechtsak- 
ten beruhen, bei denen der steuerliche Übertra- 
gungsstichtag (§ 2 Abs. 1) vor dem 1. Januar 1999 
liegt.“ 

c) Die bisherigen Absätze 4 und 4a werden Absät- 
ze 4a und 4b. 

Artikel 6 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Mai 1999 (BGBl. I S. 1010, 

1491), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...) wird wie 

folgt geändert: 

1 . In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden in dem Klammerzusatz 
die Wörter „, bergrechtliche Gewerkschaften“ gestri- 
chen. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „die Deutsche 
Post AG, die Deutsche Postbank AG, die Deutsche 
Telekom AG,“ gestrichen. 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „die Finanzie- 
rungs-Aktiengesellschaft Rheinland-Pfalz,“ gestri- 
chen. 

c) Nummer 14a wird aufgehoben. 

d) In Nummer 24 werden die Wörter „Mittelständi- 
sche Beteiligungs- und Wagnisfinanzierungsge- 
sellschaft Rheinland-Pfalz mbH,“ durch die Wör- 
ter „MBG Mittelständische Beteiligungsgesell- 
schaft Rheinland-Pfalz mbH, Wagnisfinanzie- 
rungsgesellschaft für Technologieförderung in 
Rheinland-Pfalz mbH (WFT),“ ersetzt. 

3. § 9 Nr. 6 wird aufgehoben. 

4. In § 1 1 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 wird die Angabe „und 21“ 
durch die Angabe ,„21, 26, 27, 28 und 29“ ersetzt. 

5. Dem § 19 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 2 gilt nur, wenn der Gewerbebetrieb nach dem 
31. Dezember 1985 gegründet worden oder infolge 
Wegfalls eines Befreiungsgrunds in die Steuerpflicht 
eingetreten ist oder das Wirtschaftsjahr nach diesem 


Zeitpunkt auf einen vom Kalenderjahr abweichenden 
Zeitraum umgestellt worden ist.“ 

6. In § 31 Abs. 3 wird die Angabe „und 21“ durch die 
Angabe „, 21, 26, 27, 28 und 29“ ersetzt. 

7. § 35c wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Im neuen Absatz 1 wird Nummer 2 Buchstabe f 
gestrichen. 

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und der 
zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen 
in der jeweils geltenden Fassung satzweise nume- 
riert mit neuem Datum und in neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmigkei- 
ten im Wortlaut zu beseitigen.“ 

8. § 36 wird wie folgt gefasst: 

„§36 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist, 
soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes be- 
stimmt ist, erstmals für den Erhebungszeitraum 2000 
anzuwenden. 

(2) § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 und § 3 1 Abs. 3 sind 
für die in § 3 Nr. 26 bis 29 bezeichneten Körper- 
schaften, Personenvereinigungen und Vermögens- 
massen auch für Erhebungszeiträume vor 2000 anzu- 
wenden.“ 

9. § 37 wird aufgehoben. 

Artikel 7 

Änderung der Gewerbesteuer- 
Durchführungsverordnung 

§ 25 Abs. 1 der Gewerbesteuer-Durchführungsverord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. März 
1991 (BGBl. I S. 831), die zuletzt durch... 
(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

a) In Nummer 2 werden in dem Klammerzusatz die 
Wörter „, bergrechtliche Gewerkschaften“ gestrichen. 

b) In Nummer 5 wird die Angabe „und 26“ durch die 
Angabe „,21, 26, 27, 28 und 29“ ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I S. 1270), zuletzt 
geändert durch ... (BGBl. IS. ...) wird wie folgt geän- 
dert: 
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1 . § 3a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Eine sonstige Leistung wird vorbehaltlich der 
§§ 3b und 3f an dem Ort ausgeführt, von dem aus 
der Unternehmer sein Unternehmen betreibt.“ 

b) Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe a wird wie folgt ge- 
fasst: 

„a) kulturelle, künstlerische, wissenschaftliche, 
unterrichtende, sportliche, unterhaltende oder 
ähnliche Leistungen einschließlich der Leis- 
tungen der jeweiligen Veranstalter sowie die 
damit zusammenhängenden Tätigkeiten, die 
für die Ausübung der Leistungen unerlässlich 
sind,“. 

2. § 3c Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn bei dem Lie- 
ferer der Gesamtbetrag der Entgelte, der den Liefe- 
rungen in einen Mitgliedstaat zuzurechnen ist, die 
maßgebliche Lieferschwelle im laufenden Kalen- 
derjahr nicht überschreitet und im vorangegangenen 
Kalenderjahr nicht überschritten hat.“ 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 Buchstabe j wird das Komma 
durch ein Semikolon ersetzt. 

b) Nummer 8 Buchstabe k wird aufgehoben. 

c) In Nummer 14 Satz 1 wird das Wort „Kranken- 
gymnast“ durch die Wörter „Physiotherapeut 
(Krankengymnast)“ ersetzt. 

d) In Nummer 19 Buchstabe a Satz 4 wird das Wort 
„Branntweinabgaben“ durch das Wort „Brannt- 
weinsteuer“ ersetzt. 

4. In § 4b Nr. 1 und § 5 Abs. 1 Nr. 1 werden jeweils 
die Angabe „§ 4 Nr. 8 Buchstabe e und k“ durch die 
Angabe „§ 4 Nr. 8 Buchstabe e“ ersetzt. 

5. In § 7 Abs. 5 wird die Angabe „im Sinne des § 3 
Abs. 9a Nr. 2“ durch die Angabe „im Sinne des § 3 
Abs. 9a Satz 1 Nr. 2“ ersetzt. 

6. In § 9 Abs. 1 wird die Angabe „§ 4 Nr. 8 Buchsta- 
be a bis g und k“ durch die Angabe „§ 4 Nr. 8 Buch- 
stabe a bis g“ ersetzt. 

7. § 10 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird die Angabe „im Sinne des § 3 
Abs. 9a Nr. 1“ durch die Angabe „im Sinne des 
§ 3 Abs. 9a Satz 1 Nr. 1“ ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird die Angabe „im Sinne des § 3 
Abs. 9a Nr. 2„ durch die Angabe „im Sinne des 
§ 3 Abs. 9a Satz 1 Nr. 2“ ersetzt. 

8. In § 11 Abs. 3 Nr. 2 werden die Wörter „Zoll ein- 
schließlich der Abschöpfung“ durch die Wörter 
„Einfuhrabgaben im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 des 
Zollkodex“ ersetzt. 

9. In § 14a Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „sechs“ durch 
das Wort „zehn“ ersetzt. 


10. § 21 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

11. In § 22 Abs. 2 Nr. 3 wird die Angabe „im Sinne des 
§ 3 Abs. 9a Nr. 1“ durch die Angabe „im Sinne des 
§ 3 Abs. 9a Satz 1 Nr. 1“ ersetzt. 

12. Die Überschrift des sechsten Abschnitts wird wie 
folgt gefasst: 

„Sonderregelungen“. 

13. Nach § 25b wird folgender § 25c eingefügt: 

„§ 25c 

Besteuerung von Umsätzen mit Anlagegold 

(1) Die Lieferung, die Einfuhr und der innerge- 
meinschaftliche Erwerb von Anlagegold, ein- 
schließlich Anlagegold in Lorm von Zertifikaten 
über sammel- oder einzelverwahrtes Gold und über 
Goldkonten gehandeltes Gold, insbesondere auch 
Gelddarlehen und Goldswaps, durch die ein Eigen- 
tumsrecht an Anlagegold oder ein schuldrechtlicher 
Anspruch auf Anlagegold begründet wird, sowie 
Terminkontrakte und im Frei verkehr getätigte Ter- 
minabschlüsse mit Anlagegold, die zur Übertragung 
eines Eigentumsrechts an Anlagegold oder eines 
schuldrechtlichen Anspruchs auf Anlagegold führen, 
sind steuerfrei. Satz 1 gilt entsprechend für die Ver- 
mittlung der Lieferung von Anlagegold. 

(2) Anlagegold im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. Gold in Barren- oder Plättchenform mit einem 
von den Goldmärkten akzeptierten Gewicht und 
einem Feingehalt von mindestens 995 Tausends- 
tel; 

2. Goldmünzen, die einen Feingehalt von mindes- 
tens 900 Tausendstel aufweisen, nach dem Jahr 
1800 geprägt wurden, in ihrem Ursprungsland 
gesetzliches Zahlungsmittel sind oder waren und 
üblicherweise zu einem Preis verkauft werden, 
der den Offenmarktwert ihres Goldgehaltes um 
nicht mehr als 80 vom Hundert übersteigt. 

(3) Der Unternehmer, der Anlagegold herstellt 
oder Gold in Anlagegold umwandelt, kann eine Lie- 
ferung, die nach Absatz 1 Satz 1 steuerfrei ist, als 
steuerpflichtig behandeln, wenn sie an einen anderen 
Unternehmer für dessen Unternehmen ausgeführt 
wird. Der Unternehmer, der üblicherweise Gold zu 
gewerblichen Zwecken liefert, kann eine Lieferung 
von Anlagegold im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1, die 
nach Absatz 1 Satz 1 steuerfrei ist, als steuerpflichtig 
behandeln, wenn sie an einen anderen Unternehmer 
für dessen Unternehmen ausgeführt wird. Ist eine 
Lieferung nach den Sätzen 1 oder 2 als steuerpflich- 
tig behandelt worden, kann der Unternehmer, der 
diesen Umsatz vermittelt hat, die Vermittlungsleis- 
tung ebenfalls als steuerpflichtig behandeln. 

(4) Bei einem Unternehmer, der steuerfreie Um- 
sätze nach Absatz 1 ausführt, ist die Steuer für fol- 
gende an ihn ausgeführte Umsätze abweichend von 
§ 15 Abs. 2 nicht vom Vorsteuerabzug ausgeschlos- 
sen: 
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1 . die Lieferungen von Anlagegold durch einen an- 
deren Unternehmer, der diese Lieferungen nach 
Absatz 3 Satz 1 oder 2 als steuerpflichtig behan- 
delt; 

2. die Lieferungen, die Einfuhr und der innerge- 
meinschaftliche Erwerb von Gold, das anschlie- 
ßend von ihm oder für ihn in Anlagegold umge- 
wandelt wird; 

3. die sonstigen Leistungen, die in der Veränderung 
der Form, des Gewichts oder des Feingehalts von 
Gold, einschließlich Anlagegold, bestehen. 

(5) Bei einem Unternehmer, der Anlagegold her- 
stellt oder Gold in Anlagegold umwandelt und an- 
schließend nach Absatz 1 Satz 1 steuerfrei liefert, ist 
die Steuer für an ihn ausgeführte Umsätze, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Herstellung 
oder Umwandlung des Goldes stehen, abweichend 
von § 15 Abs. 2 nicht vom Vorsteuerabzug ausge- 
schlossen. 

(6) Bei Umsätzen mit Anlagegold gelten zusätz- 
lich zu den Aufzeichnungspflichten nach § 22 die 
Identifizierungs-, Aufzeichnungs- und Aufbewah- 
rungspflichten des Geldwäschegesetzes entspre- 
chend.“ 

14. § 28 Abs. 3 wird aufgehoben. 

15. Die Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wird wie 
folgt geändert: 

a) Nummer 10 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c wird in der Warenbezeich- 
nung das Wort „Porree“ durch die Wörter 
„Porree/Lauch“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe d wird in der Warenbezeich- 
nung das Wort „Blumenkohl“ durch die 
Wörter „Blumenkohl/Karfiol“ ersetzt. 

cc) In Buchstabe m wird in der Warenbezeich- 
nung das Wort „trockene“ durch das Wort 
„getrocknete“ ersetzt. 

b) In Nummer 1 1 wird die Warenbezeichnung wie 
folgt gefasst: 

„Genießbare Früchte und Nüsse“. 

c) In Nummer 15 wird die Warenbezeichnung wie 
folgt gefasst: 

„Mehl, Grieß, Pulver, Flocken, Granulat und 
Pellets von Kartoffeln“. 

d) In Nummer 16 wird die Warenbezeichnung wie 
folgt gefasst: 

„Mehl, Grieß und Pulver von getrockneten Hül- 
senfrüchten sowie Mehl, Grieß und Pulver von 
genießbaren Früchten“. 

e) In Nummer 18 wird in der Warenbezeichnung 
das Wort „Ölsaaten“ durch das Wort „Ölsamen“ 
ersetzt. 

f) In Nummer 32 wird die Warenbezeichnung wie 
folgt gefasst: 


„Zubereitungen von Gemüse, Früchten, Nüssen 
oder anderen Pflanzenteilen, ausgenommen 
Frucht- und Gemüsesäfte“. 

g) Nummer 38 wird aufgehoben. 

h) In Nummer 41 wird die Verweisung auf den 
Zolltarif wie folgt gefasst: 

„Unterpositionen 2905.44 und 3824.60“. 

Artikel 9 

Änderung der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I 
S. 1308), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Sonderfälle des Ortes der sonstigen Leistung 

(1) Erbringt ein Unternehmer, der sein Unterneh- 
men von einem im Drittlandsgebiet liegenden Ort aus 
betreibt, 

1. eine sonstige Leistung, die in § 3a Abs. 4 Nr. 1 
bis 1 1 des Gesetzes bezeichnet ist, an eine im In- 
land ansässige juristische Person des öffentlichen 
Rechts, soweit sie nicht Unternehmer ist, oder 

2. die Vermietung von Beförderungsmitteln, 

ist diese Leistung abweichend von § 3a Abs. 1 des 
Gesetzes als im Inland ausgeführt zu behandeln, 
wenn sie dort genutzt oder ausgewertet wird. Wird 
die Leistung von einer Betriebsstätte eines Unter- 
nehmers ausgeführt, gilt Satz 1 entsprechend, wenn 
die Betriebsstätte im Drittlandsgebiet liegt. 

(2) Eine in § 3a Abs. 4 Nr. 12 des Gesetzes be- 
zeichnete sonstige Leistung, die 

1. ein Unternehmer, der sein Unternehmen von ei- 
nem im Drittlandsgebiet liegenden Ort aus be- 
treibt, an Empfänger erbringt, soweit sie nieht 
Unternehmer sind, ist abweichend von § 3a Abs. 1 
des Gesetzes als im Inland ausgeführt zu behan- 
deln, wenn sie dort genutzt oder ausgewertet wird; 

2. ein Unternehmer, der sein Unternehmen vom In- 
land aus betreibt, an einen im Drittlandsgebiet 
ansässigen Empfänger erbringt, ist abweichend 
von § 3a Abs. 3 des Gesetzes als im Inland ausge- 
führt zu behandeln, wenn sie dort genutzt oder 
ausgewertet wird; 

3. ein Unternehmer, der sein Unternehmen von ei- 
nem im Drittlandsgebiet liegenden Ort aus be- 
treibt, an einen im Inland ansässigen Unternehmer 
erbringt, ist abweichend von § 3a Abs. 3 des Ge- 
setzes als im Drittlandsgebiet ausgeführt zu be- 
handeln, wenn sie im Drittlandsgebiet genutzt oder 
ausgewertet wird. 
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Werden die in Satz 1 genannten Leistungen von einer 
Betriebsstätte eines Unternehmers ausgeführt, gilt 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 entsprechend, wenn die Betriebs- 
stätte in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 und 3 im 
Drittlandsgebiet und in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 
im Inland liegt. 

(3) Vermietet ein Unternehmer, der sein Unter- 
nehmen vom Inland aus betreibt, ein Schienenfahr- 
zeug, einen Kraftomnibus oder ein ausschließlich zur 
Beförderung von Gegenständen bestimmtes Straßen- 
fahrzeug, ist diese Leistung abweichend von 
§ 3a Abs. 1 des Gesetzes als im Drittlandsgebiet aus- 
geführt zu behandeln, wenn die Leistung an einen im 
Drittlandsgebiet ansässigen Unternehmer erbracht 
wird, das Fahrzeug für dessen Unternehmen bestimmt 
ist und im Drittlandsgebiet genutzt wird. Wird die 
Vermietung des Fahrzeugs von einer Betriebsstätte 
eines Unternehmers ausgeführt, gilt Satz 1 entspre- 
chend, wenn die Betriebsstätte im Inland liegt.“ 

2. § 23 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Deutsches Rotes Kreuz e.V.;“. 

3. § 44 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Übersteigt der Betrag, um den der Vorsteuer- 
abzug bei einem Wirtschaftsgut für das Kalenderjahr 
zu berichtigen ist, nicht 12 000 Deutsche Mark, so ist 
die Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15a des 
Gesetzes abweichend von § 1 8 Abs. 1 und 2 des Ge- 
setzes erst im Rahmen der Steuerfestsetzung für den 
Besteuerungszeitraum durchzuführen, in dem sich die 
für den Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse 
gegenüber den Verhältnissen im Kalenderjahr der 
erstmaligen Verwendung geändert haben. Dies gilt 
nicht bei Veräußerungen und Lieferungen im Sinne 
des § 3 Abs. Ib des Gesetzes. Absatz 3 bleibt unbe- 
rührt.“ 

4. § 52 Abs. 3 wird aufgehoben. 

5. § 53 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Leistungsempfänger hat die einzubehal- 
tende und abzuführende Steuer nach dem Entgelt und 
nach den Steuersätzen des § 12 des Gesetzes zu be- 
rechnen. Die §§19 und 24 des Gesetzes sind hierbei 
nicht anzuwenden. In den Fällen des § 25a des Geset- 
zes hat der Leistungsempfänger die einzubehaltende 
und abzuführende Steuer nach der Bemessungs- 
grundlage des § 25a Abs. 3 des Gesetzes und nach 
den Steuersätzen des § 12 des Gesetzes zu berech- 
nen.“ 

6. § 57 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei der Berechnung der Steuer sind nicht zu 
berücksichtigen: 

1. die Umsätze, bei denen § 52 Abs. 2 nachweislich 
angewendet worden ist; 

2. die Vorsteuerbeträge, die in dem besonderen Ver- 
fahren nach den §§ 59 bis 61 vergütet worden 
sind. 


Die abziehbaren Vorsteuerbeträge sind in den Fällen 
des Absatzes 2 durch Vorlage der Rechnungen und 
Einfuhrbelege im Original nachzuweisen.“ 

7. § 65 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die sonstigen Leistungen im Sinne des § 3 Abs. 9a 
Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes. Für ihre Bemessung gilt 
Nummer 1 entsprechend.“ 

Artikel 10 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt ge- 
ändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „1 bis 3“ durch die 
Angabe „1 und 3“ ersetzt. 

2. § 29 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die nach Bundes- oder Landesrecht zustän- 
digen Behörden haben den Finanzbehörden die ih- 
nen im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung bekannt- 
gewordenen rechtlichen und tatsächlichen Umstände 
mitzuteilen, die für die Feststellung von Einheits- 
werten des Grundbesitzes oder für die Grundsteuer 
von Bedeutung sein können. Den Behörden stehen 
die Stellen gleich, die für die Sicherung der Zweck- 
bestimmung solcher Wohnungen zuständig sind, die 
mit Mitteln im Sinne der §§ 6, 87a und 88 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. August 1994 (BGBl. I 
S. 2137), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Ge- 
setzes vom 16. Dezember 1997 (BGBl. I S. 2970), 
oder der §§ 4 und 38 des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. November 1990 (Amtsblatt des Saarlandes 
1991 S. 273), zuletzt geändert durch Artikel 13 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 2970), gefördert worden sind.“ 

3. In § 32 Satz I wird die Angabe „109a“ durch die 
Angabe „109“ ersetzt. 

4. § 41 Abs. 2a wird wie folgt gefasst: 

„(2a) Der Zuschlag wegen Abweichung des tat- 
sächlichen Tierbestands von den unterstellten regel- 
mäßigen Verhältnissen der Gegend ist bei Fort- 
schreibungen (§ 22) oder Nachfeststellungen (§ 23) 
um 50 vom Hundert zu vermindern.“ 

5. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 Satz I wird die Angabe „Absatz 1 
oder“ gestrichen. 

c) In Absatz 5 wird die Angabe „Absätze 1“ durch 
die Angabe „Absätze la“ ersetzt. 
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6. § 5 la wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe d und in Nr. 2 
Buchstabe b wird jeweils die Angabe „Abs. 1 
oder“ gestrichen. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „Abs. 1 oder“ ge- 
strichen. 

7. In § 71 wird die Überschrift wie folgt gefasst: 

„Gebäude und Gebäudeteile für den Zivilschutz“. 

8. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

9. In § 81 Satz 1 werden die Wörter „mit Ausnahme 

der in § 79 Abs. 3 und 4 bezeichneten Grundstücke 

oder Grundstücksteile“ gestrichen. 

10. § 92 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Das Recht auf den Erbbauzins ist nicht 
als Bestandteil des Grundstücks und die Ver- 
pflichtung zur Zahlung des Erbbauzinses nicht 
bei der Bewertung des Erbbaurechts zu berück- 
sichtigen.“ 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird jeweils die Angabe „§ 22 
Abs. 1 Nr. 1“ durch die Angabe „§ 22 
Abs. 1“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 30 Nr. 1“ durch 
die Angabe „§ 30“ ersetzt. 

11. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz I wird der zweite Halbsatz wie 
folgt gefasst: 

„§ 99 bleibt unberührt.“ 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

12. § 97 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer I werden in dem Klammerzusatz 
die Wörter „, bergrechtliche Gewerkschaf- 
ten“ gestrichen. 

bb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Gesellschaften im Sinne des § 15 
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 des Einkom- 
mensteuergesetzes. Zum Gewerbebe- 
trieb einer solchen Gesellschaft gehö- 
ren auch die Wirtschaftsgüter, die im 
Eigentum eines Gesellschafters, mehre- 
rer oder aller Gesellschafter stehen, und 
Schulden eines Gesellschafters, mehre- 
rer oder aller Gesellschafter, soweit die 
Wirtschaftsgüter und Schulden bei der 
steuerlichen Gewinnermittlung zum 
Betriebsvermögen der Gesellschaft ge- 
hören (§ 95); diese Zurechnung geht 
anderen Zurechnungen vor.“ 


b) Absatz la wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Wirtschaftsgüter und Schulden im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 5 Satz 2 sind dem 
jeweiligen Gesellschafter vorab mit dem 
Wert zuzurechnen, mit dem sie im Wert 
des Betriebsvermögens enthalten sind.“ 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Die Kapitalkonten aus der Steuerbilanz 
der Gesellschaft mit Ausnahme der Ka- 
pitalkonten aus den Sonderbilanzen sind 
dem jeweiligen Gesellschafter vorweg 
zuzurechnen.“ 

cc) In den Nummern 3 und 4 werden jeweils die 
Angabe „Nummer 1 Satz 1“ durch die Anga- 
be „Nummer 1“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird der Klammerzusatz wie folgt 
gefasst: „(§ 121 Nr. 3)“. 

13. § 98 wird aufgehoben. 

14. § 104 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in Satz 1 nach dem Wort 
„wenn“ die Wörter „und soweit“ eingefügt und 
Nummer 2 dieses Satzes wie folgt gefasst: 

„2. die Pensionszusage keine Pensionsleistungen 
in Abhängigkeit von künftigen gewinnab- 
hängigen Bezügen vorsieht und keinen Vor- 
behalt enthält, dass die Pensionsanwartschaft 
oder die Pensionsleistung gemindert oder 
entzogen werden kann, oder ein solcher Vor- 
behalt sich nur auf Tatbestände erstreckt, bei 
deren Vorliegen nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen unter Beachtung billigen Ermes- 
sens eine Minderung oder ein Entzug der 
Pensionsanwartschaft oder der Pensionsleis- 
tung zulässig ist, und“ 

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Artikel 91 des 
Gesetzes vom 5. Oktober 1994, BGBl. I S. 291 1“ 
durch die Wörter „Artikel 8 des Gesetzes vom 
16. Dezember 1997, BGBl. I S. 2998“ ersetzt. 

15. In § 123 wird die Angabe „und § 113a“ gestrichen. 

16. § 125 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 19 Abs. 1 
Nr. 1“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 1“ ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben. 

17. In § 126 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 22 Abs. 1 

Nr. 1“ durch die Angabe „§ 22 Abs. 1“ ersetzt. 

18. In § 128 wird die Angabe „§ 30 Nr. 1“ durch die 

Angabe „§ 30“ ersetzt. 

19. § 136 wird aufgehoben. 

20. § 138 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 29 Abs. 2 und 3 gilt sinngemäß.“ 
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b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a einge- 
fügt: 

„(4a) Weist der Steuerpflichtige nach, dass der 
gemeine Wert der wirtschaftlichen Einheit im 
Besteuerungszeitpunkt niedriger ist als der nach 
den §§ 143, 145 bis 149 ermittelte Wert, ist der 
gemeine Wert anzusetzen.“ 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Grundbesitzwerte sind gesondert fest- 
zustellen, soweit sie für die Erbschaftsteuer 
oder Grunderwerbsteuer erforderlich sind 
(Bedarfsbewertung).“ 

bb) Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. über die Zurechnung der wirtschaftli- 
chen Einheit; bei mehreren Beteiligten 
unterbleibt eine Aufteilung des Grund- 
besitzwerts.“ 

d) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Steuerpflichtige hat die Feststellungserklä- 
rung eigenhändig zu unterschreiben.“ 

21. § 143 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Klammerzusatz „(§§ 146 bis 
150)“ durch den Klammerzusatz „(§§ 146, 148 
bis 150)“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird der Klammerzusatz „(§§ 146 bis 
149)“ durch den Klammerzusatz „(§§ 146, 148 
bis 149)“ ersetzt. 

22. § 145 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz I werden die Wörter „vom 8. Dezember 
1986, BGBl. I S. 2253, das zuletzt durch Arti- 
kel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 1996, 
BGBl. I S. 2049, geändert worden ist“ durch die 
Wörter „vom 27. August 1997, BGBl. I S. 2141; 
1998 I S. 137, das zuletzt durch Artikel 2 Abs. 6 
des Gesetzes vom 17. Dezember 1997, BGBl. I 
S. 3108, geändert worden ist“ ersetzt. 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

23. § 146 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Wert eines bebauten Grundstücks ist 
das 12,5fache der in den letzten zwölf Monaten 
vor dem Besteuerungszeitpunkt von den Mietern 
(Pächtern) für die Nutzung des Grundstücks auf- 
grund vertraglicher Vereinbarungen zu zahlenden 
Miete (Jahresmiete), vermindert um die Wertmin- 
derung wegen Alters des Gebäudes (Absatz 4). 
Betriebskosten (§ 27 Abs. 1 der Zweiten Berech- 
nungsverordnung) sind nicht einzubeziehen. Für 
Grundstücke, die nicht oder nur zum Teil Wohn- 
zwecken dienen, ist diese Vorschrift enfsprechend 
anzuwenden. Ist das Grundstück vor dem Besteue- 
rungszeitpunkt weniger als zwölf Monate vermie- 


tet worden, ist die Jahresmiete aus dem kürzeren 
Zeitraum zu ermitteln. Hat sich in den zurücklie- 
genden zwölf Monaten vor dem Besteuerungszeit- 
punkt die Miethöhe infolge Anbau-, Umbau-, 
Ausbau- oder Modemisierungsmaßnahmen oder 
Nutzungsänderungen geändert, ist die Jahresmiete 
aus dem kürzeren Zeitraum zu ermitteln.“ 

b) Absatz 7 wird aufgehoben. 


24. § 148 wird wie folgt gefasst: 

„§ 148 
Erbbaurecht 


(1) Das Erbbaurecht und das belastete Grund- 
stück bilden jeweils getrennte wirtschaftliche Ein- 
heiten; ein Grundstückswert ist nur für die wirt- 
schaftliche Einheit festzustellen, die der Besteue- 
rung unterliegt (§138 Abs. 5 Satz 1). Auf die wirt- 
schaftliche Einheit des belasteten Grundstücks ent- 
fällt der Wert des Grund und Bodens (Bodenwert). 
Auf die wirtschaftliche Einheit des Erbbaurechts 
entfällt der Gebäudewert. Beträgt die Dauer des 
Erbbaurechts im Besteuerungszeitpunkt weniger als 
40 Jahre und hat der Eigentümer des belasteten 
Grundstücks bei Erlöschen des Erbbaurechts durch 
Zeitablauf keine dem Wert des Gebäudes entspre- 
chende Entschädigung zu leisten, entfallen auf die 
wirtschaftliche Einheit des Erbbaurechts bei einer 
Dauer dieses Rechts von 


unter 40 bis zu 35 Jahren 
unter 35 bis zu 30 Jahren 
unter 30 bis zu 25 Jahren 
unter 25 bis zu 20 Jahren 
unter 20 bis zu 15 Jahren 
unter 15 bis zu 10 Jahren 
unter 10 bis zu 8 Jahren 
unter 8 bis zu 7 Jahren 
unter 7 bis zu 6 Jahren 
unter 6 bis zu 5 Jahren 
unter 5 bis zu 4 Jahren 
unter 4 bis zu 3 Jahren 
unter 3 bis zu 2 Jahren 
unter 2 Jahren bis zu 1 Jahr 
unter 1 Jahr 


90 vom Hundert 
85 vom Hundert 
80 vom Hundert 
70 vom Hundert 
60 vom Hundert 
50 vom Hundert 
40 vom Hundert 
35 vom Hundert 
30 vom Hundert 
25 vom Hundert 
20 vom Hundert 
1 5 vom Hundert 
10 vom Hundert 
5 vom Hundert 
0 vom Hundert 


des Gebäudewerts. Der andere Teil des Gebäude- 
werts entfällt auf die wirtschaftliche Einheit des be- 
lasteten Grundstücks. Beträgt die Entschädigung für 
das Gebäude nur einen Teil des gemeinen Werts, ist 
der dem Eigentümer des belasteten Grundstücks ent- 
schädigungslos zufallende Anteil entsprechend zu 
mindern. 


(2) Der Bodenwert ist nach § 145 Abs. 3 zu er- 
mitteln. 


(3) Der Gebäudewert ist das lOfache der in den 
letzten zwölf Monaten vor dem Besteuerungszeit- 
punkt für die Nutzung des Grundstücks aufgrund 
vertraglicher Vereinbarungen zu zahlenden Miete 
(Jahresmiete), vermindert um die Wertminderung 
wegen Alters. § 146 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 
Bei bebauten Grundstücken, für die sich eine übliche 
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Miete nicht ermitteln lässt (§ 147 Abs. 1), bestimmt 
sich der Gebäudewert nach § 147 Abs. 2 Satz 2. 

(4) Für Wohnungserbbaurechte oder Teilerbbau- 
rechte gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Ist an einem Erbbaurecht ein Untererbbaurecht 
bestellt worden, entfällt der Gebäudewert auf die 
wirtschaftliche Einheit des Untererbbaurechts. Be- 
trägt die Dauer des Untererbbaurechts im Besteue- 
rungszeitpunkt weniger als 40 Jahre und ist bei Erlö- 
schen des Untererbbaurechts eine Entschädigung 
ausgeschlossen, ist der Gebäudewert nach Absatz 1 
Satz 3 oder 4 zwischen der wirtschaftlichen Einheit 
des Erbbaurechts und der wirtschaftlichen Einheit 
des Untererbbaurechts in sinngemäßer Anwendung 
von Absatz 1 aufzuteilen. 

(6) Das Recht auf den Erbbauzins wird weder als 
Bestandteil des Grundstücks noch als gesondertes 
Recht angesetzt; dementsprechend ist die Ver- 
pflichtung zur Zahlung des Erbbauzinses weder bei 
der Bewertung des Erbbaurechts noch als gesonderte 
Verpflichtung abzuziehen.“ 

25. Nach § 148 wird folgender § 148a eingefügt: 

„§ 148a 

Gebäude auf fremdem Grund und Boden 

(1) Bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden 
ist der Bodenwert dem Eigentümer des Grund und 
Bodens und der Gebäudewert dem wirtschaftlichen 
Eigentümer des Gebäudes zuzurechnen. 

(2) Der Bodenwert ist nach § 145 Abs. 3 zu er- 
mitteln. 

(3) Der Gebäudewert ist das lOfache der in den 
letzten zwölf Monaten vor dem Besteuerungszeit- 
punkt für die Nutzung des Grundstücks aufgrund 
vertraglicher Vereinbarungen zu zahlenden Miete 
(Jahresmiete), vermindert um die Wertminderung 
wegen Alters. Die Wertminderung wegen Alters be- 
stimmt sich nach der voraussichtlichen Nutzungs- 
dauer des Gebäudes und ist für jedes Jahr, das seit 
Bezugsfertigkeit bis zum Besteuerungszeitpunkt 
vollendet worden ist, in gleichen Jahresbeträgen 
vorzunehmen; § 146 Abs. 4 ist nicht anzuwenden. 
§ 146 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Bei bebauten 
Grundstücken, für die sich eine übliche Miete nicht 
ermitteln lässt (§ 147 Abs. 1), bestimmt sich der Ge- 
bäudewert nach § 147 Abs. 2 Satz 2.“ 

26. § 149 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Von diesem Wert sind 80 vom Hundert, in den 
Fällen des § 146 Abs. 5 sind 60 vom Hundert als 
Gebäudewert anzusetzen.“ 

27. § 152 wird wie folgt gefasst: 

„§ 152 

Anwendung des Gesetzes 

Diese Fassung des Gesetzes ist erstmals zum 

1. Januar 2000 anzuwenden.“ 


Artikel 11 

Änderung des Erbschaftsteuer-und 
Schenkungsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. I S. 378), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. ...), wird wie folgt geändert: 

1 . § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. was als Abfindung für einen Verzicht auf den 
entstandenen Pflichtteilsanspruch oder für die 
Ausschlagung einer Erbschaft, eines Erber- 
satzanspruchs, eines Vermächtnisses oder für 
die Zurückweisung eines Rechts aus einem 
Vertrag zugunsten Dritter (§ 333 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs) oder anstelle eines ande- 
ren in Absatz 1 genannten Erwerbs gewährt 
wird;“. 

b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. was der Vertragserbe oder der Schlusserbe 
eines gemeinschaftlichen Testaments auf- 
grund beeinträchtigender Schenkungen des 
Erblassers (§ 2287 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) von dem Beschenkten nach den Vor- 
schriften über die ungerechtfertigte Bereiche- 
rung erlangt.“ 

2. § 6 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Nachvermächtnisse und beim Tod des Be- 
schwerten fällige Vermächtnisse oder Auflagen ste- 
hen den Nacherbschaften gleich.“ 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der unmittelbare oder mittelbare Erwerb einer 
Beteiligung an einer Personengesellschaft oder 
einer anderen Gesamthandsgemeinschaft, die 
nicht nach § 12 Abs. 5 zu bewerten ist, gilt als 
Erwerb der anteiligen Wirtschaftsgüter; die dabei 
übergehenden Schulden und Lasten der Gesell- 
schaft sind bei der Ermittlung der Bereicherung 
des Erwerbers wie eine Gegenleistung zu behan- 
deln.“ 

b) Absatz 6 Satz 4 wird aufgehoben, und der nach- 
folgende Satz wird wie folgt gefasst: 

„Schulden und Lasten, die mit dem nach § 13a 
befreiten Vermögen in wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehen, sind nur mit dem Betrag abzugs- 
fähig, der dem Verhältnis des nach Anwendung 
des § 13a anzusetzenden Werts dieses Vermögens 
zu dem Wert vor Anwendung des § 13a ent- 
spricht.“ 

4. § 12 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Für den Bestand und die Bewertung von Be- 
triebsvermögen sind die Verhältnisse zur Zeit der 
Entstehung der Steuer maßgebend. Die §§95 bis 99, 
103, 104, 109 und 137 des Bewertungsgesetzes sind 
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entsprechend anzuwenden; § 26 des Bewertungsge- 
setzes findet keine Anwendung. Betriebsgrundstücke 
sind mit dem Grundbesitzwert (Absatz 3), zum Be- 
triebsvermögen gehörende Wertpapiere, Anteile und 
Genussscheine von Kapitalgesellschaften sind vor- 
behaltlich des Absatzes 2 mit dem nach § 1 1 oder 
§ 12 des Bewertungsgesetzes ermittelten Wert anzu- 
setzen. Soweit die Steuerbilanzwerte dem Grunde 
oder der Höhe nach berichtigt oder geändert werden 
und sich die Berichtigung oder Änderung auf den 
Wert des Betriebsvermögens auswirkt, ist der Erb- 
schaftsteuerbescheid zu erlassen, aufzuheben oder 
zu ändern. Die Frist für die Festsetzung der Erb- 
schaftsteuer endet nicht vor Ablauf der Frist, inner- 
halb der die berichtigten oder geänderten Steuerbi- 
lanzwerte der Besteuerung nach dem Einkommen 
zugrunde gelegt werden können.“ 

5. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
werden die Wörter „Anlage I Kapitel II Sachge- 
biet B Abschnitt II Nr. 4 des Einigungsvertrages 
vom 31. August 1990 in Verbindung mit Arti- 
kel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 II S. 885, 914)“ durch die Wörter 
„Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Oktober 1998 
(BGBl. I S. 3162)“ ersetzt. 

b) Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a werden die Wörter „Gesetz 
vom 23. Juni 1994 (BGBl. I S. 1311),“ durch 
die Wörter „Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3180),“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe b wird die Angabe „(BGBl. I 
S. 1389)“ durch die Angabe „(BGBl. I 
S. 2911)“ ersetzt. 

cc) Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

„d) Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Juli 1997 (BGBl. IS. 1613),“. 

dd) Buchstabe e wird wie folgt gefasst: 

„e) Bundesvertriebenengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 
(BGBl. I S. 829), zuletzt geändert durch 
Artikel 30 des Gesetzes vom 24. März 
1997 (BGBl. I S. 594),“. 

ee) Buchstabe g wird wie folgt gefasst: 

„g) Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungs- 
gesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Juli 1997 (BGBl. I 
S. 1620) und Berufliches Rehabilitie- 
rungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Juli 1997 (BGBl. I 
S. 1625);“. 

c) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

„8. Ansprüche auf Entschädigungsleistungen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz in der 
Fassung vom 29. Juni 1956 (BGBl. I S. 559), 
zuletzt geändert durch Artikel 14 § 4 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 1997 (BGBl. I 


S. 2942), und nach dem Gesetz über Entschä- 
digungen für Opfer des Nationalsozialismus 
im Beitrittsgebiet vom 22. April 1992 
(BGBl. I S. 906) in der jeweils geltenden 
Fassung;“. 

6. § 13a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Einleitungssatz wird wie folgt gefasst: 

„Betriebsvermögen, land- und forstwirt- 
schaftliches Vermögen und Anteile an Kapi- 
talgesellschaften im Sinne des Absatzes 4 
bleiben vorbehaltlich des Satzes 2 und des 
Absatzes 3 insgesamt bis zu einem Wert von 
500 000 Deutsche Mark außer Ansatz“. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „im Weg 
der vorweggenommenen Erbfolge“ durch die 
Wörter „beim Erwerb durch Schenkung unter 
Lebenden“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „des Absatzes 1“ 
durch die Wörter „der Absätze 1 und 3“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Ein Erwerber kann den Freibetrag oder 
Freibetragsanteil (Absatz 1) und den verminder- 
ten Wertansatz (Absatz 2) nicht in Anspruch 
nehmen, soweit er erworbenes Vermögen im Sin- 
ne des Absatzes 4 auf Grund einer letztwilligen 
Verfügung des Erblassers oder einer rechts- 
geschäftlichen Verfügung des Erblassers oder 
Schenkers auf einen Dritten übertragen muss. Ist 
der Erwerber verpflichtet, nur einen Teil des er- 
worbenen Vermögens im Sinne des Absatzes 4 zu 
übertragen, kann er für diesen Teil den vermin- 
derten Wertansatz nicht und, wenn der Wert des 
ihm verbleibenden Vermögens den auf ihn ent- 
fallenden Freibetrag oder Freibetragsanteil unter- 
schreitet, den Freibetrag oder Freibetragsanteil 
nur bis zur Höhe des Werts des verbleibenden 
Vermögens in Anspruch nehmen. Der bei ihm 
entfallende Freibetrag oder Freibetragsanteil geht 
auf den Dritten über, bei mehreren Dritten zu 
gleichen Teilen.“ 

d) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des Satzes 1 beginnt die Festset- 
zungsfrist abweichend von § 175 Abs. 1 Satz 2 
der Abgabenordnung mit Ablauf des fünften Ka- 
lenderjahrs nach dem Erwerb.“ 

e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Der Erwerber kann der Finanzbehörde bis 
zur Unanfechtbarkeit der Steuerfestsetzung erklä- 
ren, dass er auf die Steuerbefreiung verzichtet.“ 

7. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Anstelle der Steuer nach Satz 2 ist die tatsäch- 
lich für die in die Zusammenrechnung einbezoge- 
nen früheren Erwerbe zu entrichtende Steuer nach 
Maßgabe des Satzes 4 abzuziehen, wenn diese 
höher ist.“ 
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b) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Steuer nach Satz 3 darf höchstens bis zu 
dem Teilbetrag der Steuer für den Gesamtbetrag 
abgezogen werden, der dem Wert der in die Zu- 
sammenrechnung einbezogenen früheren Erwerbe 
zum Gesamtbetrag entspricht.“ 

8. Dem § 19a Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des Satzes 1 beginnt die Festset- 
zungsfrist abweichend von § 175 Abs. 1 Satz 2 der 
Abgabenordnung mit Ablauf des fünften Kalender- 
jahrs nach dem Erwerb.“ 

9. § 29 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird am Ende das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: 

„Entsprechendes gilt, wenn unentgeltliche Zu- 
wendungen bei der Berechnung des nach § 5 
Abs. 1 steuerfreien Betrags berücksichtigt wer- 
den;“. 

b) In Nummer 4 Satz 2 werden die Wörter „vom 
21. März 1991 (BGBl. I S. 814), zuletzt geändert 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1996 (BGBl. I S. 2049),,, durch die Wörter „vom 
19. Mai 1999 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt durch 
Artikel X des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ge- 
ändert worden ist,“ ersetzt. 

10. § 30 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Einer Anzeige bedarf es nicht, wenn der Er- 
werb auf einer von einem deutschen Gericht, einem 
deutschen Notar oder einem deutschen Konsul er- 
öffneten Verfügung von Todes wegen beruht und 
sich aus der Verfügung das Verhältnis des Erwerbers 
zum Erblasser unzweifelhaft ergibt; das gilt nicht, 
wenn zum Erwerb Grundbesitz, Betriebsvermögen, 
Anteile an Kapitalgesellschaften, die nicht der An- 
zeigepflicht nach § 33 unterliegen, oder Auslands- 
vermögen gehört. Einer Anzeige bedarf es auch 
nicht, wenn eine Schenkung unter Lebenden oder 
eine Zweckzuwendung gerichtlich oder notariell be- 
urkundet ist.“ 

11. § 35 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei Schenkungen und Zweckzuwendungen 
unter Lebenden von einer Erbengemeinschaft ist das 
Finanzamt zuständig, das für die Bearbeitung des 
Erbfalls zuständig ist. Satz 1 gilt auch, wenn eine 
Erbengemeinschaft aus zwei Erben besteht und der 
eine Miterbe bei der Auseinandersetzung eine 
Schenkung an den anderen Miterben ausführt.“ 

12. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
findet auf Erwerbe Anwendung, für die die Steuer 
nach dem ... [Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] 
entstanden ist oder entsteht.“ 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 


Artikel 12 

Änderung des Grundsteuergesetzes 

Das Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 (BGBl. I 

S. 965), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird 
wie folgt geändert: 

1 . § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. la wird aufgehoben. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Körperschaften“ durch 
die Wörter „juristische Personen“ ersetzt. 

2. § 4 Nr. 3 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) auf Verkehrsflughäfen und Verkehrslandeplätzen 
alle Flächen, die unmittelbar zur Gewährleistung 
eines ordnungsgemäßen Flugbetriebes notwendig 
sind und von Hochbauten und sonstigen Luft- 
fahrthindemissen freigehalten werden müssen, 
die Grundflächen mit den Bauwerken und Ein- 
richtungen, die unmittelbar diesem Betrieb die- 
nen, sowie die Grundflächen ortsfester Flugsiche- 
rungsanlagen einschließlich der Flächen, die für 
einen einwandfreien Betrieb dieser Anlagen er- 
forderlich sind;“. 

3. § 35 wird aufgehoben. 

4. In § 36 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „vom 
26. Januar 1967 (BGBl. I S. 141, 180) zuletzt geän- 
dert durch das Vierte Anpassungsgesetz-KOV vom 
24. Juli 1972 (BGBl. I S. 1284)“ durch die Wörter 
„vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom 17. Juni 1998 (BGBl. I 

S. 1362)“ ersetzt. 

5. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

6. § 38 wird wie folgt gefasst: 

„§38 

Anwendung des Gesetzes 

Diese Fassung des Gesetzes gilt erstmals für die 
Grundsteuer des Kalenderjahres 2000.“ 

7. § 39 wird aufgehoben. 

Artikel 13 

Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 
(BGBl. I S. 2726), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. § 37o Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Für die Anwendung der §§ 37n und 38 bis 42 
gilt § 43 Abs. 1 1 bis 13 entsprechend.“ 
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2. § 39 Abs. la Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Einnahmen des Wertpapier-Sondervermögens 
aus ausländischen Investmentanteilen außer 
steuerfreien Veräußerungsgewinnen im Sinne 
des § 17 Abs. 2 des Auslandinvestment- 
Gesetzes;“. 

3. Dem § 43 wird folgender Absatz 13 angefügt: 

„(13) § 39 Abs. la Nr. 4 in der Fassung des Arti- 
kels 13 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ...) ist erst- 
mals auf Zwischengewinne anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1999 zufließen.“ 

4. § 45 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die vereinnahmten nicht zur Kostendeckung oder 
Ausschüttung verwendeten Erträge und Gewinne 
gelten mit Ablauf des Geschäftsjahres, in dem sie ver- 
einnahmt worden sind, als zugeflossen.“ 

5. Dem § 50 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Für die Anwendung des § 45 Abs.l Satz 3 
in der Fassung des Artikels 13 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) gilt § 43 Abs. 13 sinngemäß.“ 


Artikel 14 

Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 

Das Auslandinvestment-Gesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I 
S. 2820), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Ausschüttungen auf ausländische Investment- 
anteile sowie die von einem Vermögen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 (ausländisches Investmentvermö- 
gen) vereinnahmten nicht zur Kostendeckung oder 
Ausschüttung verwendeten Zinsen, Dividenden, 
Erträge aus der Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 
Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 und 4, Abs. 2 
und 3 des Einkommensteuergesetzes sowie sonsti- 
gen Erträge (ausschüttungsgleiche Erträge) gehö- 
ren zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes, wenn sie nicht Betriebseinnahmen des 
Steuerpflichtigen sind.“ 

b) Absatz 2a Satz 2 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Einnahmen des ausländischen Investmentver- 
mögens aus ausländischen Investmentanteilen 
außer steuerfreien Veräußerungsgewinnen im 
Sinne des Absatzes 2;“. 

2. Dem § 19a wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) § 17 Abs. 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels 
14 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals 


auf Kapitalerträge anzuwenden, in denen Gewinne 
aus privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne des 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 Einkommensteuerge- 
setz enthalten sind, die nach dem 31. Dezember 1999 
getätigt werden. § 17 Abs. 2a Satz 2 Nr. 4 in der Fas- 
sung des Artikels 14 des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. ...) ist erstmals auf Zwischengewinne anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 1999 zufließen.“ 

Artikel 15 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung 

§ 4 Abs. 3 und 4 des Gesetzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3610), das zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) 
geändert worden ist, wird durch folgenden Absatz 3 
ersetzt: 

„(3) Wird die Betriebstätigkeit eingestellt und das 
Unternehmen liquidiert, kann eine Versorgungsleistung 
aufgrund einer Zusage oder einer unverfallbaren An- 
wartschaft nach § 1 Abs. 1 oder eine Versorgungsleis- 
tung, die gemäß § 1 Abs. 4 von einer Unterstützungskas- 
se erbracht wird oder zu erbringen ist, von einer Pen- 
sionskasse oder von einem Unternehmen der Lebensver- 
sicherung ohne Zustimmung des Versorgungsempfän- 
gers oder Arbeitnehmers übernommen werden.“ 

Artikel 16 

Änderung des Fördergebietsgesetzes 

§ 7a Abs. 2 Nr. 1 des Fördergebietsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1993 
(BGBl. I S. 1654), das zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„1. die Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
oder der Deutschen Ausgleichsbank (Kapitalsam- 
melstellen) nach dem 31. Dezember 1995 und vor 
dem 1. Januar 1999 gewährt werden,“. 

Artikel 17 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613, 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. In § 31a Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Erlaubnis 
nach § 19 Abs. 1 des ArbeitsfÖrderungsgesetzes“ 
durch die Angabe „Genehmigung nach § 284 Abs. 1 
Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

2. In § 55 Abs. 3 wird die Angabe „§ 6 Abs. 1 Ziff 4 
Sätze 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes“ durch 
die Angabe „§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 und 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes“ ersetzt. 

3. In § 68 Nr. 3 wird das Wort „Arbeitsforderungsge- 
setzes,, durch die Wörter „Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch“ ersetzt. 
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4. Dem § 122 werden die folgenden Absätze 6 und 7 
angefügt: 

„(6) Die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes an 
einen Beteiligten zugleich mit Wirkung für und ge- 
gen andere Beteiligte ist zulässig, soweit die Betei- 
ligten einverstanden sind; diese Beteiligten können 
nachträglich eine Abschrift des Verwaltungsaktes 
verlangen. 

(7) Betreffen Verwaltungsakte Ehegatten oder 
Ehegatten mit ihren Kindern oder Alleinstehende 
mit ihren Kindern, so reieht es für die Bekanntgabe 
an alle Beteiligten aus, wenn ihnen eine Ausferti- 
gung unter ihrer gemeinsamen Ansehrift übermittelt 
wird. Die Verwaltungsakte sind den Beteiligten ein- 
zeln bekanntzugeben, soweit sie dies beantragt ha- 
ben oder soweit der Finanzbehörde bekannt ist, dass 
zwisehen ihnen ernstliche Meinungsverschieden- 
heiten bestehen.“ 

5. § 149 Abs. 3 wird aufgehoben. 

6. § 152 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Verspätungszuschlag darf zehn vom Hundert 
der festgesetzten Steuer oder des festgesetzten 
Messbetrages nicht übersteigen und höchstens fünf- 
zigtausend Deutsche Mark betragen.“ 

7. § 154 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Er soll, soweit möglich, eine Abliehtung der zur 
Feststellung der Identität des Verfügungsbereehtig- 
ten vorgelegten Dokumente fertigen und aufbewah- 
ren und er hat sieherzustellen, dass er jederzeit Aus- 
kunft darüber geben kann, über welehe Konten oder 
Schließfächer eine Person verfügungsberechtigt ist.“ 

8. § 155 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4. 

9. § 171 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Wird vor Ablauf der Festsetzungsfrist au- 
ßerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfahrens 
ein Antrag auf Steuerfestsetzung oder auf Aufhe- 
bung oder Änderung einer Steuerfestsetzung oder 
ihrer Berichtigung nach § 129 gestellt, so läuft die 
Festsetzungsfrist insoweit nicht ab, bevor über 
den Antrag unanfechtbar entschieden worden ist.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge- 
fügt: 

„(3 a) Wird ein Steuerbescheid mit einem Ein- 
spruch oder einer Klage angefochten, so läuft die 
Festsetzungsfrist nicht ab, bevor über den Rechts- 
behelf unanfechtbar entschieden ist; dies gilt 
auch, wenn der Rechtsbehelf erst naeh Ablauf der 
Festsetzungsfrist eingelegt wird. Der Ablauf der 
Festsetzungsfrist ist hinsichtlich des gesamten 
Steueranspruchs gehemmt; dies gilt nicht, soweit 
der Rechtsbehelf unzulässig ist. In den Fällen des 
§ 100 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, 
§ 101 der Finanzgerichtsordnung ist über den 


Rechtsbehelf erst dann unanfechtbar entschieden, 
wenn ein auf Grund der genannten Vorsehriften 
erlassener Steuerbescheid unanfechtbar geworden 
ist.“ 

10. § 172 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) soweit der Steuerpflichtige zustimmt oder 
seinem Antrag der Sache nach entsprochen 
wird; dies gilt jedoch zugunsten des Steuer- 
pflichtigen nur, soweit er vor Ablauf der Ein- 
spruchsfrist zugestimmt oder den Antrag ge- 
stellt hat oder soweit die Finanzbehörde ei- 
nem Einspruch oder einer Klage abhilft,“. 

b) Folgender Satz wird angefugt: 

„In den Fällen des Satzes 2 ist Satz 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a ebenfalls anzuwenden, wenn der Steuer- 
pflichtige vor Ablauf der Klagefrist zugestimmt 
oder den Antrag gestellt hat; Erklärungen und 
Beweismittel, die nach § 364b Abs. 2 in der Ein- 
spruchsentscheidung nicht berücksichtigt wurden, 
dürfen hierbei nieht berücksichtigt werden.“ 

11. § 180 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 und 4 wird wie folgt gefasst: 

„Dureh Rechtsverordnung kann das Bundesmi- 
nisterium der Finanzen mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, dass Besteuerungs- 
grundlagen, die sich erst später auswirken, zur 
Sicherung der späteren zutreffenden Besteuerung 
gesondert und für mehrere Personen einheitlich 
festgestellt werden; Satz 2 gilt entsprechend. Die 
Rechtsverordnungen können anordnen, unter 
welchen Voraussetzungen der Feststellungsbe- 
seheid aueh gegenüber dem Rechtsnaehfolger 
gilt; sie bedürfen nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates, soweit sie Zölle und Verbrauehsteuern, 
mit Ausnahme der Biersteuer, betreffen.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 wird wie folgt 
gefasst: 

„Dies gilt sinngemäß aueh für die Fälle des 
Absatzes 1 Nr. 2 Buehstabe b und Nr. 3.“ 

12. Dem § 182 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt entspreehend bei Feststellungen nach 
§ 180 Abs. 5 Nr. 2 für Verwaltungsakte, die die 
Verwirklichung der Ansprüche aus dem Steuer- 
schuldverhältnis betreffen.“ 

13. In § 183 Abs. 4 wird die Angabe „§ 155 Abs. 5“ 
durch die Angabe „§ 122 Abs. 7“ ersetzt. 

14. In § 191 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Die Anfechtung wegen Ansprüchen aus dem Steu- 
erschuldverhältnis außerhalb des Insolvenzverfah- 
rens erfolgt durch Duldungsbescheid, soweit sie 
nieht im Wege der Einrede nach § 9 des Anfech- 
tungsgesetzes geltend zu machen ist; bei der 
Berechnung von Fristen nach §§ 3, 4 und 6 des 
Anfechtungsgesetzes steht der Erlas eines Dul- 
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dungsbescheids der gerichtlichen Geltendmachung 
der Anfechtung nach § 7 Abs. 1 des Anfechtungsge- 
setzes gleich.“ 

15. § 231 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Verjährung wird unterbrochen durch 
schriftliche Geltendmachung des Anspruches, 
durch Zahlungsaufschub, durch Stundung, durch 
Aussetzung der Vollziehung, durch Sicherheits- 
leistung, durch Vollstreckungsaufschub, durch 
eine Vollstreckungsmaßnahme, durch Anmeldung 
im Insolvenzverfahren, durch Aufnahme in einen 
Insolvenzplan oder einen gerichtlichen Schulden- 
bereinigungsplan, durch Einbeziehung in ein Ver- 
fahren, das die Restschuldbefreiung für den 
Schuldner zum Ziel hat, und durch Ermittlungen 
der Finanzbehörde nach dem Wohnsitz oder dem 
Aufenthaltsort des Zahlungspflichtigen.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Unterbrechung der Verjährung durch Zah- 
lungsaufschub, durch Stundung, durch Ausset- 
zung der Vollziehung, durch Sicherheitsleistung, 
durch Vollstreckungsaufschub, durch eine Voll- 
streckungsmaßnahme, die zu einem Pfändungs- 
pfandrecht, einer Zwangshypothek oder einem 
sonstigen Vorzugsrecht auf Befriedigung führt, 
durch Anmeldung im Insolvenzverfahren, durch 
Aufnahme in einen Insolvenzplan oder einen ge- 
richtlichen Schuldenbereinigungsplan oder durch 
Einbeziehung in ein Verfahren, das die Rest- 
schuldbefreiung für den Schuldner zum Ziel hat, 
dauert fort, bis der Zahlungsaufschub, die Stun- 
dung, die Aussetzung der Vollziehung oder der 
Vollstreckungsaufschub abgelaufen, die Sicher- 
heit, das Pfändungspfandrecht, die Zwangshypo- 
thek oder ein sonstiges Vorzugsrecht auf Befrie- 
digung erloschen, das Insolvenzverfahren beendet 
ist, der Insolvenzplan oder der gerichtliche 
Schuldenbereinigungsplan erfüllt oder hinfällig 
wird, die Restschuldbefreiung wirksam wird oder 
das Verfahren, das die Restschuldbefreiung zum 
Ziel hat, vorzeitig beendet wird.“ 

16. § 233a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Er endet mit Ablauf des Tages, an dem die 
Steuerfestsetzung wirksam wird.“ 

b) In Absatz 7 Satz 3 wird das Wort „zugunsten“ 
durch das Wort „zuungunsten“ ersetzt. 

17. Dem § 238 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Erlischt der zuende Anspruch durch Aufrechnung, 
gilt der Tag, an dem die Schuld des Aufrechnenden 
fällig wird, als Tag der Zahlung.“ 

18. Dem § 240 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Erlischt der Anspruch durch Aufrechnung, bleiben 
Säumniszuschläge unberührt, die bis zur Fälligkeit 
der Schuld des Aufrechnenden entstanden sind.“ 


19. § 251 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Finanzbehörde ist berechtigt, in den Fällen des 
§ 201 Abs. 2, §§ 257 und 308 Abs. 1 der Insolvenz- 
ordnung gegen den Schuldner im Verwaltungswege 
zu vollstrecken.“ 

20. § 312 Satz 2 wird aufgehoben. 

21. § 315 Abs. 2 und 3 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Vollstreckungsschuldner ist verpflichtet, 
die zur Geltendmachung der Forderung nötige Aus- 
kunft zu erteilen und die über die Forderung vorhan- 
denen Urkunden herauszugeben. Auf Verlangen der 
Vollstreckungsbehörde hat er die Richtigkeit seiner 
Angaben an Eides Statt zu versichern. § 284 Abs. 5, 
6, 8 und 9 gilt sinngemäß. Die Vollstreckungsbehör- 
de kann die Erteilung der Auskunft und die Heraus- 
gabe der Urkunden nach den §§ 328 bis 335 erzwin- 
gen. Die Urkunden kann sie auch durch den Vollzie- 
hungsbeamten wegnehmen lassen. 

(3) Werden die Urkunden nicht vorgefunden, so 
hat der Vollstreckungsschuldner auf Verlangen der 
Vollstreckungsbehörde eine Erklärung über den 
Verbleib der Urkunden abzugeben und die Richtig- 
keit der Erklärung an Eides Statt zu versichern. 
§ 284 Abs. 5, 6, 8 und 9 gilt sinngemäß.“ 

22. In § 329 wird das Wort „fünftausend“ durch das 
Wort „fünfzigtausend“ ersetzt. 

23. In § 339 Abs. 1 Nr. I werden vor den Wörtern „von 
Forderungen aus Wechseln“ das Wort „und“ einge- 
fügt und die Wörter „und von Postspareinlagen,“ ge- 
strichen. 

24. In § 340 Abs. I Satz I wird die Angabe „§ 315 
Abs. 2 Satz 2“ durch die Angabe „§ 3 1 5 Abs. 2 
Satz 5“ ersetzt. 

Artikel 18 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenord- 
nung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I 

S. 667), das zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 1 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ...) geänderten Vorschriften sind auf alle 
bei Inkrafttreten des Gesetzes anhängigen Verfahren 
anzuwenden, soweit nichts anderes bestimmt ist.“ 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) § 152 Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals auf Steuererklä- 
rungen anzuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 
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1999 einzureichen sind; eine Verlängerung der 
Steuererklärungsfrist ist hierbei nicht zu berück- 
sichtigen.“ 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) § 171 Abs. 3 und 3a der Abgabenordnung in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ...) gilt für alle bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch nicht abgelaufenen Festsetzungs- 
ffisten.“ 

4. § 1 la Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„ln einem Insolvenzverfahren, das nach dem 31. De- 
zember 1998 beantragt wird, gelten § 75 Abs. 2, § 171 
Abs. 12 und 13, § 231 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1, 
§ 251 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3, § 266, § 282 Abs. 2 
und § 284 Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung in der 
Fassung des Artikels 9 des Gesetzes vom 19. Dezem- 
ber 1998 (BGBl. I S. 3836) sowie § 251 Abs. 2 Satz 2 
der Abgabenordnung in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) auch für 
Rechtsverhältnisse und Rechte, die vor dem 1 . Januar 
1999 begründet worden sind.“ 

5. Nach § 1 la wird folgender § 1 Ib eingefügt: 

„§ 11b 

Anfechtung außerhalb des Insolvenzverfahrens 

§ 191 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. ...) ist mit Wirkung vom 1. Januar 1999 anzuwen- 
den. § 20 Abs. 2 Satz 2 des Anfechtungsgesetzes vom 
5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911) ist mit der Maß- 
gabe anzuwenden, dass der Erlas eines Duldungsbe- 
scheides vor dem 1. Januar 1999 der gerichtlichen 
Geltendmachung vor dem 1. Januar 1999 gleichsteht.“ 

6. Dem § 14 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) § 23 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 der Ab- 
gabenordnung in der Fassung des Artikels ... des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. I S. ...) gilt für alle bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht abgelaufenen Ver- 
j ährungs fristen. “ 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) § 233a Abs. 2 Satz 3 der Abgabenordnung 
in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) gilt für alle Steuern, die 
nach dem 31. Dezember 1993 entstehen.“ 

8. § 17b wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) § 315 Abs. 2 und 3 und § 340 Abs. 1 Satz 1 
der Abgabenordnung in der Fassung des Arti- 


kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) sind ab 
dem 1. Januar 2000 anzuwenden.“ 

9. Nach § 17c wird folgender § 17d eingefügt: 

„§ 17d 
Zwangsgeld 

§ 329 der Abgabenordnung in der Fassung des Ar- 
tikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) gilt in 
allen Fällen, in denen ein Zwangsgeld nach dem 
31. Dezember 1999 angedroht wird.“ 


Artikel 19 

Änderung der Verordnung über die 
gesonderte Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen nach § 180 Abs. 2 
der Abgabenordnung 

§ 1 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die gesonderte 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach § 180 
Abs. 2 der Abgabenordnung vom 19. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2663), die zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend bei Wohneigentum, das 
nicht der Einkunftserzielung dient, und der Anschaffung 
von Genossenschaftsanteilen im Sinne des § 17 des 
Eigenheimzulagengesetzes, wenn die Feststellung für die 
Besteuerung oder für die Festsetzung der Eigenheimzu- 
lage von Bedeutung ist.“ 


Artikel 20 

Änderung der Verordnung über die örtliche 
Zuständigkeit für die Umsatzsteuer im Ausland 
ansässiger Unternehmer 

§ 1 Abs. 1 der Verordnung über die örtliche Zustän- 
digkeit für die Umsatzsteuer im Ausland ansässiger Un- 
ternehmer vom 21. Februar 1995 (BGBl. I S 225), die 
zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 8, 9, 16 und 24 werden wie folgt ge- 
fasst: 

„8. das Finanzamt Berlin-Neukölln-Nord für in der 
Griechischen Republik ansässige Unternehmer, 

9. das Finanzamt Hamburg-Mitte-Altstadt für in der 
Republik Irland ansässige Unternehmer, 

16. das Finanzamt Berlin-Neukölln-Nord für in der 
Republik Mazedonien ansässige Unternehmer, 

24. das Finanzamt Hamburg-Mitte-Altstadt für im 
Königreich Schweden ansässige Unternehmer,“. 

b) In Nummer 33 werden der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummer 34 angefügt: 

„34. das Finanzamt Bonn-Innenstadt für in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika ansässige Unter- 
nehmer.“ 
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Artikel 21 

Änderung des Gesetzes zur Durchführung der 

EG-Richtlinie über die gegenseitige Anitshilfe 
im Bereich der direkten und indirekten Steuern 

§ 3 Abs. 3 des EG- Amtshilfe-Gesetzes vom 19. De- 
zember 1985 (BGBl. I S. 2436, 2441), das zuletzt 
durch ... (BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird aufge- 
hoben. 

Artikel 22 

Änderung des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes 

In § 28 Abs. 1 Satz 2 des Bundesausbildungsforde- 
rungsgesetzes vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, 1680), 
das zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) geändert worden ist, 
wird die Angabe „31. Dezember 1999“ durch die Anga- 
be „3 1 . Dezember 2000 ersetzt. 

Artikel 23 

Neufassung der betroffenen Gesetze und 
Rechtsverordnungen 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut der durch die Artikel 1 bis 14 und 16 bis 21 
dieses Gesetzes geänderten Gesetze und Verordnungen 
in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschriften an gel- 
tenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

(2) Das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung kann den Wortlaut des durch Artikel 22 dieses 
Gesetzes geänderten Bundesausbildungsforderungsgeset- 


B erlin, den 27. August 1999 


Dr. Peter Struck und Fraktion 

Rezzo Schlauch, Kerstin Müller (Köln) nnd Fraktion 


zes in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschriften an 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntma- 
chen. 

Artikel 24 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 2, 3, 7, 9, 19 und 20 beruhenden 
Teile der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung, 
der Eohnsteuer-Durchführungsverordnung, der Gewer- 
besteuer-Durchführungsverordnung, der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung, der Verordnung über die ge- 
sonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach 
§180 Abs. 2 der Abgabenordnung und der Verordnung 
über die örtliche Zuständigkeit für die Umsatzsteuer im 
Ausland ansässiger Unternehmer können auf Grund der 
einschlägigen Ermächtigungsgrundlagen durch Rechts- 
verordnung geändert werden. 

Artikel 25 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 
4 am 1 . Januar 2000 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 30 Buchstabe m (§ 52 Abs. 47 
Satz 1) und Artikel 2 Nr. 2 (§ 11c Abs. 2 Satz 3) 
und 4 (§ 84 Abs. 2a) treten mit Wirkung vom 1. Januar 
1999 in Kraft. 

(3) Artikel 9 Nr. 1 (§ 1 Abs. 3) tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1998 in Kraft. 

(4) Die Artikel 17 bis 20 treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Ziele 

Mit dem Gesetzentwurf wird der von der Regierungs- 
koalition eingeschlagene Weg einer Kursänderung in der 
Steuer- und Abgabenpolitik fortgesetzt. 

Die Ziele des Gesetzentwurfs sind 

- die Umsetzung von Entscheidungen der Bundesregie- 
rung vom 23. Juni 1999 im Rahmen des „Zukunfts- 
programms 2000“, 

- eine Fortentwicklung des Steuerentlastungsgesetzes 
1999/2000/2002, 

- eine Bereinigung des Steuerrechts. 

Der strikte Sparkurs zur Haushaltskonsolidierung, prak- 
tische Erfahrungen aus dem Vollzug des Steuerent- 
lastungsgesetzes 1999/2000/2002, Ergebnisse der Ge- 
spräche im Bündnis für Arbeit und die Weiterent- 
wicklung der Rechtsprechung sowie des Rechts der Eu- 
ropäischen Union erfordern weitere Änderungen in der 
Steuergesetzgebung. Sie verbessern die Voraussetzun- 
gen für eine solide Finanzierung des Staatshaushalts. Der 
mit dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 be- 
gonnene konsequente Abbau ungerechtfertigter Steuer- 
befreiungen und Subventionen wird fortgeführt. Dies 
dient zugleich der Steuergerechtigkeit und der Steuer- 
vereinfachung. 

2. Leitlinien 

Zur Erreichung der Ziele werden 

- Ungerechtfertigte Steuerbefreiungen und Ausnahme- 
regelungen als Beitrag zur Haushaltskonsolidierung 
abgebaut, 

- Verschiedene Maßnahmen des Steuerentlastungsge- 
setzes 1999/2000/2002 praxis- und zielkonform wei- 
terentwickelt, 

- Steuerliche Regelungen an die nationale Rechtspre- 
chung und das Gemeinschaftsrecht angepasst. 

3. Haushaltskonsolidierung - Umsetzung 
des „Zukunftsprogramms 2000“ 

Das von der Regierungskoalition beschlossenen „Zu- 
kunftsprogramm 2000“ schließt den weiteren gezielten 
Abbau ungerechtfertigter Steuerbefreiungen und Aus- 
nahmetatbestände insbesondere zur Haushaltskonsolidie- 
rung ein. Dies steht im Einklang mit der steuerpoliti- 
schen Strategie, die steuerliche Bemessungsgrundlage im 
Interesse dauerhaft niedriger Steuersätze konsequent zu 
verbreitern. Im einzelnen sind folgende Maßnahmen 
vorgesehen: 


- Erträge aus langlaufenden kapitalbildenden Lebens- 
versicherungen sollen künftig im Interesse der Steu- 
ergerechtigkeit und Vereinfachung steuerlich erfasst 
werden. Nach der bisherigen Rechtslage gehören 
ausserrechnungsmäßige und rechnungsmäßige Zin- 
sen aus Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht 
und Kapital Versicherungen gegen laufende Beitrags- 
leistung mit Sparanteil unter den Voraussetzungen 
des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG nicht zu den 
Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 20 Abs. 1 Nr. 6 
EStG). Nach dem Gesetzentwurf werden die Erträge 
aus langlaufenden Kapitallebensversicherungen, die 
nach der Verkündung des Gesetzes abgeschlossen 
worden sind (Neu vertrüge), künftig besteuert. Dies 
gilt auch für Rentenversicherungen mit Kapitalwahl- 
recht, wenn sich der Versicherungsnehmer nicht für 
die Rentenleistung, sondern für die Auszahlung der 
Versicherungsleistung als Einmalkapital entscheidet. 
Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht bleiben 
wie bisher begünstigt. 

Aus Vereinfachungsgründen werden als Ertrag nicht 
mehr die rechnungsmäßigen und ausserrechnungs- 
mäßigen Zinsen, sondern der Unterschiedsbetrag 
zwischen der Versicherungsleistung und der Summe 
der Versicherungsbeiträge festgelegt. Durch einen 
besonderen Freibetrag wird dem Steuerpflichtigen 
bei langlaufenden Lebensversicherungsverträgen er- 
möglicht, sich einen Teil einer Rentenversicherung 
oder einer Kapitallebensversicherung steuerfrei aus- 
zahlen zu lassen, um damit einen altersbedingten Ka- 
pitalbedarf zu decken (z. B. altersgerechter Umbau 
der Wohnung, Entschuldung von Wohneigentum, 
Einkauf in ein Heim). Der Freibetrag kann insgesamt 
nur einmal im Leben in Anspruch genommen wer- 
den. Er wird nicht beim Kapitalertragsteuerabzug, 
sondern bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
berücksichtigt. 

Mit der beabsichtigten Neuregelung wird ein Steuer- 
privileg der Lebensversicherungen, das mit einem 
Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen, ebenfalls der 
Altersvorsorge dienenden Anlageformen (z. B. Spar- 
guthaben), verbunden ist, weitgehend beseitigt. Da- 
durch wird auch ein weiterer Schritt zur Vorbereitung 
einer grundlegenden Reform der im Alter bezogenen 
Einkünfte vollzogen. Der Entwurf eines Steuerre- 
formgesetzes 1999 der alten Bundesregierung, dem 
der Bundesrat seine Zustimmung versagt hatte, ent- 
hielt im übrigen ebenfalls Vorschriften zur Besteue- 
rung von Zinsen aus Lebensversicherungen, und 
zwar - im Gegensatz zu diesem Gesetzentwurf - 
auch für bereits abgeschlossene Versicherungsverträ- 
ge (Altverträge). 

- Im Interesse einer höheren Gerechtigkeit bei der 
Durchführung der Besteuerung und zur Vereinfa- 
chung der Zinsberechnung von Steuernachforderun- 
gen und Steuererstattungen soll die bisherige Be- 
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grenzung des Zinslaufs auf vier Jahre aufgehoben 
werden. Nach der bisherigen Rechtslage kann bei- 
spielsweise die relative Zinsbelastung der aus den 
Ergebnissen von Außenprüfungen beruhenden Steu- 
ernachforderungen durch Verzögerung des Prüfungs- 
ablaufs gemindert werden. Andererseits ist die Be- 
grenzung der Verzinsung in Erstattungsfällen ebenso 
ungerecht. Es besteht in Zukunft kein Anreiz mehr, 
die Steuerfestsetzung zu verzögern. Die Möglichkeit 
des Steuerpflichtigen, die relative Zinsbelastung 
durch freiwillige Zahlungen zu vermeiden, bleibt 
hiervon unberührt. 

4, Fortentwicklung des Steuerentlastungs- 
gesetzes 1999/2000/2002 

Im Mittelpunkt der Weiterentwicklung des Steuerent- 
lastungsgesetzes 1999/2000/2002 stehen insbesondere 
die Abschaffung des Steuerabzugs bei ausländischen 
Werkvertragsuntemehmen gern. § 50a Abs. 7 EStG und 
die Neuregelung des Betriebsausgabenabzugs bei steuer- 
freien ausländischen Schachteldividenden gern. § 8b 
Abs. 7 KStG. 

- Die Neuregelung des § 50a Abs. 7 EStG durch das 
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 sollte eine 
effektivere Besteuerung der ausländischen Werkver- 
tragspartner gewährleisten. Die Maßnahme ist jedoch 
auf massive Kritik unter anderem vieler Mitglieds- 
staaten der Europäischen Union und weiterer Nach- 
barländer Deutschlands gestoßen. Daraus folgt, dass 
die - an sich gebotene - wirksame steuerliche Erfas- 
sung beschränkt steuerpflichtiger ausländischer 
Werkvertragsuntemehmen nicht durch Maßnahmen 
im nationalen Alleingang, sondern nur durch ein ge- 
meinsames Vorgehen innerhalb der Europäischen 
Union und möglichst auch mit den anderen Nachbar- 
staaten zu erreichen ist. Im Interesse der Sichemng 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland und zur Ver- 
meidung politischer und wirtschaftlicher Isolation ist 
es daher geboten, die Vorschrift rückwirkend aufzu- 
heben. Zugleich wird die Regierungskoalition eine 
Initiative auf europäischer Ebenen ergreifen, um das 
angestrebte Ziel - eine effektivere Besteuemng der 
ausländischen Werkvertragspartner - auf diesem 
Wege zu erreichen. 

- Gegen die Neuregelung des Betriebsausgabenabzugs 
bei steuerfreien ausländischen Schachteldividenden 
durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 
sind in EU-rechtlicher Hinsicht gewichtige Bedenken 
erhoben worden. Es liegen konkrete Hinweise vor. 


dass das erwartete Steuermehraufkommen durch Zu- 
nahme steuerlicher Gestaltungen und Standortverla- 
gemngen nicht erzielt wird. Ohne eine Anpassung an 
europaweit geltende Regelungen ist das im Steuer- 
entlastungsgesetz 1999/2000/2002 angesetzte Steu- 
ermehraufkommen nicht zu erreichen. Daher soll das 
pauschale Abzugsverbot für Betriebsausgaben (u.a. 
Verwaltungskosten und Zinsen) im Zusammenhang 
mit steuerfreien ausländischen Schachteldividenden 
durch Reduzierung des Vomhundertsatzes der Ge- 
winnausschüttungen von 15 auf 5 an den europäi- 
schen Standard angepasst werden. Auf Gmnd der be- 
sonderen Steuer- und wirtschaftspolitischen Be- 
deutung dieser Vorschrift empfiehlt sich eine Ände- 
mng bereits im Rahmen dieses Gesetzgebungs- 
verfahrens gegenüber der zunächst beabsichtigten 
Überprüfung im Rahmen der Reform der Untemeh- 
mensbesteuerung. Deshalb soll die Reduzierung des 
Vomhundertsatzes schon zum 1. Januar 2000 in 
Kraft treten. Die endgültige Regelung wird im Rah- 
men der Untemehmenssteuerreform zu beraten sein, 
nicht zuletzt im Lichte der kommenden Steuerschät- 
zung. 

5. Bereinigung des Steuerrechts 

Ein weiterer Schwerpunkt des Gesetzentwurfs besteht in 
der Bereinigung steuerlicher Vorschriften und deren An- 
passung an die höchstrichterliche Rechtsprechung sowie 
das Recht der Europäischen Union. Beispielhaft sind hier 
zu nennen: 

- Einschränkung der Tonnagebesteuerung durch Neu- 
fassung des § 5a Abs. 4 Satz 3 Buchstabe b EStG. Im 
Rahmen des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/ 
2002 wurden Schiffe aus dem Katalog der nach § 6b 
EStG begünstigten Wirtschaftsgüter herausgenom- 
men. Die vorgeschlagene Aufhebung der sinngemä- 
ßen Anwendung der Reinvestitionsvergünstigung 
nach § 6b EStG zur Vermeidung der Auflösung stil- 
ler Reserven bei der Veräußerung von Schiffen stellt 
eine sachlich gebotene Folgeänderung dar, die auch 
zur Steuervereinfachung führt. 

- Umsetzung der Anlagegoldrichtlinie (Richtlinie 
98/80 EG des Rates vom 12. Oktober 1998) in natio- 
nales Umsatzsteuerrecht, 

- Redaktionelle Änderungen zur Anpassung an andere 
für die Durchführung des Besteuerungsverfahrens 
bedeutsame Vorschriften, z. B. Insolvenzrecht, Pri- 
vatisierung der Deutschen Bundespost, Betriebsren- 
tengesetz. 
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Finanzielle Answirkungen des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Bereinigung von steuerlichen Vorschriften (Steuerbereinigungsgesetz 1999 - StBereinG 1999) 

(Steuermehr-/-mindereinnahmen {-) in Mio. DM) 
vorläufige grobe Schätzung 


lfd 

Maßnahme 

Steuerart/ 

Gebiets- 

körperschaft 

Entstehungs- 

Rechnungsjahr 

Nr. 

jahr ‘) 

2000 

2001 

2002 

2003 

I. Umsetzung politischer Eckwerte vom 23. Juni 1999 



1 

Vollverzinsung: 

Insg. 

+ 45 

+ 40 

+ 170 

+ 355 

+ 500 


Aufhebung der Begrenzung des 

ESt 

+ 5 

+ 5 

+ 20 

+ 40 

+ 55 


Zinslaufs auf 4 Jahre mit Stich- 

KSt 

+ 25 

+ 20 

+ 90 

+ 190 

+ 270 


tagsregelung 

GewSt 

+ 10 

+ 10 

+ 40 

+ 85 

+ 120 



USt 

+ 5 

+ 5 

+ 20 

+ 40 

+ 55 


(§ 233aAO) 

Bund 

+ 18 

+ 15 

+ 66 

+ 137 

+ 193 



GewSt 

- 

- 

+ 2 

+ 4 

+ 6 



ESt 

+ 2 

+ 2 

+ 9 

+ 17 

+ 23 



KSt 

+ 13 

+ 10 

+ 45 

+ 95 

+ 135 



USt 

+ 3 

+ 3 

+ 10 

+ 21 

+ 29 



Länder 

+ 18 

+ 16 

+ 69 

+ 143 

+ 202 



GewSt 

+ 2 

+ 2 

+ 6 

+ 13 

+ 19 



ESt 

+ 2 

+ 2 

+ 9 

+ 17 

+ 23 



KSt 

+ 12 

+ 10 

+ 45 

+ 95 

+ 135 



USt 

+ 2 

+ 2 

+ 9 

+ 18 

+ 25 



Gern. 

+ 9 

+ 9 

+ 35 

+ 75 

+ 105 



GewSt 

+ 8 

+ 8 

+ 32 

+ 68 

+ 95 



ESt 

+ 1 

+ 1 

+ 2 

+ 6 

+ 9 



USt 

— 

— 

+ 1 

+ 1 

+ 1 

2 

Besteuerung von Zinsen aus 

Insg. 












Kapitallebensversicherungen 

ESt 

- 

- 

- 

- 

- 


(Endbesteuerung; nur für Neu- 

SolZ 

- 

- 

- 

- 

- 


verträge ab Verkündung 
des Gesetzes) ^) 

Bund 

— 

— 

— 

— 

— 



ESt 

- 

- 

- 

- 

- 


(§ 10 Abs. 1 Nr. 2b EStG; 

SolZ 

- 

- 

- 

- 

- 


§ 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG) 

Länder 








ESt 

- 

- 

- 

- 

- 



Gern. 

— 

— 

— 

— 

— 



ESt 

- 

- 

- 

- 

- 


') Auswirkungen im Veranlagungszeitraum 2000. 

Kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen. 

Keine Auswirkungen im Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung. 
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Ifd 

Maßnahme 

Steuerart/ 

Gebiets- 

körperschaft 

Entstehungs- 

Rechnungsjahr 

Nr. 

jahr ‘) 

2000 

2001 

2002 

2003 

3 

Finanzielle Auswirkungen der 

Insg. 

-1- 

45 

-t- 40 

-b 

170 

-b 355 

-b 

500 


Maßnahmen unter I. 

Bund 

+ 

18 

-b 15 

-b 

66 

-b 137 

-b 

193 



Länder 

+ 

18 

-b 16 

-b 

69 

-b 143 

-b 

202 



Gern. 

+ 

9 

-b 9 

-b 

35 

-b 75 

-b 

105 


11. Fortentwicklung des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 



4 

Pauschale Versagung des Be- 

Insg. 

- 

1 500 

-152 

- 

1 196 

-2 245 

- 

1 946 


triebsausgabenabzugs in Höhe 

KSt 

- 

1 420 

- 142 

- 

1 136 

-2 130 

- 

1 846 


von 5 % statt bisher 1 5 % der steuer- 

SolZ 

- 

80 

- 10 

- 

60 

- 115 

- 

100 


freien Schachteldividenden einschl. 
Veräußerungsgewinnen zur 

Abgeltung der damit in unmittel- 
barem wirtschaftlichen Zusammen- 

Bund 

- 

790 

- 81 

- 

628 

-1 180 

- 

1 023 


hang stehenden Betriebsausgaben 

KSt 


710 

- 71 


568 

- 1 065 


923 



SolZ 

- 

80 

- 10 

- 

60 

- 115 

- 

100 



Länder 










(§ 8b Abs. 7 KStG) 

KSt 

- 

710 

- 71 

- 

568 

-1 065 

- 

923 

5 

Wegfall des Steuerabzugs beim 

Insg. 

— 

190 

-118 

- 

172 

- 188 

- 

190 


Auftraggeber zur steuerlichen 

LSt 

- 

18 

- 11 

- 

16 

- 18 

- 

20 


Erfassung ausländischer Werk- 

ESt 

- 

81 

- 51 

- 

73 

- 80 

- 

80 


vertragsuntemehmen und Werk- 

KSt 

- 

81 

- 51 

- 

73 

- 80 

- 

80 


vertragsarbeitnehmer ‘^) 

SolZ 

— 

10 

- 5 

- 

10 

- 10 

- 

10 


(§ 50a Abs. 7 EStG) 

Bund 

_ 

93 

- 58 

_ 

85 

- 92 

_ 

93 



LSt 

- 

8 

- 5 

- 

7 

8 

- 

9 



ESt 

- 

34 

- 22 

- 

31 

- 34 

- 

34 



KSt 

- 

41 

- 26 

- 

37 

- 40 

- 

40 



SolZ 

- 

10 

- 5 

- 

10 

- 10 

- 

10 



Länder 

_ 

82 

- 52 

_ 

74 

- 82 

_ 

83 



LSt 

- 

8 

- 5 

- 

7 

8 

- 

9 



ESt 

- 

34 

- 22 

- 

31 

- 34 

- 

34 



KSt 

- 

40 

- 25 

- 

36 

- 40 

- 

40 



Gern. 

_ 

15 

- 8 

_ 

13 

- 14 

_ 

14 



LSt 

- 

2 

- 1 

- 

2 

2 

- 

2 



ESt 

- 

13 

- 7 

- 

11 

- 12 

- 

12 

6 

Finanzielle Auswirkungen der 

Insg. 

— 

1 690 

-270 

— 

1 368 

-2 433 

— 

2 136 


Maßnahmen unter 11. 

Bund 

- 

883 

-139 

- 

713 

-1 272 

- 

1 116 



Länder 

- 

792 

-123 

- 

642 

-1 147 

- 

1 006 



Gern. 

- 

15 

- 8 

- 

13 

- 14 

- 

14 


Auswirkungen im Veranlagungszeitraum 2000. 

■) Kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen. 

Die Regelung entfallt bereits rückwirkend ab dem 1. 4. 1999 (Mindereinnahmen im Rechnungsjahr 1999 insgesamt 54 Mio. DM). 
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lfd 

Nr. 

Maßnahme 

Steuerart/ 

Gebiets- 

körperschaft 

Entstehungs- 
jahr ‘) 

Rechnungsjahr 

2000 2001 2002 2003 


III. Bereinigung des Steuerrechts 


Einschränkung der Tonnagebe- 

Insg. 



steuerung (Aufhebung der sinnge- 

GewSt 



mäßen Anwendung der 

ESt 



Reinvestitionsvergünstigung 

KSt 



nach § 6b EStG)^) 

SolZ 



(§ 5a EStG) 

Bund 




GewSt 




ESt 




KSt 




SolZ 




Länder 




GewSt 




ESt 




KSt 




Gern. 




GewSt 




ESt 



Finanzielle Auswirkungen der 

Insg. 



Maßnahmen unter III. 

Bund 




Länder 




Gern. 



Finanzielle Answirknngen des 

Insg. 

-1 645 

- 230 - I 198 - 2 078 - 1 636 

Steuerbereinigungsgesetzes 1999 

Bnnd 

- 865 

- 124 - 647 - 1 135 - 923 

insgesamt 

Länder 

- 774 

-107 - 573 -1 004 - 804 


Gern. 

6 

-1-1 -1-22 -1-61 -1-91 


') Auswirkungen im Veranlagungszeitraum 2000. 
Kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen. 
Nicht bezifferbare geringfügige finanzielle Auswirkungen. 


II, Besonderer Teil 

Zu Artikel I (Einkommensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 2a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Formulierung dient dazu, unerwünschte Gestaltun- 
gen des „Verlustausgleiches“ im Inland einzudämmen. 

Die Vermietung und Verpachtung von Schiffen und 
Luftfahrzeugen ist gleich zu behandeln und eine Be- 


schränkung der Verlustberücksichtigung nur dann nicht 
gerechtfertigt, wenn die Transportmittel im Inland einge- 
setzt werden. Aus Gründen der Gleichbehandlung war 
auch die Vermietung und Verpachtung von Raumfahr- 
zeugen und Satelliten einzubeziehen. 

Zu den Buchstaben b und c (Absätze 3 und 4) 

Es hat sich in der Vergangenheit herausgestellt, dass die 
getroffenen Regelungen nur schwer handhabbar waren 
und entgegen der Absicht des Gesetzgebers die Nachver- 
steuerung in einer ganzen Reihe von Fällen nicht sicher- 
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stellten. Im Hinblick auf die Streichung der Vorschrift ist 
eine weitgehende Nachversteuerung sicherzustellen. 

Zu Nummer 2 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Nummer 58) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
wegen des Wegfalls der Nutzungswertbesteuerung 
(s. Begründung zur Änderung der §§21 und 21a). 

Zu Buchstabe b (Nummer 65) 

Die Änderung steht im Zusammenhang mit der Ände- 
rung des § 4 Abs. 3 des Gesetzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung und ermöglicht die steu- 
emeutrale Übertragung von Versorgungsleistungen und 
Anwartschaften in den in § 4 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung be- 
zeichneten Fällen. 

Zu Nummer 3 (§ 5a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 4) 

Bei der Streichung des Wortes „spätestens“ im Einlei- 
tungssatz handelt es sich um die Bereinigung eines Re- 
daktionsversehens. In der Besteuerungsregelung nach 
Nummer 1 ist durch das Wort „mindestens“ schon ein 
Wahlrecht zum Verzicht auf die Streckung der Auflö- 
sung des Unterschiedsbetrages enthalten. Nummer 2 
knüpft an den Tatbestand des Ausscheidens des Wirt- 
schaftsguts aus dem Betriebsvermögen an. Es wäre sys- 
temwidrig, eine Besteuerung vor Erfüllung der tat- 
bestandlichen gesetzlichen Voraussetzung durchzufüh- 
ren. 

Die geltende Fassung des Buchstabens b enthält im 
2. Halbsatz eine sinngemäße Anwendung des § 6b EStG 
im Rahmen der Tonnagesteuer. Im Rahmen des Steuer- 
entlastungsgesetzes 1999/2000/2002 vom 24. März 1999 
(BGBl. I S. 402) wurden Schiffe aus dem Katalog der 
nach § 6b EStG begünstigten Wirtschaftsgüter herausge- 
nommen. Es handelt sich daher in der neuen Nummer 2 
um eine Folgeänderung. Sie ist auch sachlich geboten, da 
die geltende Regelung zu einer erheblichen Komplizie- 
rung führt. 

Die neue Nummer 3 stellt klar, dass der Unterschiedsbe- 
trag bei Ausscheiden eines Gesellschafters in Höhe des 
auf ihn entfallenden Anteils aufzulösen ist. 

Zu Buchstabe b (Absatz 5) 

Die Frage der Anwendung des § 15a EStG - Verluste bei 
beschränkter Haftung - im Zeitraum der Tonnagebesteu- 
erung ist nicht gesetzlich geregelt; es besteht aber Rege- 
lungsbedarf Die Ergänzung des Absatzes 5 sieht vor, 
dass § 15a EStG anwendbar ist. Hierbei ist der nach § 4 
Abs. 1 oder § 5 EStG ermittelte Gewinn zugrunde zu le- 
gen. 

Zu Nummer 4 (§ 7g) 

Mit der Änderung wird klargestellt, dass im Hinblick auf 
Artikel 87 Abs. 1 EG-Vertrag und der hierzu ergangenen 


Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen nach 
Artikel 249 EG-Vertrag die Inanspruchnahme des § 7g 
Abs. 7 EStG ausscheidet, soweit sensible Sektoren be- 
troffen sind. 

Zu Nummer 5 (§ 8 ) 

Durch das Steuerreformgesetz 1990 vom 2. August 1988 
(BGBl. I S. 1093) ist die Anwendung der sozialversiche- 
rungsrechtlichen Sachbezugswerte für die Besteuerung 
auch auf die nicht sozialversicherungspflichtigen Ar- 
beitnehmer ausgedehnt worden. Der zweite Halbsatz 
der damals eingefügten Regelung enthielt jedoch eine 
Einschränkung. Die amtlichen Sachbezugswerte sollten 
dann nicht maßgebend sein, wenn sie für die in Be- 
tracht kommenden Sachbezüge offensichtlich unzu- 
treffend sind. Mit dieser Einschränkung sollten unange- 
messene Vorteile vermieden werden, die sich damals bei 
der Bewertung von Wohnungen hätten ergeben können, 
z. B. bei der Überlassung einer repräsentativen Wohnung 
an ein Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft. Mit 
Wirkung ab 1995 sieht jedoch die Sachbezugsver- 
ordnung pauschale Sachbezugswerte nur noch für freie 
oder verbilligte Unterkunft vor. Wohnungen sind auch 
nach der Sachbezugsverordnung grundsätzlich mit 
dem ortsüblichen Mietwert anzusetzen. Die in § 8 
Abs. 2 Satz 7 enthaltene Einschränkung ist insofern 
überflüssig geworden. Der letzte Halbsatz soll deshalb 
gestrichen werden. Die Streichung dient auch der 
Rechtsklarheit. 

Zu Nummer 6 (§ 10) 

Die Änderung zielt darauf ab, künftig nur noch Vorsor- 
geaufwendungen zu begünstigen, die im Erlebensfall 
nicht ausschließlich die Auszahlung eines einmaligen 
Kapitalbetrages vorsehen. Beiträge zu Kapitalver- 
sicherungen, die nach der Verkündung des Gesetzes ab- 
geschlossen werden, sind nicht mehr als Sonderausgaben 
abziehbar. 

Zu Nummer 7 (§ 13) 

Durch die Streichung der Begriffe „Obstbau, Gemüsebau 
und Baumschulen“ erfolgt eine Angleichung an die be- 
wertungsrechtliche Definition des Gartenbaus als Ober- 
begriff (vgl. §§ 61, 125 Abs. 6 Nr. 3, 142 Abs. 2 Nr. 4 
BewG). 

Die bewertungsrechtliche und ertragsteuerliche Defini- 
tion der Land- und Forstwirtschaft wird vereinheitlicht. 
Die Klärung von Abgrenzungsfragen wird damit erheb- 
lich erleichtert. 

Zu Nummer 8 (§ 19) 

Bei nicht-beamtenrechtlichen Versorgungsbezügen ist 
die Berücksichtigung des Versorgungs-Freibetrags da- 
von abhängig, dass der Steuerpflichtige das 62. Lebens- 
jahr oder, wenn er Schwerbehinderter ist, das 60. Le- 
bensjahr vollendet hat. Mit dieser Regelung soll die 
Gleichbehandlung aller im öffentlichen und privaten 
Dienst gewährten Versorgungsbezüge sichergestellt 
werden. Da die in der Privatwirtschaft gezahlten Pensio- 
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nen zum Gegenstand einer der freien Vertragsgestaltung 
unterliegenden Vereinbarung gemacht werden können, 
hat der Gesetzgeber bei der Neuregelung der Pensions- 
besteuerung im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 
1965 für die wegen Erreichens einer Altersgrenze ge- 
zahlten Werkspensionen darauf abgestellt, dass die 
steuerliche Vergünstigung erst dann gilt, wenn der Pen- 
sionär das 62. Lebensjahr vollendet hat. Das war der 
Zeitpunkt, zu dem nach den - seinerzeit geltenden - 
beamtenrechtlichen Grundsätzen die Versetzung in den 
Ruhestand ohne Angabe von Gründen beantragt wer- 
den konnte (vgl. Zweiter Schriftlicher Bericht des 
Finanzausschusses über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 
1964 sowie weiterer Entwürfe - BT-Drs. IV/3189, 
S. 8). 

Da mit dem Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienst- 
rechts (Reformgesetz) vom 24. Februar 1997 (BGBl. I 
S. 322) die Antragsaltersgrenze im öffentlichen Dienst 
mit Wirkung ab 1. Juli 1997 vom 62. auf das 63. Lebens- 
jahr angehoben worden ist, ist es aus Gründen der 
Gleichbehandlung erforderlich, die Altersgrenze in § 19 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG entsprechend anzupassen. 

Zu Nummer 9 (§ 19a) 

Die Änderung stellt die Übereinstimmung der Kataloge 
der steuerbegünstigten Vermögensbeteiligungen und des 
sparzulagenbegünstigten Erwerbs von Vermögensbetei- 
ligungen wieder her, wie sie vor Änderung des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes durch das Dritte Vermö- 
gensbeteiligungsgesetz vom 7. September 1998 (BGBl. I 
S. 2647) bestanden hat. 

Zu Nummer 10 (§ 20) 

Die Vorschrift beseitigt grundsätzlich die Steuerfreiheit 
für Erträge aus Kapitallebensversicherungen und aus 
Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht, soweit das 
Kapitalwahlrecht ausgeübt wird, unabhängig von der 
Laufzeit der Versicherung. Wie bisher bleiben Erträge 
aus reinen Rentenversicherungen und die im Todesfall 
geleisteten Erträge steuerfrei. Aus Vereinfachungsgrün- 
den werden als Ertrag nicht mehr die rechnungsmäßigen 
und ausserrechnungsmäßigen Zinsen, sondern der Unter- 
schiedsbetrag zwischen der Versicherungsleistung und 
der Summe der Versicherungsbeiträge festgelegt. Durch 
den besonderen Freibetrag wird dem Steuerpflichtigen 
bei langlaufenden Lebensversicherungsverträgen ermög- 
licht, sich einen Teil einer Rentenversicherung oder einer 
Kapitallebensversicherung steuerfrei auszahlen zu las- 
sen, um damit einen altersbedingten Kapitalbedarf zu 
decken (z. B. altersgerechter Umbau der Wohnung, Ent- 
schuldung von Wohneigentum, Einkauf in ein Heim). 
Der Freibetrag kann insgesamt nur einmal im Leben in 
Anspruch genommen werden. Er wird nicht beim Kapi- 
talertragsteuerabzug, sondern bei der Veranlagung zur 
Einkommensteuer berücksichtigt. Die Neuregelung gilt 
nur für Versicherungsverträge, die nach der Verkündung 
des Gesetzes abgeschlossen werden (Neuverträge). Im 
übrigen wird auf Nummer 3 des Allgemeinen Teils der 
Begründung hingewiesen. 


Zu Nummer 11 (§ 21) 

Die Besteuerung des Nutzungswerts der Wohnung im 
eigenen Haus konnte längstens bis 1998 fortgeführt wer- 
den. Nach Ablauf dieser Frist ist die Vorschrift entbehr- 
lich, sie ist daher zu streichen. 

Zu Nummer 12 (§ 21a) 

Die Pauschalierung des Nutzungswerts der selbstge- 
nutzten Wohnung im eigenen Haus war letztmals für den 
Veranlagungszeitraum 1986 anzuwenden. Die Vorschrift 
ist wegen Zeitablaufs zu streichen. 

Zu Nummer 13 (§ 22) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund des 
durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 
24. März 1999 (BGBl. I S. 402) geänderten § 34 EStG. 

Zu Nummer 14 (§ 32a) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Umstellung der 
allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG 
auf den Veranlagungszeitraum 2000. 

Zu Nummer 15 (§ 32c) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Umstellung der 
allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG 
auf den Veranlagungszeitraum 2000. 

Zu Nummer 16 (§ 34c) 

Die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Urteil vom 
24. März 1998, BStBl. I S. 471, Beschluss vom 19. April 
1999 - I B 141/98 -) macht es erforderlich den Umfang 
der Steuerermäßigung bei Bestehen von DBA zu begren- 
zen, um Doppelanrechnungen zu verhindern und den 
Abzug bei Ermittlung der Einkünfte in sog. „Miss- 
brauchsfällen“ und bei künstlichen Gestaltungen auszu- 
schließen. 

Zu Nummer 17 (§ 38c) 

Es handelt sich um die Übernahme der für die Lohn- 
steuertabellen für die Jahre 2000 und 2001 geltenden 
Tarifregelung aus § 52 Abs. 52 EStG in den § 38c EStG. 
Des weiteren wird für die Lohnsteuerklasse V die Mil- 
derungsregelung ausgedehnt, weil die Grenzsteuer- 
sätze im Bereich von 17 118 Deutsche Mark bis 18 576 
Deutsche Mark erheblich über dem Höchststeuersatz lie- 
gen. 

Zu Nummer 18 (§ 39a) 

Mit der Änderung soll erreicht werden, dass die Frei- 
stellungsbescheinigung für den nach § 3 Nr. 39 EStG 
steuerfreien Arbeitslohn auch noch im Dezember eines 
Jahres beantragt und erforderlichenfalls mit Rückwir- 
kung für bereits abgelaufene Monate des Kalenderjahrs 
ausgestellt werden kann. 
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Zu Nummer 19 (§ 41a) 

Die Vorschrift macht bisher die Verpflichtung zur Abga- 
be von Lohnsteuer-Anmeldungen davon abhängig, dass 
der Arbeitgeber Arbeitnehmer beschäftigt, für die er ein 
Lohnkonto nach § 41 EStG zu führen hat. Nachdem Ar- 
beitgeber durch das Gesetz zur Neuregelung geringfügi- 
ger Beschäftigungsverhältnisse zur Lohnkontenführung 
auch für geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer ver- 
pflichtet worden sind, deren Arbeitslohn auf Grund einer 
Freistellungsbescheinigung nicht dem Lohnsteuerabzug 
unterliegt, ist die „Lohnkontenführung“ als Tatbestands- 
merkmal nieht mehr geeignet und wird durch den Tatbe- 
stand „einzubehaltende oder zu übernehmende Lohn- 
steuer“ ersetzt. 


Zu Nummer 20 {§ 42e) 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des bisherigen § 42e. 
Durch die neuen Sätze 2 bis 4 wird der Forderung des 
Bundesrechnungshofs (BT-Drs. 12/8490, S. 152 f), des 
Rechnungsprüfungsausschusses des Flaushaltsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages und der Wirtschaftsver- 
bände entsprochen, die Erteilung von Anrufungsaus- 
künften im Lohnsteuerverfahren für Unternehmen mit 
mehreren Betriebsstätten zu zentralisieren. 


Zu Nummer 21 (§ 43) 

Der Steuerabzug für Zinsen aus bestimmten in der Zeit 
vom 1. April 1952 bis 31. Dezember 1954 begebenen 
Wertpapieren wird aufgehoben, weil solche Papiere nicht 
mehr in Umlauf sind. 


Zu Nummer 22 (§ 43a) 

Der Steuerabzug für Zinsen aus bestimmten in der Zeit 
vom 1. April 1952 bis 31. Dezember 1954 begebenen 
Wertpapieren wird aufgehoben, weil solche Papiere nicht 
mehr in Umlauf sind. 


Zu Nummer 23 (§ 44) 

Der Steuerabzug für Zinsen aus bestimmten in der Zeit 
vom 1. April 1952 bis 31. Dezember 1954 begebenen 
Wertpapieren wird aufgehoben, weil solche Papiere nicht 
mehr in Umlauf sind. 


Zu Nummer 24 (§ 45a) 

Der Steuerabzug für Zinsen aus bestimmten in der Zeit 
vom 1. April 1952 bis 31. Dezember 1954 begebenen 
Wertpapieren wird aufgehoben, weil solche Papiere nicht 
mehr in Umlauf sind. 


Zu Nummer 25 (§ 45b) 

Der Steuerabzug für Zinsen aus bestimmten in der Zeit 
vom 1. April 1952 bis 31. Dezember 1954 begebenen 
Wertpapieren wird aufgehoben, weil solche Papiere nicht 
mehr in Umlauf sind. 


Zu Nummer 26 (§ 49) 

Es handelt sich um die Berichtigung redaktioneller Ver- 
sehen. 

Durch die Formulierung werden Änderungen des § 23 
EStG durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 
vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) für den Bereich der 
entsprechenden Einkünfte beschränkt Steuerpflichtiger 
nachgeholt. 

Zu Nummer 27 (§ 50) 

Es handelt sich um die Berichtigung eines redaktionellen 
Versehens. 

Durch die erneute Aufnahme des § 16 Abs. 4 EStG in 
den Katalog der in § 50 Abs. 1 Satz 4 EStG aufgeführten 
Vorschriften wird ein redaktioneller Fehler aus dem 
Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 24. März 
1999 (BGBl. I S. 402) beseitigt. In dessen Entwurf war 
ursprünglich vorgesehen, § 16 Abs. 4 EStG zu streichen; 
deshalb ist der entsprechende Verweis in § 50 Abs. 1 
Satz 4 EStG („16 Abs. 4 nicht anzuwenden“) ebenfalls 
gestrichen worden. Dass die Regelung im Steuerentlas- 
tungsgesetz letztlich nicht gestrichen wurde, ist verse- 
hentlich nicht berücksichtigt worden. 

Zu Nummer 28 (§ 50a) 

Die Erfahrungen mit der Anwendung der Vorschrift in 
der Praxis zeigen, dass der Steuerabzug, das Freistel- 
lungsverfahren zur Vermeidung des Steuerabzugs und 
das Verfahren zur Erstattung der zu Unrecht einbehalte- 
nen Steuer zu großen Irritationen bei denjenigen auslän- 
dischen Werkvertragsuntemehmen (schätzungsweise 
mehr als 90 vom Hundert der betroffenen Unternehmer) 
führt, die in Deutschland nicht beschränkt steuerpflichtig 
sind und infolgedessen nicht zur eigentlichen Zielgruppe 
der Vorschrift gehören. Dies stört die Geschäftsbezie- 
hungen der deutschen Wirtschaft zu diesen Unternehmen 
und belastet auch das gute Verhältnis insbesondere zu 
den Nachbarstaaten Deutschlands. 

Die Bundesregierung zieht aus diesen praktischen Erfah- 
rungen den Schluss, dass eine wirksame steuerliche 
Erfassung beschränkt steuerpflichtiger ausländischer 
Werkvertragsuntemehmen nicht durch eine isolierte na- 
tionale Regelung zu erreichen ist, sondern ein ge- 
meinsames Vorgehen innerhalb der Europäischen Union 
und möglichst auch mit anderen Nachbarstaaten er- 
fordert. 

Die Bundesregiemng wird sich für eine solche Lösung 
einsetzen und schlägt vor, die Vorschrift rückwirkend zu 
streichen. 

Zu Nummer 29 (§ 51) 

Die bestehende Ermächtigung wurde durch das Jahres- 
steuergesetz 1996 in das Einkommensteuergesetz einge- 
führt. Die Bundesregierung hat jedoch bislang davon ab- 
gesehen, eine Rechtsverordnung über eine Kurzveranla- 
gung mit vereinfachter Erklämng und Ermittlung der 
Besteuerungsgrundlagen zu erlassen. 
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Sie unterstützt derzeit vielmehr das Ziel, die Abgabe und 
Bearbeitung von Steuererklärungen durch den Einsatz 
moderner Kommunikationsmittel bürgerfreundlicher und 
weniger verwaltungsaufwendig zu gestalten. Im Rahmen 
des derzeit in der Entwicklung befindlichen Verfahrens 
„ELektronische STeuerERklärung (ELSTER)“ wird - 
solange eine Papiererklärung noch erforderlich ist - eine 
neue Form der amtlich vorgeschriebenen Vordrucke, die 
sog. „komprimierte Steuererklärung“ eingefiihrt. Ihr In- 
halt ist im wesentlichen auf die Angaben zu Besteue- 
rungsgrundlagen des jeweiligen Einzelfalls beschränkt. 

Aufgrund der geänderten Zielsetzung und des im Gesetz 
noch enthaltenen Termins „Veranlagungszeitraum 1997“ 
ist es nunmehr geboten, die Vorschrift ersatzlos aufzu- 
heben. 

Zu Nummer 30 {§ 52) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung der Ge- 
setzesfassung für den Veranlagungszeitraum 2000. 

Zu Buchstabe b (Absätze 5 und 6) 

Die bisherigen Anwendungsregelungen zu § 3 Nr. 9 und 
10 EStG sind für den Veranlagungszeitraum 2000 über- 
flüssig und daher aufzuheben. 

Zu Buchstabe c (Absatz 7) 

Die bisher in Absatz 7 enthaltene Anwendungsregelung 
zu § 3 Nr. 39 EStG ist für den Veranlagungszeitraum 
2000 überflüssig und daher aufzuheben. 

Der neugefasste Absatz regelt die zeitliche Anwendung 
des § 3 Nr. 65 EStG. 

Zu Buchstabe d (Absatz 15 Satz 3) 

Die Änderung räumt Altbetrieben das Wahlrecht ein, 
schon 1999 zur Tonnagesteuer überzugehen. Es handelt 
sich um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens. 

Zu Buchstabe e (Absatz 23) 

Regelungen zur zeitlichen Anwendungsvorschrift der 
Änderung in § 7g EStG. 

Zu Buchstabe f (Absatz 36) 

Die Vorschrift bestimmt, dass für Altverträge das bishe- 
rige Recht weiter gilt. 

Zu Buchstabe g (Absatz 38) 

Die Anwendungsregelung ist wegen Wegfalls der Nut- 
zungswertbesteuerung entbehrlich und ist daher zu strei- 
chen (s. Begründung zur Änderung der §§ 21 und 21a). 

Zu den Buchstaben h bis 1 (Absätze 41 bis 45) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Umstellung der 
allgemeinen Anwendungsregelung auf den Veranla- 
gungszeitraum 2000. 


Zu Buchstabe m (Absatz 47 Satz 1) 

Technische Änderung. Eine Anwendungsregelung für 
den Veranlagungszeitraum 1998 ist ab 1999 überflüssig 
und daher aufzuheben. 

Zu Buchstabe u (Absatz 52) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Umstellung der 
allgemeinen Anwendungsregelung auf den Veranla- 
gungszeitraum 2000 und der Änderung des § 38c EStG. 

Zu Buchstabe o (Absatz 53) 

Die bisher in Absatz 53 enthaltene Anwendungsregelung 
zu § 40 Abs. 3 EStG ist für den Veranlagungszeitraum 
2000 überflüssig und daher aufzuheben. 

Der neugefasste Absatz regelt die letztmalige Anwen- 
dung der §§ 43 Abs. 1 Nr. 5, 43a Abs. 1 Nr. 2, 44 Abs. 1, 
45a Abs. 2 und 45b EStG. 

Zu Buchstabe p (Abs. 57a) 

Durch die Anwendung der Regelung ab dem Veranla- 
gungszeitraum 1999 wird der alte Rechtszustand ohne 
Übergangszeitraum wiederhergestellt. 

Zu Buchstabe q (Absatz 58) 

Die Regelung bestimmt die rückwirkende Aufhebung 
des § 50a Abs. 7 EStG zum 1. April 1999. 

Zu den Nummern 31 bis 35 (Anlagen 2 bis 5a) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Umstellung der 
allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG 
auf den Veranlagungszeitraum 2000. 


Zu Artikel 2 (Einkommensteuer- 

Durchführungsverordnug) 

Zu Nummer 1 (§ 8c) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den 
geänderten Wortlaut des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG. 

Zu Nummer 2 (§ 11c) 

Durch Artikel 1 Nr. 8 und Nr. 1 1 des Steuerentlastungs- 
gesetzes 1999/2000/2002 vom 24. März 1999 (BGBl. I 
S. 402) wurde ein Wertaufholungsgebot für den Fall, 
dass sich der Wert eines Wirtschaftsguts nach einer vo- 
rangegangenen Teilwertabschreibung wieder erhöht hat 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 EStG), und ein Zuschreibungs- 
gebot für den Fall, dass die Gründe für vormals vorge- 
nommene Absetzungen für außergewöhnliche technische 
oder wirtschaftliche Abnutzung ganz oder teilweise ent- 
fallen sind (§ 7 Abs. 1 Satz 6 EStG), in das Einkom- 
mensteuergesetz eingefügt. 

Nach § 11c Abs. 2 EStDV wird die Bemessungsgrundla- 
ge für die Absetzung für Abnutzung (AfA) bei Gebäuden 
nach Vornahme einer Absetzung für außergewöhnliche 
technische oder wirtschaftliche Abnutzung (AfaA) bzw. 
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Teilwertabschreibung um den Betrag der AfaA bzw. der 
Teilwertabschreibung gekürzt. Eine Regelung über die 
Auswirkung der Zuschreibung bzw. Wertaufholung auf 
die Bemessungsgrundlage für die AfA bei Gebäuden 
fehlt bislang. Die Ergänzung des § 11c Abs. 2 EStDV 
enthält diese Regelung. 

Zu Nummer 3 (§ 52) 

Die Aufhebung des § 52 kann wegen Zeitablaufs er- 
folgen, da § 7b EStG im Rahmen der Gewinnermitt- 
lung nach § 13a EStG a.F. letztmals für das Wirt- 
schaftsjahr 1993/94 in Anspruch genommen werden 
konnte. 

Zu Nummer 4 (§ 84) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2a) 

Regelung zur zeitlichen Anwendung der Änderung in 
§ 11c EStDV. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2b) 

Redaktionelle Anpassung. 


Zu Artikel 3 (Lohnsteuer- 

Durchführungsverordnug) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz EStDV sieht 
Zukunftssicherungsleistungen des Arbeitgebers für sei- 
nen Arbeitnehmer auch dann als Arbeitslohn an, wenn 
auf die Leistung aus der Zukunftssicherung kein Rechts- 
anspruch besteht. Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs 
vom 27. Mai 1993 (BStBl 1994 II S. 246) stellt diese 
Vorschrift keine zutreffende Auslegung der §§11 und 19 
des Einkommensteuergesetzes dar. Die Vorschrift wird 
deshalb gestrichen. 

Zu Nummer 2 (§ 4) 

Diese Vorschrift, die den Arbeitgeber von der Führung 
eines Lohnkontos befreit, wenn der Arbeitslohn 
780 Deutsche Mark nicht übersteigt und keine Lohnsteu- 
er einzubehalten ist, geht ins Leere, da Arbeitgeber be- 
reits in beitragsrechtlicher Hinsicht Aufzeichnungen zu 
führen haben. Die sozialversicherungsrechtlichen Auf- 
zeichnungspflichten sind in § 2 der Beitragsüberwa- 
chungsverordnung (BGBl. 1997 Teil I S. 1930) konkreti- 
siert; sie gelten auch für die dauerhafte und kurzfristige 
geringfügige Beschäftigung. 

§ 4 Abs. 4 EStDV wird deshalb gestrichen. Mit der 
Streichung wird zugleich der bisherige Widerspruch auf- 
gelöst, der darin besteht, dass steuerfreier Arbeitslohn 
aus einer geringfügigen Beschäftigung nach § 41b 
Abs. 1 Nr. 7 EStG im Lohnkonto aufzuzeichnen ist, nach 
dem zu streichenden § 4 Abs. 4 EStDV in diesen Fällen 
aber überhaupt kein Lohnkonto geführt zu werden 
braucht. 


Zu Artikel 4 (Körperschaftsteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Nach § 163 Abs. 4 Bundesberggesetz vom 13. August 
1980 (BGBl. I S. 1310), eingefügt durch Artikel 8 Nr. 2 
des Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 560), sind 
die letzten bergrechtlichen Gewerkschaften mit Ablauf 
des 1. Januar 1994 aufgelöst. Die Entstehung neuer Ge- 
werkschaften ist ausgeschlossen. Die Einbeziehung die- 
ser Gruppe von Unternehmen in die Definition der Ka- 
pitalgesellschaften ist daher gegenstandslos geworden. 

Zu Nummer 2 (§ 5 Abs. 1) 

Zu Buchstabe a (Nummer 1) 

Die Postaktiengesellschaften waren naeh § 54 Abs. Ib 
KStG nur für den Veranlagungszeitraum 1995 von der 
Körperschaftsteuer befreit. Die Streichung dient der 
Rechtsbereinigung. 

Zu Buchstabe b (Nummer 2) 

Die Finanzierungs-Aktiengesellschaft Rheinland-Pfalz 
ist aufgelöst. Die Befreiungsvorschrift ist deshalb ge- 
genstandslos geworden. 

Zu Buchstabe c (Nummer 7) 

Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 29. September 1998 - 2 BvL 64/93 - (BStBl. 
1999 II S. 110) ist die Vorschrift des § 5 Abs. 1 Nr. 7 
Satz 1 KStG mit dem Grundgesetz insoweit unvereinbar 
und nichtig, als kommunale Wählervereinigungen und 
ihren Dachverbänden im Gegensatz zu politischen Par- 
teien und deren Gebietsverbänden keine gesetzliche Be- 
freiung von der Körperschaftsteuer gewährt wird. Die 
gesetzliche Regelung trägt der Erkenntnis des Bundes- 
verfassungsgerichts Rechnung. Sie erweitert die Befrei- 
ungsvorschrift entsprechend, und zwar für alle noch 
nicht bestandskräftig entschiedenen Fälle (vgl. § 54 
Abs. 2c KStG in der neuen Fassung). 

Zu Nummer 3 (§ 8b) 

Zur Abwendung von Standortnachteilen wird das pau- 
schale Abzugsverbot für Betriebsausgaben im Zusam- 
menhang mit steuerfreien ausländischen Schachteldivi- 
denden gemildert. Der Vomhundertsatz der Gewinnaus- 
schüttungen wird von 15 auf 5 reduziert. Im Ergebnis 
werden damit zur pauschalen Abgeltung des Be- 
triebsausgabenabzugsverbots stets 5 vom Hundert der 
Dividenden besteuert. Auf die Höhe der tatsächlichen 
Betriebsausgaben (u.a. Verwaltungskosten und Zinsen) 
kommt es nicht an. Daneben ist § 3c EStG nicht an- 
wendbar. 

Zu Nummer 4 (§ 15) 

Nach § 8b Abs. 4 KStG stehen einer inländischen ge- 
werblichen Betriebsstätte einer ausländischen Körper- 
schaft die gleichen DBA-rechtlichen Vergünstigungen zu 
wie einer inländischen Körperschaft. Wie bei der Ein- 
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kommensermittlung einer inländischen Körperschaft 
bleiben auch bei inländischen gewerblichen Betriebs- 
stätten einer ausländischen Körperschaft Gewinnanteile, 
die von einer ausländischen Gesellschaft ausgeschüttet 
werden, und Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen 
an einer ausländischen Gesellschaft außer Ansatz. Diese 
Gleichstellung wurde im Rahmen des Standortsiche- 
rungsgesetzes zur Verbesserung des Holdingstandortes 
Deutschland eingeführt. Damit die Vergünstigungen 
auch im Falle der Organschaft anzuwenden sind, werden 
die Nummern 2 und 3 des § 15 KStG ergänzt. Sie dienen 
der Klarstellung und sind in allen noch nicht bestands- 
kräftig entschiedenen Fällen anzuwenden (vgl. § 54 
Abs. 8c KStG in der neuen Fassung). 

Zu Nummer 5 (§ 21) 

Die in diesem Satz zitierte Vorschrift des § 20 Abs. 1 
KStG wurde durch Artikel 6 Nr. 1 des Versicherungs- 
bilanzrichtlinie-Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I 
S. 1377) gestrichen. Die damals unterbliebene redaktio- 
nelle Folgeänderung soll jetzt nachgeholt werden. 

Zu Nummer 6 (§ 47) 

Die in dieser Vorschrift genannten Steuerermäßigungen 
wurden letztmalig für den Veranlagungszeitraum 1994 
gewährt. Diese Vorschrift ist überholt und kann aus 
Gründen der Rechtsbereinigung gestrichen werden. 

Zu Nummer 7 (§ 48) 

Die Änderung korrigiert ein Versehen bei der Bekannt- 
machung der Neufassung des Körperschaftsteuergesetzes 
1999 vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817). Bei der Neu- 
fassung waren die Buchstaben der Gliederung des § 48 
durch Nummern ersetzt worden, der Hinweis in Num- 
mer 3 auf die vorangehenden beiden Vorschriften aber 
nicht angepasst worden. 

Zu Nummer 8 (§ 50) 

Die Vorschrift über die Abgeltungswirkung der Kapital- 
ertragsteuer bei den hier genannten Kapitalerträgen ist 
zeitlich überholt, weil diese Kapitalerträge letztmalig im 
Januar 1998 anfallen konnten. Die Streichung dieser 
Vorschrift dient der Rechtsbereinigung. 

Zu Nummer 9 (§ 54) 

Diese Vorschrift regelt den zeitlichen Anwendungsbe- 
reich der geänderten Vorschriften. 


Zu Artikel 5 (Umwandlungssteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 4) 

Die für die übertragende Körperschaft nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1 EStG geltenden Bewertungsvorschriften, darunter 
das Wertaufholungsgebot, sollen auch für die überneh- 
mende Personengesellschaft gelten. 


Zu Nummer 2 (§ 12) 

In § lOd EStG wurde durch das Steuerentlastungsgesetz 
1999/2000/2002 vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) 
ein neuer Absatz 3 eingefügt. Die redaktionelle Folgean- 
passung in § 12 Abs. 5 Satz 3 UmwStG wird durch diese 
Ändemng nachgeholt. 

Zu Nummer 3 (§ 17) 

§ 6b EStG ist infolge der Änderungen durch das Steuer- 
entlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 24. März 1999 
(BGBl. I S. 402) nicht mehr auf Gewinne aus der Veräu- 
ßerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften anzuwen- 
den. § 17 UmwStG ist daher gegenstandslos geworden 
und kann aufgehoben werden. 

Zu Nummer 4 (§ 27) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Umwandlungsvorgänge werden nicht ausschließlich in 
das Handelsregister, sondern auch in anderen Registern, 
z.B. dem Genossenschaftsregister, eingetragen. Die Än- 
derung soll Missverständnisse ausschließen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Durch die Bestimmung soll der zeitliche Anwendungs- 
bereich der bisherigen Fassung des § 17 UmwStG fest- 
gelegt werden. 

Zu Buchstabe c (Absätze 4a und 4b) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Einfügung eines 
neuen Absatzes durch den vorangegangenen Buchsta- 
ben b. 


Zu Artikel 6 (Gewerbesteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Die bergrechtliche Gewerkschaft als eigenständige 
Rechtsform einer Kapitalgesellschaft gibt es nicht mehr. 
Mit Ablauf des 1. Januar 1994 gelten die bergrechtlichen 
Gewerkschaften, die nicht in eine andere Rechtsform 
umgewandelt worden sind, als aufgelöst (Bundes- 
berggesetz vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 12. Februar 1990 
(BGBl. I. S. 215)). 

Zu Nummer 2 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Nummer 1) 

Die Steuerbefreiung der Deutsche Post AG, der Deut- 
sche Postbank AG, der Deutsche Telekom AG ist zum 
31. Dezember 1995 ausgelaufen. 

Zu Buchstabe b (Nummer 2) 

Die Finanzierungs-Aktiengesellschaft Rheinland-Pfalz 
besteht nicht mehr. 
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Zu Buchstabe c (Nummer 14a) 

Die für die Erhebungszeiträume 1991 bis 1993 geltende 
Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 

Zu Buchstabe d (Nummer 24) 

Der ursprüngliche Aufgabenbereich der gewerbesteuer- 
befreiten „Mittelständischen Beteiligungs- und Wagnis- 
finanzierungsgesellschaft Rheinland-Pfalz mbH“ ist auf- 
geteilt und durch die „MBG Mittelständische Beteili- 
gungsgesellschaft Rheinland-Pfalz mbH“ und die „Wag- 
nisfinanzierungsgesellschaft für Technologieforderung in 
Rheinland-Pfalz mbH (WFT)“ übernommen worden. 

Zu Nummer 3 (§ 9) 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 43 Abs. 1 Nr. 5 
EStG. 

Zu Nummer 4 (§ 11) 

Auch die in § 3 Nr. 26, 27, 28 und 29 GewStG genann- 
ten Unternehmen sollen den Freibetrag nach § 1 1 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2 GewStG erhalten. Die Regelung dient der 
Verwaltungsvereinfachung, weil kleine wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe einer juristischen Person des öffentli- 
chen Rechts oder eines gemeinnützigen Vereins von ei- 
ner möglichen partiellen Steuerpfiicht ausgenommen 
werden. 

Zu Nummer 5 (§ 19) 

Der neue Satz 3 übernimmt die bisher in § 36 Abs. 7 
enthaltene Anwendungsregelung. 

Zu Nummer 6 (§ 31) 

Die Regelung dient wie die Maßnahme nach Nummer 4 
der Verwaltungsvereinfachung bei Zerlegungsfällen. 

Zu Nummer 7 (§ 35c) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f) 

Die Regelung ist infolge der Neufassung des § 29 Abs. 1 
GewStG durch Artikel 13 des Jahressteuergesetzes 1997 
vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049) gegen- 
standslos geworden. 

Zu Buchstabe c (Absatz 2) 

Wiedereinführung der Ermächtigungsvorschrift zur 
N eubekanntmachung. 

Zu Nummer 8 (§ 36) 

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung der Ge- 
setzesfassung für den Erhebungszeitraum 2000. 

Zu Nummer 9 (§ 37) 

Die für die Erhebungszeiträume 1996 und 1997 geltende 
Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 


Zu Artikel 7 (§ 25 Gewerbesteuer- 

Durchführungsverordnung) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 2 Abs. 2 
Satz 1 GewStG. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Nr. 5) 

Die Regelung dient wie die Maßnahmen zu §§ 11 und 19 
GewStG der Verwaltungsvereinfachung. 


Zu Artikel 8 (Umsatzsteuergesetz) 

Allgemeines 

Schwerpunkt der Änderungen des Umsatzsteuergesetzes 
ist die Umsetzung der Anlagegoldrichtlinie (Richtlinie 
98/80/EG des Rates vom 12. Oktober 1998) in nationales 
Recht. 

Die weiteren Änderungen sind im wesentlichen redak- 
tioneller Art. 

Zu Nummer 1 (§ 3a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Durch Artikel 7 Nr. 3 des Steuerentlastungsgesetzes 
1999/2000/2002 vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) 
wurde in das Umsatzsteuergesetz der neue § 3f UStG 
(Ort der unentgeltlichen Lieferungen und sonstigen 
Leistungen) eingefügt. 

Durch die Ergänzung des § 3a Abs. 1 Satz 1 UStG wird 
klargestellt, dass § 3f UStG Vorrang gegenüber § 3a 
UStG hat. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe a) 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteil vom 
26. September 1996 (Rechtssache C-327/94; BStBl. 
1998 11 S. 313) entschieden, dass tontechnische Leistun- 
gen, die im Zusammenhang mit künstlerischen oder un- 
terhaltenden Leistungen unerlässlich sind, nach Artikel 9 
Abs. 2 Buchstabe c erster Gedankenstrich der 6. EG- 
Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern vom 
17. Mai 1977 (ABI. EG 1977 Nr. L 145 S. 1) - 6. EG- 
Richtlinie - an dem Ort erbracht werden, an dem die 
Dienstleistung tatsächlich bewirkt wird. Die Änderung 
des § 3a Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a UStG trägt diesem 
Urteil des EuGH Rechnung. 

Aus Gründen der Klarstellung werden außerdem im 
Hinblick auf den Wortlaut des Artikels 9 Abs. 2 Buch- 
stabe c erster Gedankenstrich der 6. EG-Richtlinie, der 
im Zusammenhang mit der Ortsregelung für bestimmte 
Tätigkeiten neben solchen auf dem Gebiet der Künste 
auch solche auf dem Gebiet der Kultur benennt, gleich- 
falls in § 3a Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a UStG neben den 
künstlerischen auch die kulturellen Leistungen aus- 
drücklich aufgenommen. Nach bisherigem Verständnis 
wurde der Begriff der kulturellen Leistung unter den Be- 
griff der künstlerischen Leistung subsumiert. 
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Zu Nummer 2 (§ 3c) 

Durch die Änderung wird § 3c Abs. 3 UStG an die ge- 
meinschaftsrechtliche Vorgabe in Artikel 28b Teil B 
Abs. 2 der 6. EG-Richtlinie angepasst. 

Nach geltendem Recht sieht die in § 3c Abs. 3 Satz 1 
UStG enthaltene Regelung vor, dass die Ortsverlagerung 
im Rahmen der sog. Versandhandelsregelung nur dann 
Anwendung findet, wenn der Gesamtbetrag der Entgelte, 
der den Lieferungen in einen Mitgliedstaat zuzurechnen 
ist, bei dem Lieferer im vorangegangenen oder voraus- 
sichtlich im laufenden Kalenderjahr die maßgebliche 
Lieferschwelle überstiegen hat bzw. übersteigt. 

Diese Regelung entspricht insoweit nicht der EG- 
rechtlichen Vorgabe, als sie bei der Berechnung der 
maßgeblichen Lieferschwelle auf die voraussichtlich im 
laufenden Kalenderjahr bewirkten Umsätze abstellt. 
Die EG-rechtliche Regelung sieht dagegen die Orts- 
verlagerung vor, sobald im laufenden Kalenderjahr die 
Lieferschwelle überschritten wird. Dabei geht sie von 
einer Ortsverlagerung für die nach dem Zeitpunkt des 
Überschreitens der Lieferschwelle bewirkten Umsätze 
aus. 

Die unterschiedlichen Regelungen können in Einzelfal- 
len zu Doppelbesteuerungen bzw. Nichtbesteuerungen 
führen, wenn die anderen EU-Mitgliedstaaten die EG- 
rechtliche Regelung in nationales Recht umgesetzt ha- 
ben. Dies wird durch die Änderung des § 3c Abs. 3 
Satz 1 UStG künftig vermieden. 

Zu Nummer 3 (§ 4) 

Zu den Buchstaben a und b (Nummer 8 Buchstabe j 

und Buchstabe k) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Neuregelung der 
Besteuerung der Umsätze mit Anlagegold in § 25c 
UStG. 

Zu Buchstabe c (Nummer 14) 

Redaktionelle Anpassung an das Masseur- und Physio- 
therapeutengesetz (MPhG vom 26. Mai 1994, BGBl. I 
S. 1084). Mit dem am 1. Juli 1994 in Kraft getretenen 
Masseur- und Physiotherapeutengesetz (MPhG) wurde 
die Berufsbezeichnung Krankengymnast in Physiothera- 
peut umbenannt, ohne jedoch inhaltliche Änderungen 
vorzunehmen. Den Krankengymnasten ist es gestattet, 
die Berufsbezeichnung „Krankengymnast,, weiter zu 
führen (vgl. § 16 Abs. 4 MPhG). 

Zu Buchstabe d (Nummer 19 Buchstabe a) 

Redaktionelle Anpassung an das Gesetz über das 
Branntweinmonopol (vgl. Artikel 3 Nr. 26 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 1992, BGBl. I S. 2150). 

Zu Nummer 4 (§§ 4b und 5) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Neuregelung der 
Besteuerung der Umsätze mit Anlagegold in § 25c 
UStG. 


Zu Nummer 5 (§ 7) 

Redaktionelle Klarstellung des durch Artikel 7 des Steu- 
erentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 vom 24. März 
1999 (BGBl. I S. 402) eingefügten Zitats. 

Zu Nummer 6 (§ 9) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Neuregelung der 
Besteuerung der Umsätze mit Anlagegold in § 25c 
UStG. 

Zu Nummer 7 (§ 10) 

Redaktionelle Klarstellung der durch Artikel 7 des Steu- 
erentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 vom 24. März 
1999 (BGBl. I S. 402) eingefügten Zitate. 

Zu Nummer 8 (§ 11) 

Redaktionelle Anpassung an den Zollkodex (VO/EWG 
Nr. 2913/92). Der Begriff der Abschöpfung wurde aus 
dem Zollkodex gestrichen. Mit der Änderung von § 11 
Abs. 3 Nr. 2 UStG wird das UStG daran angepasst. 

Zu Nummer 9 (§ 14a) 

Durch Artikel 2 des Steueränderungsgesetzes 1998 vom 
19. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3816) wurde u.a. die 
Aufbewahrungsfrist für Buchungsbelege nach § 147 
Abs. 3 Abgabenordnung auf zehn Jahre verlängert. Mit 
der Änderung wird die Aufbewahrungsfrist für die Dop- 
pel von bestimmten Rechnungen in § 14a Abs. 1 Satz 3 
UStG hieran angepasst. 

Zu Nummer 10 (§ 21) 

Redaktionelle Anpassung. 

Das Abschöpfungserhebungsgesetz wurde durch Artikel 
2 des Gesetzes zur Änderung des Zollverwaltungsgeset- 
zes und anderer Gesetze vom 20. Dezember 1996 
(BGBl. I S. 2030) aufgehoben. Mit der Streichung des 
§ 21 Abs. 2 Satz 2 UStG wird das UStG daran angepasst. 

Zu Nummer 11 (§ 22) 

Redaktionelle Klarstellung des durch Artikel 7 des Steu- 
erentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 vom 24. März 
1999 (BGBl. I S. 402) eingefügten Zitats. 

Zu Nummer 12 (Überschrift des sechsten Abschnitts) 

Redaktionelle Anpassung der Überschrift an den Inhalt 
des sechsten Abschnitts des Gesetzes. 

Zu Nummer 13 (§ 25c) 

Allgemeines 

Am 12. Oktober 1998 hat der Rat der Europäischen Uni- 
on die Richtlinie 98/80/EG zur Ergänzung des gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems und zur Änderung der 
Richtlinie 77/388/EWG - Sonderregelung für Anlage- 
gold - verabschiedet (ABI. EG Nr. L 281 S. 31). Durch 
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Artikel 1 dieser Richtlinie wird die 6. EG-Richtlinie in 
der zuletzt geltenden Fassung geändert und ein neuer 
Artikel 26b eingefügt. 

Die Richtlinie regelt EU-einheitlich die umsatzsteuerli- 
che Behandlung von Umsätzen mit Anlagegold. Unter 
bestimmten Voraussetzungen sieht sie eine Steuerbefrei- 
ung für die Umsätze mit Anlagegold (Goldbarren, 
Goldmünzen und Goldzertifikaten) sowie für die Ver- 
mittlung von Umsätzen mit Anlagegold vor. 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen ist der 
leistende Unternehmer trotz der Steuerbefreiung unter 
bestimmten Voraussetzungen zum Vorsteuerabzug be- 
rechtigt oder kann bei Lieferungen an andere Unterneh- 
mer zur Besteuerung optieren. Auch für Vermittlungs- 
leistungen kann unter bestimmten Voraussetzungen zur 
Besteuerung optiert werden. 

Anlagegoldhändler haben größere Umsätze mit Anlage- 
gold - auch zur Identifizierung der Kunden - auf- 
zuzeichnen; dabei können die EU-Mitgliedstaaten Vor- 
schriften vor allem über das Führen besonderer Nachweise 
und besonderer Aufzeichnungspflichten festlegen. 

Die Richtlinie muss bis spätestens 1 . Januar 2000 in na- 
tionales Recht umgesetzt werden. Sie ermöglicht es der 
Bundesrepublik Deutschland, die bisherige Steuerbefrei- 
ung in § 4 Nr. 8 Buchstabe k UStG weitgehend beizube- 
halten. Jedoch muss insbesondere die bisherige Steuer- 
befreiung für Umsätze im Geschäft mit unverarbeitetem 
Gold (Industriegold) aufgehoben werden. 

Absatz 1 

Absatz 1 regelt in enger Anlehnung an Artikel 26b Teil 
B Abs. 1 der 6. EG-Richtlinie den Umfang der Steuerbe- 
freiung von Umsätzen mit Anlagegold. 

Steuerbefreit sind nach § 25c Abs. 1 Satz 1 UStG die 
Lieferung, die Einfuhr sowie der innergemeinschaftliche 
Erwerb von Anlagegold. Als Lieferung von Anlagegold 
wird entsprechend Artikel 26b Teil B Abs. 1, 2. Halb- 
satz der 6. EG-Richtlinie auch der Handel von Anlage- 
gold in Form von Zertifikaten über sammel- oder einzel- 
verwahrtes Gold und über Goldkonten gehandeltes Gold 
angesehen, der bisher im nationalen Umsatzsteuerrecht 
als sonstige Leistung im Sinne des § 3 Abs. 9 UStG be- 
urteilt worden ist. Gegenstand dieser fingierten Liefe- 
rungen können insbesondere auch sein: Gelddarlehen 
und Goldswaps, durch die ein Eigentumsrecht an Anla- 
gegold oder ein schuldrechtlicher Anspruch auf Anlage- 
gold begründet wird, sowie Terminkontrakte und im 
Freiverkehr getätigte Terminabschlüsse mit Anlagegold, 
die zur Übertragung eines Eigentumsrechts an Anlage- 
gold oder eines schuldrechtlichen Anspruchs auf Anla- 
gegold führen. 

Soweit Leistungen, insbesondere Optionsgeschäfte mit 
Goldbarren, nicht unter die Lieferfiktion des § 25c 
Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz UStG fallen, kommt eine 
Steuerbefreiung der Umsätze nach § 4 Nr. 8 Buchstabe e 
UStG in Betracht. Denn der Rat und die Kommission 
haben in einer Protokollerklärung zu Artikel 1 Teil B der 
Richtlinie 98/80/EG erklärt, dass die nicht von dieser 
Vorschrift erfassten Anlagegoldumsätze, die als Dienst- 


leistungen (= sonstige Leistungen) anzusehen sind, nach 
Artikel 13 Teil B Buchstabe d der 6. EG-Richtlinie, die 
mit § 4 Nr. 8 Buchstabe e UStG in das nationale Recht 
umgesetzt worden ist, steuerfrei sein können, wenn die 
Voraussetzungen der Regelung vorliegen. Damit wird 
ermöglicht, die bislang geltende Steuerbefreiung im 
Geschäft mit Geldumsätzen - mit Ausnahme der Ge- 
schäfte mit unverarbeitetem Gold - weitgehend beizu- 
behalten. 

Die Steuerbefreiung gilt auch für die Vermittlung der 
Lieferung von Anlagegold. Diese Regelung beruht auf 
Artikel 26b Teil B Abs. 2 der 6. EG-Richtlinie. 


Absatz 2 

Die Vorschrift definiert den Begriff des Anlagegolds 
entsprechend Artikel 26b Teil A Abs. 1 Buchstabe i 
und ii der 6. EG-Richtlinie. 

Die Steuerbefreiung für Gold in Barren- oder Plättchen- 
form gilt unabhängig davon, ob es durch Wertpapiere 
verbrieft ist oder nicht. 

Hinsichtlich der Steuerbefreiung für Goldmünzen wird 
die Kommission vor dem 1. Dezember eines jeden Jah- 
res ein Verzeichnis der Münzen, die die Kriterien für die 
Steuerbefreiung erfüllen, in der Reihe C des Amtsblattes 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlichen. Die 
in diesem Verzeichnis aufgeführten Münzen gelten wäh- 
rend des gesamten Kalenderjahres, für das das Verzeich- 
nis gilt, als Anlagegold im Sinne des § 25c Abs. 2 Nr. 2 
UStG. 

Einem Unternehmer ist es unbenommen, die Vorausset- 
zungen für die Steuerbefreiung der Goldmünzen, die 
nicht in der Liste enthalten sind, im Einzelfall in geeig- 
neter Form nachzuweisen. 


Absatz 3 

Nach Satz 1 kann ein Unternehmer, der Anlagegold her- 
stellt oder Gold in Anlagegold umwandelt, zur Umsatz- 
steuerpflicht der Lieferung von Anlagegold optieren, 
wenn er an einen anderen Unternehmer für dessen Un- 
ternehmen liefert. Die Regelung beruht auf Artikel 26b 
Teil C Abs. 1 der 6. EG-Richtlinie. 

Ein Unternehmer, der üblicherweise Gold zu gewerbli- 
chen Zwecken liefert, kann bei der Lieferung von Anla- 
gegold im Sinne des § 25c Abs. 2 Nr. 1 UStG an einen 
anderen Unternehmer für dessen Unternehmen von dem 
Optionsrecht Gebrauch machen. Mit dieser Vorschrift 
soll die nach Artikel 26b Teil C Abs. 2 Satz 1 der 6. EG- 
Richtlinie eingeräumte Möglichkeit in das deutsche Um- 
satzsteuerrecht übernommen werden. 

Vermittelt ein Unternehmer eine in den Sätzen 1 und 2 
bezeichnete Lieferung, so kann er nach Satz 3 für die 
Steuerpflicht des Vermittlungsumsatzes optieren, wenn 
der vermittelte Umsatz zuvor vom liefernden Unterneh- 
mer als steuerpflichtig behandelt worden ist. Diese Re- 
gelung beruht auf Art. 26b Teil C Abs. 3 der 6. EG- 
Richtlinie. 
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Absätze 4 und 5 

Die Steuerbefreiung berechtigt grundsätzlich nicht zum 
Vorsteuerabzug. Damit die Vorteile der Sonderregelung 
gewahrt bleiben und Wettbewerbsverzerrungen im Hin- 
blick auf eingeführtes Anlagegold vermieden werden, ist 
in bestimmten Fällen (z.B. Ankauf des Goldes, Um- 
wandlung von Gold in Anlagegold, Umformen von An- 
lagegold) ein Vorsteuerabzug möglich. 

Absatz 6 

Angesichts der möglichen Verwendung von Gold sowohl 
zu gewerblichen als auch zu Anlagezwecken und um der 
Geldwäsche entgegenzuwirken, wird die Verpflichtung 
eingeführt, bei Umsätzen mit Anlagegold zusätzlich zu 
den umsatzsteuerlichen Aufzeichnungspflichten die Iden- 
tifizierungs-, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflich- 
ten des Geldwäschegesetzes zu beachten. 

Zu Nummer 14 {§ 28) 

Bereinigung des Gesetzestextes. Die bis zum 31. De- 
zember 1992 geltende Fassung des § 24 Abs. 1 UStG 
muss nicht weiter im aktuellen Gesetzestext enthalten 
sein. 

Zu Nummer 15 (Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2) 

Zu Buchstaben a, b, c, d, e, f und h 

(Nummern 10, 11, 15, 16, 18, 32 und 41 
der Anlage des UStG) 

Redaktionelle Anpassung der Liste der dem ermäßigten 
Steuersatz unterliegenden Gegenstände an den zur Zeit 
gültigen Zolltarif ohne materielle Auswirkungen. 

Zu Buchstabe g (Nummer 38 der Anlage des UStG) 

Lebende Tabakpflanzen gehören zu Position 06.02 des 
Zolltarifs und unterliegen somit dem ermäßigten Steuer- 
satz (vgl. Nummer 7 der Anlage des UStG). Nummer 38 
der Anlage des UStG, wonach lebende Tabakpflanzen 
begünstigt werden sollten, geht somit ins Leere; die Vor- 
schrift wird deshalb gestrichen. 

Zu Artikel 9 (Umsatzsteuer- 

Durchführungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Absatz 1 

Die Änderang des § 1 Abs. 1 UStDV ist redaktioneller 
Art. ln Absatz 1 Satz 1 wird die bisherige Nummer 2 ge- 
strichen und mit Änderungen in Absatz 2 Satz 1 (neu) 
übernommen (vgl. Begründung zu § 1 Abs. 2 UStDV); 
die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2. 

Absatz 2 

Am 17. Juni 1999 hat der Rat der Europäischen Union 
die Richtlinie 1999/59/EG zur Änderung der Richtlinie 
77/388/EWG im Hinblick auf das für Telekommunika- 
tionsdienstleistungen anwendbare Mehrwertsteuersystem 


verabschiedet (ABI. EG Nr. L 162 S. 63). Durch Ar- 
tikel 1 dieser Richtlinie wird die 6. EG-Richtlinie in der 
zuletzt geltenden Fassung geändert. 

Die Richtlinie regelt EU-einheitlich den Ort von Tele- 
kommunikationsdienstleistungen. Die Mitgliedstaaten 
können zur Vermeidung von Doppelbesteuerung oder 
Nichtbesteuerang und zur Verhindemng von Wettbe- 
werbsverzerrungen den Ort der Dienstleistung so behan- 
deln, als läge er außerhalb der Gemeinschaft oder im In- 
land, wenn dort die tatsächliche Nutzung oder Auswer- 
tung erfolgt (Artikel 9 Abs. 3 Buchst, b der 6. EG- 
Richtlinie). Nach dem durch die Ändemngsrichtlinie neu 
eingefügten Artikel 9 Abs. 4 der 6. EG-Richtlinie sind 
die Mitgliedstaaten jedoch verpflichtet, von der Mög- 
lichkeit des Artikel 9 Abs. 3 Buchst, b der 6. EG- 
Richtlinie Gebrauch zu machen, wenn Telekommunika- 
tionsdienstleistungen von außerhalb der Gemeinschaft 
ansässigen Unternehmern an in der Gemeinschaft ansäs- 
sige Nichtuntemehmer erbracht werden. 

Die Richtlinie muss bis spätestens 1 . Januar 2000 in na- 
tionales Recht umgesetzt werden. Sie ermöglicht, die 
bisherige Regelung für die Ortsbestimmung der Tele- 
kommunikationsdienstleistungen nach § 3a Abs. 3 i.V.m. 
Abs. 4 Nr. 12 UStG sowie § 3a Abs. 5 Nr. 2 UStG i.V.m. 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStDV über den 31. Dezember 
1999 hinaus beizubehalten. Allerdings sind in besonde- 
ren Fällen - abweichend vom bisherigen Recht - Son- 
derregelungen gerechtfertigt, die in den neuen Absatz 2 
aufgenommen werden sollen. 

Die neue Regelung des § 1 Abs. 2 UStDV beruht auf der 
Ermächtigungsgrundlage des § 3a Abs. 5 UStG und ent- 
spricht Artikel 9 Abs. 3 und 4 der 6. EG-Richtlinie. 

Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation, die 
ein Unternehmer, der sein Unternehmen von einem im 
Drittlandsgebiet liegenden Ort aus betreibt, an Nichtun- 
temehmer erbringt, werden nach Satz 1 Nr. 1 wie bisher 
im Inland besteuert, wenn die Leistung hier genutzt oder 
ausgewertet wird. Die Regelung wurde inhaltlich unver- 
ändert aus dem bisherigen § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 über- 
nommen. Durch die Regelung werden Wettbewerbs- 
nachteile inländischer Unternehmer gegenüber Unter- 
nehmern aus Drittstaaten vermieden. 

Nach Satz 1 Nr. 2 werden Leistungen auf dem Gebiet der 
Telekommunikation im Inland besteuert, wenn sie von 
einem inländischen Unternehmer an einen im Drittlands- 
gebiet ansässigen Empfänger erbracht werden. Danach 
werden insbesondere Leistungen auf dem Gebiet der 
Telekommunikation in Hotels und in öffentlichen Fem- 
sprecheinrichtungen einheitlich am Verbrauchsort der 
Besteuerung unterworfen. Mit dieser Regelung wird dem 
Beschluss des Bundesrates in seiner Sitzung am 8. No- 
vember 1996 (BR-Dmcks. 752/96 - Beschluss-) Rech- 
nung getragen. 

Satz 1 Nr. 3 sieht vor, dass Leistungen auf dem Gebiet 
der Telekommunikation eines Drittlandsanbieters an ei- 
nen inländischen Unternehmer hier nicht der Besteue- 
rung unterliegen, wenn die Nutzung oder Auswertung im 
Drittlandsgebiet erfolgt. Dies gilt insbesondere für Leis- 
tungen in öffentlichen Femsprecheinrichtungen. Damit 
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werden eine sachgerechte Besteuerung am Verbrauchsort 
ermöglicht und zugleich Schwierigkeiten bei der Durch- 
führung einer Besteuerung im Abzugsverfahren durch 
den inländischen Unternehmer vermieden. 

Nach Satz 2 gelten die besonderen Ortsregelungen auch 
dann, wenn die Leistung von einer Betriebsstätte des 
leistenden Unternehmers aus erbracht werden. 

Absatz 3 

Die Regelung beruht auf der Ermächtigungsgrundlage 
des § 3a Abs. 5 UStG. Danach kann, um eine Doppelbe- 
steuerung oder Nichtbesteuerung zu vermeiden oder um 
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, durch Rechts- 
verordnung u.a. bei der Vermietung von Beförderungs- 
mitteln der Ort dieser sonstigen Leistung abweichend 
von § 3a Abs. 1 UStG danach bestimmt werden, wo das 
vermietete Beförderungsmittel genutzt wird. Dement- 
sprechend wird die bisherige Regelung des § 1 Abs. 2 in 
den neuen Abs. 3 übernommen und ausgedehnt auf die 
Vermietung aller Schienenfahrzeuge, somit auch auf 
diejenigen, die zur Beförderung von Personen bestimmt 
sind, und erweitert um die Vermietung von Kraftomni- 
bussen. Somit wird auch in diesen Fällen der Ort bei der 
Vermietung der genannten Beförderungsmittel unter den 
bisherigen Voraussetzungen abweichend von § 3a Abs. 1 
U StG statt im Inland als im Drittlandsgebiet gelegen be- 
stimmt. Das von in Drittstaaten ansässigen Unterneh- 
mern als aufwendig empfundene Vorsteuer-Vergü- 
tungsverfahren wird damit vermieden. Die Regelung ist 
erforderlich, um Wettbewerbsnachteile inländischer Un- 
ternehmer zu verhindern. 

Kraftomnibusse sind Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bau- 
art und Ausstattung zur Beförderung von mehr als neun 
Personen - einschließlich Fahrzeugführer - geeignet und 
bestimmt sind (§ 4 Abs. 4 Nr. 2 Personenbeförderungs- 
gesetz). 

Zu Nummer 2 (§ 23) 

Redaktionelle Anpassung an den Vereinsnamen. 

Zu Nummer 3 (§ 44) 

Mit der Neuregelung wird aus Vereinfachungsgründen - 
abweichend von der durch § 18 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 16 
Abs. 2 Satz 2 UStG vorgegebenen Rechtslage - die Vor- 
steuerberichtigung zu Gunsten wie zu Lasten des Steuer- 
pflichtigen bei der Steueranmeldung für das Kalenderjahr 
statt im Voranmeldungsverfahren vorgeschrieben, wenn 
der Jahresberichtigungsbetrag bei einem Wirtschaflsgut 
12 000 Deutsche Mark nicht übersteigt. Vorsteuerberich- 
tigungsbeträge aufgrund von Veräußerungen und unent- 
geltlichen Lieferungen im Sinne des § 3 Abs. Ib UStG 
sind jedoch wie bisher - unabhängig von der Höhe des 
Berichtigungsbetrags - stets für den Voranmeldungszeit- 
raum zu erklären, in dem die Veräußerung bzw. unent- 
geltliche Lieferung ausgeführt worden ist. 

Zu Nummer 4 (§ 52) 

Nach dem BFH-Urteil vom 2. April 1998 (BStBl. II 
S. 695) sind die nach § 14 Abs. 2 und 3 UStG wegen des 


zu hohen oder unberechtigten Ausweises in einer Rech- 
nung geschuldeten Steuerbeträge nicht als Vorsteuer ab- 
ziehbar. Dementsprechend ist § 52 Abs. 3 UStDV zu 
streichen. 

Zu Nummer 5 (§ 53) 

Das Abzugsverfahren gern. § 51 Abs. 1 Nr. 2 UStDV ist 
vom Sicherungsnehmer grundsätzlich auch dann durch- 
zuführen, wenn der Sicherungsgeber die Differenz- 
besteuerung im Sinne des § 25a UStG angewandt hat. 
Um dabei im Hinblick auf die Differenzbesteuerung zu 
einem sachgerechten Ergebnis zu kommen, ist die Steuer 
aus der Marge des Sicherungsgebers zu ermitteln. In die- 
sen Fällen ist Gegenleistung im Sinne des § 51 Abs. 4 
UStDV das Entgelt zuzüglich der nach § 25a UStG zu 
ermittelnden Umsatzsteuer. 

Zu Nummer 6 (§ 57) 

Redaktionelle Klarstellung, dass der in § 57 Abs. 3 Satz 
2 UStDV ausgesprochene Belegzwang nur gilt, wenn die 
Besteuerung dem Abzugsverfahren unterliegender Um- 
sätze gemäß § 57 Abs. 2 UStDV im Rahmen des allge- 
meinen Besteuerungsverfahrens (§§ 16, 18 Abs. 1 bis 4 
UStG) durchzuführen ist. 

Zu Nummer 7 (§ 65) 

Redaktionelle Anpassung der Aufzeichnungspflichten 
der Kleinuntemehmer an den Wegfall des Begriffs „Ei- 
genverbrauch“ aufgrund des Artikels 7 des Steuerent- 
lastungsgesetzes 1999/2000/2002 vom 24. März 1999 
(BGBl. I S. 402). 


Zu Artikel 10 (Bewertungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 19) 

Einheitswerte werden hauptsächlich noch für die 
Grundsteuer benötigt, dabei unterliegt nur der inländi- 
sche Grundbesitz der Besteuerung. Die Feststellung ei- 
nes Einheitswerts, der sowohl den inländischen als auch 
den ausländischen Teil einer wirtschaftlichen Einheit 
umfasst, ist nicht mehr erforderlich. 

Zu Nummer 2 (§ 29) 

Redaktionelle Anpassung der Gesetzeszitate an die letz- 
ten Änderungen des Zweiten Wohnungsbaugesetzes und 
des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland. 

Zu Nummer 3 (§ 32) 

Redaktionelle Änderung als Folge der Aufhebung des 
§ 109a BewG durch das Gesetz zur Fortsetzung des Un- 
temehmenssteuerreförm vom 29. Oktober 1997 (BGBl. I 
S. 2590). 

Zu Nummer 4 (§ 41) 

Durch das Gesetz zur Förderung der bäuerlichen Land- 
wirtschaft vom 12. Juli 1989 (BGBl. I S. 1435) wurde 
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der Zuschlag wegen Abweichung des tatsächlichen Tier- 
bestands von den unterstellten regelmäßigen Verhältnis- 
sen der Gegend mit Wirkung ab 1. Januar 1989 um 
50 vom Hundert vermindert. Die zeitliche Bestimmung 
ist zwischenzeitlich überholt. 

Zu Nummer 5 (§ 51) 

In Absatz 1 ist die Zugehörigkeit von Tierbeständen zur 
land- und forstwirtschaftlichen Nutzung bis zum 
31. Dezember 1998 geregelt. Ab 1. Januar 1999 gelten 
für die Zugehörigkeit der Tierbestände zur land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung die Bestimmungen des 
Absatzes la, der durch das Gesetz zur Anpassung steu- 
erlicher Vorschriften der Land- und Forstwirtschaft vom 
29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1692) eingefügt worden ist. 
Die bisherige Regelung des Absatzes 1 ist durch die 
Neuregelung des Absatzes la zeitlich überholt. 

Zu Nummer 6 (§ 51a) 

Redaktionelle Anpassung die Änderung des §51. 

Zu Nummer 7 (§ 71) 

Das Schutzbaugesetz vom 9. September 1965 (BGBl. I 
S. 1232) ist durch das Zivilschutzneuordnungsgesetz 
vom 25. März 1997 (BGBl. I S. 726) ersetzt worden. Es 
handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Be- 
zeichnung des neuen Gesetzes. 

Zu Nummer 8 (§ 79) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Der Zeitraum für die grundsteuerliche Vergünstigung 
nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz und dem Woh- 
nungsbaugesetz für das Saarland ist Ende des Jahres 
1999 abgelaufen (vgl. Steuerreformgesetz 1990 vom 
25. Juli 1988, BGBl. I S. 1093). 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Die Regelung sieht eine Erhöhung der Jahresrohmiete in 
den Fällen vor, in denen bei Arbeiterwohnstätten Beihil- 
fen nach § 35 des Grundsteuergesetzes gewährt worden 
sind. Sie ist durch Zeitablauf überholt. 

Zu Nummer 9 (§ 81) 

Redaktionelle Anpassung an die Aufhebung des § 79 
Abs. 3 und 4. 

Zu Nummer 10 (§ 92) 

Zu Buchstabe a (Absatz 5) 

Die Erfassung des Rechts auf den Erbbauzins und der 
Verpflichtung zur Zahlung des Erbbauzinses sind nach 
Wegfall der Vermögensteuer und der Gewerbekapi- 
talsteuer nicht mehr erforderlich. Für die Erbschaftsteuer 
und Grunderwerbsteuer enthält § 148 Abs. 5 BewG eine 
eigene Regelung. 


Zu Buchstabe b (Absatz 7) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der 
Gesetzeszitate. 

Zu Nummer 11 (§ 95) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Erbbauzinsansprüche und Erbbauzinsverpflichtungen 
werden in der Steuerbilanz nicht angesetzt. Der Hinweis 
auf § 92 Abs. 5 BewG ist überholt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Die Vorschrift ist zeitlich überholt, nachdem Einheits- 
werte des Betriebsvermögens ab 1. Januar 1997 nicht 
mehr festgestellt werden. 

Zu Nummer 12 (§ 97) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die bergrechtlichen Gewerkschaften sind in andere Ka- 
pitalgesellschaften umgewandelt oder aufgelöst. Der 
Hinweis auf die bergrechtlichen Gewerkschaften ist da- 
her zu streichen. Außerdem wird die Vorschrift an die 
Regelungen des § 15 EStG angepasst. 

Der bisherige Wortlaut des § 97 Abs. 1 Nr. 5 BewG 
führt dazu, dass Verbindlichkeiten zwischen einem Ge- 
sellschafter und der Gesellschaft, die nicht durch die Ge- 
sellschafterstellung veranlasst sind und daher ertragsteu- 
erlich kein negatives Sonderbetriebsvermögen sind, ab- 
weichend hiervon bewertungsrechtlich wie negatives 
Sonderbetriebsvermögen in das Betriebsvermögen ein- 
bezogen werden. Nach der Neuregelung werden derarti- 
ge Verbindlichkeiten eines Gesellschafters nicht mehr 
als Betriebsvermögen des Gesellschafters behandelt. 

Zu Buchstabe b (Absatz la) 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung des Absat- 
zes 1 sowie Vereinfachung der bestehenden Regelungen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Redaktionelle Anpassung eines Gesetzeszitats. 

Zu Nummer 13 (§ 98) 

Nach Wegfall der Vermögensteuer ist eine besondere 
bewertungsrechtliche Regelung für Arbeitsgemein- 
schaften nicht mehr erforderlich. 

Zu Nummer 14 (§ 104) 

Redaktionelle Anpassung an den Wortlaut des § 6a 
Abs. 1 EStG sowie die Änderung des Gesetzes zur Ver- 
besserung der betrieblichen Altersversorgung. 

Zu Nummer 15 (§ 123) 

Redaktionelle Anpassung an die Aufhebung des § 113a 
BewG durch das Gesetz zur Fortsetzung der Untemeh- 
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menssteuerreform vom 29. Oktober 1997 (BGBl. I 
S. 2590). 

Zu Nummer 16 (§ 125) 

Das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte gilt 
nunmehr auch in den neuen Ländern. Der einschränken- 
de Hinweis, wonach § 51a Abs. 1 Buchstabe c BewG bei 
der Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens in den neuen Ländern nicht gilt, ist damit über- 
holt. Im übrigen handelt es sich um eine redaktionelle 
Anpassung eines Gesetzeszitats 

Zu Nummer 17 (§126) 

Redaktionelle Anpassung eines Gesetzeszitats. 

Zu Nummer 18 (§ 128) 

Redaktionelle Anpassung eines Gesetzeszitats. 

Zu Nummer 19 (§ 136) 

§ 136 BewG wurde durch das Gesetz zur Fortsetzung der 
Untemehmenssteuerreform vom 29. Oktober 1997 
(BGBl. I S. 2590) nur mit Wirkung für das Jahr 1997 in 
das Bewertungsgesetz eingefügt. Die Aufhebung der Be- 
stimmung dient der Rechtsbereinigung. 

Zu Nummer 20 (§ 138) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Regelung bestimmt, dass die Finanzämter auch für 
Zwecke der Bedarfsbewertung örtliche Erhebungen 
durchfuhren können und dass die nach Bundes- oder 
Landesrecht zuständigen Behörden den Finanzbehörden 
die Umstände mitzuteilen haben, die für die Feststellung 
von Bedarfswerten von Bedeutung sein können. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4a) 

Der bisher nach § 145 Abs. 3 Satz 3 BewG und § 146 
Abs. 7 BewG mögliche Nachweis des niedrigeren ge- 
meinen Werts (Verkehrs Werts) wird in einer Bestim- 
mung zusammengefasst. Künftig ist der Nachweis des 
niedrigeren gemeinen Werts auch bei Erbbaurechten und 
Gebäuden auf fremdem Grund und Boden möglich. 

Zu Buchstabe c (Absatz 5) 

Bisher ist bei der einheitlichen und gesonderten Fest- 
stellung eines Grundbesitzwerts gegenüber mehreren Er- 
ben auch der jeweilige Wert des von jedem Erben ent- 
sprechend seinem Erbteil erworbenen Anteils festzustel- 
len. Dieses Verfahren hat sich in der Praxis nicht be- 
währt. Die Höhe der Erbteile kann vielfach erst im Laufe 
der Veranlagung zur Erbschaftsteuer endgültig ermittelt 
werden. Deshalb ist es zweckmäßig, hier nur den Wert 
des von den Miterben insgesamt erworbenen Anteils am 
Grundbesitzwert festzustellen. Über die Aufteilung auf 
die einzelnen Erben entscheidet dann die Erbschaftsteu- 
erstelle im Steuerfestsetzungsverfahren. 


Zu Buchstabe d (Absatz 6) 

Redaktionelle Anpassung an die Regelungen des § 28 
Abs. 3 BewG und § 127 Abs. 1 BewG. 

Zu Nummer 21 (§ 143) 

Die Bewertung des Wohnteils und der Betriebswohnun- 
gen nach § 147 BewG ist nicht möglich, die Neurege- 
lung dient der Klarstellung. 

Zu Nummer 22 (§ 145) 

Redaktionelle Anpassung an die Neubekanntmachung 
des Baugesetzbuchs sowie an die Einfügung des § 138 
Abs. 4a. 

Zu Nummer 23 (§ 146) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Die jetzige Gesetzesregelung, wonach die maßgebende 
Jahresmiete aus dem Durchschnitt der letzten drei Jahre 
der vor dem Besteuerungszeitpunkt erzielten Mieten ab- 
zuleiten ist, hat sich für die Praxis als ungeeignet er- 
wiesen. Zur Vereinfachung soll künftig nur noch die 
Jahresmiete aus den Mieten der letzten zwölf Monate vor 
dem Besteuerungszeitpunkt abgeleitet werden. War das 
Grundstück weniger als 12 Monate vermietet oder ha- 
ben sich innerhalb des Zwölfrnonatszeitraums bau- 
liche Veränderungen oder Nutzungsänderungen ergeben, 
ist die Miete von dem verkürzten Zeitpunkt an zu er- 
mitteln. 

Zu Buchstabe b (Absatz 7) 

Die Regelung ist nunmehr in § 138 Abs. 4a BewG ent- 
halten. 

Zu Nummer 24 (§ 148) 

Absatz 1 

Die jetzige Regelung des § 148 BewG für die Bewertung 
von Erbbaurechten unter Zugrundelegung des gezahlten 
Erbbauzinses und eines einheitlichen Vervielfachers von 
18,6 für die gesamte Laufzeit des Erbbaurechts führt ins- 
besondere bei kurzen Restlaufzeiten zu nicht vertret- 
baren Bewertungsergebnissen. Sie wird daher durch eine 
Regelung ersetzt, wonach dem Eigentümer des Grund 
und Bodens (Erbbauverpflichteter) grundsätzlich dessen 
Wert und dem Erbbauberechtigten grundsätzlich der 
Wert des Gebäudes zugerechnet wird. In Fällen, in denen 
die Laufzeit des Erbbaurechts weniger als 40 Jahre be- 
trägt und das Gebäude nach Ablauf des Erbbaurechts 
entschädigungslos auf den Erbbauverpflichteten über- 
geht, ist der Gebäudewert dem Erbbauberechtigten nur 
noch anteilig zuzurechnen. 

Absatz 2 

Die Vorschrift regelt die Wertermittlung für den Boden- 
wert. Es ist hierfür der Wert des unbebauten Grund- 
stücks nach § 145 Abs. 3 BewG maßgebend. 




Drucksache 14/1514 


-42- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Absatz 3 

Der Vervielfältiger in § 146 Abs. 2 Satz 1 BewG von 
12,5 enthält auch einen Bodenwertanteil. Bei der Be- 
wertung von Erbbaurechten soll der Bodenwert jedoch 
gesondert mit dem Wert nach § 145 Abs. 3 BewG ange- 
setzt werden, so dass der Vervielfältiger von 12,5 ent- 
sprechend um einen Bodenwertanteil vermindert werden 
muss. Dies geschieht in der Weise, dass der Vervielfälti- 
ger um 20 vom Hundert vermindert wird, so dass sich 
für den Gebäudewert ein Vervielfältiger von 10 ergibt. 

Absatz 4 

Die Vorschrift regelt die Bewertung der Wohnungserb- 
baurechte und Teilerbbaurechte. Sie entspricht dem für 
die Einheitsbewertung des Grundvermögens geltenden 
§ 92 Abs. 6 BewG. 

Absatz 5 

Die Bestimmung regelt die Fälle, in denen an einem 
Erbbaurecht ein Untererbbaurecht bestellt ist. 

Absatz 6 

Die Bestimmung entspricht dem bisherigen S 148 Abs. 1 
Satz 3 BewG. 

Zu Nummer 25 (§ 148a) 

Die Regelungen zur Bewertung der Gebäude auf frem- 
dem Grund und Boden lehnen sich an die Vorschrift zur 
Bewertung der Erbbaurechte (§ 148 BewG) an. Entspre- 
chend regelt Absatz 1 die Zurechnung des Bodenwerts 
auf den Grundstückseigentümer und des Gebäudewerts 
auf den wirtschaftlichen Eigentümer des Gebäudes. Ab- 
satz 2 regelt die Ermittlung des Bodenwerts und Ab- 
satz 3 die Ermittlung des Gebäudewerts. 

Zu Nummer 26 (§ 149) 

Grundstücke im Zustand der Bebauung sind entsprechend 
§ 146 BewG zu bewerten, wobei die übliche Miete zu 
Grunde zu legen ist, die nach Bezugsfertigkeit des Gebäu- 
des zu erzielen wäre. Von diesem Wert sind nach der bis- 
herigen Regelung 80 vom Hundert als Gebäudewert anzu- 
setzen. Die Neuregelung bestimmt, dass bei Grundstücken 
im Zustand der Bebauung, die nicht mehr als zwei Woh- 
nungen enthalten, nur 60 vom Hundert des Grundstücks- 
werts als Gebäudewert anzusetzen sind. 

Zu Nummer 27 (§ 152) 

§ 152 regelt die zeitliche Anwendung. 

Zu Artikel 11 (Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Nr. 4) 

Wenn bei einem Vertrag zugunsten Dritter der Dritte das 
aus dem Vertrag erworbene Recht zurückweist, gilt das 


Recht rückwirkend als nicht erworben (§ 333 BGB). Er- 
hält der Dritte dafür eine Abfindung, soll er dieses Ver- 
mögen als vom Erblasser kommend versteuern. Damit 
wird eine Besteuerungslücke geschlossen. Entsprechend 
sollen auch alle anderen Abfindungen als steuerbar be- 
handelt werden, die einem Erwerber anstelle eines aus- 
geschlagenen oder zurückgewiesenen nach § 3 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 ErbStG steuerbaren Erwerbs, z. B. einer 
Schenkung auf den Todesfall, gewährt werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Nr. 7) 

Der Schlusserbe eines gemeinschaftlichen Testaments 
(Berliner Testament, § 2269 BGB) genießt in analoger 
Anwendung des § 2287 BGB einen ähnlichen Schutz 
seiner Rechtsstellung gegen beeinträchtigende Schen- 
kungen des Erblassers wie der Vertragserbe eines Erb- 
vertrags. Die Änderung stellt klar, dass sein gegen den 
Beschenkten gerichteter Herausgabeanspruch aus unge- 
rechtfertigter Bereicherung als Erwerb von Todes wegen 
der Besteuerung unterliegt. 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Auf den Erwerb aufgrund der Vollziehung einer Auflage 
des Erblassers (§ 1940 BGB), die erst beim Tod des Be- 
schwerten fällig werden soll, werden die Regeln der Vor- 
und Nacherbschaft angewendet. Für sie gilt damit, dass 
sie, wie bisher schon entsprechende Vermächtnisse, 
nicht als Erwerb vom Erblasser, sondern vom Be- 
schwerten zu versteuern sind. 

Zu Nummer 3 (§ 10) 

Beim Erwerb von Beteiligungen an vermögensverwal- 
tenden - insbesondere grundstücksverwaltenden - Per- 
sonengesellschaften und anderen Gesamthandsgemein- 
schaften, z. B. einer ungeteilten Erbengemeinschaft, 
durch freigebige Zuwendung unter Lebenden soll die 
Verpflichtung des Beschenkten, gesellschaftsintem die 
anteiligen Schulden der Gesellschaft gegen sich gelten 
zu lassen, als Gegenleistung des Beschenkten behandelt 
werden. Die Ergänzung stellt damit klar, dass die Grund- 
sätze der Wertermittlung für gemischte Schenkungen an- 
zuwenden sind. 

Zu Buchstabe b (Absatz 6) 

Im Interesse einer Gleichbehandlung der einzelnen nach 
§ 13a ErbStG begünstigten Vermögensarten wird auf die 
bisherige Sonderbehandlung für außerbetriebliche, mit 
dem befreiten Betriebsvermögen im wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang stehende Schulden verzichtet. Dadurch 
wird zugleich das Besteuerungsverfahren vereinfacht. 

Zu Nummer 4 (§ 12) 

Der bisher in Satz 1 enthaltene Verweis auf die Bewer- 
tung der Betriebsgrundstücke wird wegen des Sachzu- 
sammenhangs in den Satz 3 übertragen. 

In Satz 2 wird das Gesetzeszitat redaktionell angepasst; 
§109 Abs. 3 und 4 BewG wurde durch das Gesetz zur 
Fortsetzung der Untemehmenssteuerreform aufgehoben. 
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Ein Grundstückserwerb unterliegt der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer nur, soweit das Grundstück zivilrecht- 
lich im Eigentum/Miteigentum des Erblassers oder 
Schenkers stand. Die Ergänzung des Satzes 2 stellt klar, 
dass für Zwecke dieser Steuer ein von einem Ehegatten 
zugewendeter Miteigentumsanteil an einem Grundstück 
auch dann nicht mit einem Miteigentumsanteil des ande- 
ren Ehegatten zu einer wirtschaftlichen Einheit zusam- 
mengerechnet werden kann, wenn für das Grundstück 
geprüft wird, ob es sich um ein Betriebsgrundstück im 
Sinne des § 99 BewG handelt. 

Nach §§95 und 109 BewG sind bei bilanzierenden Ge- 
werbetreibenden und freiberuflich Tätigen grundsätzlich 
die Steuerbilanzwerte dem Grunde und der Höhe nach zu 
übernehmen. Deshalb soll ein Erbschaftsteuer- oder 
Schenkungsteuerbescheid von Amts wegen erlassen oder 
ein bestandskräftiger Steuerbescheid geändert oder auf- 
gehoben werden, wenn die Steuerbilanz berichtigt oder 
geändert wird und sich dies auf die Höhe des Werts des 
Betriebsvermögens oder mittelbar auf den Wert nichtno- 
tierter Anteile an einer Kapitalgesellschaft auswirkt. 

Zu Nummer 5 (§ 13) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen wegen der 
zwischenzeitlichen Änderungen der angeführten Gesetze. 

Zu Nummer 6 (§ 13a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Einleitungssatz) 

Es wird klargestellt, dass der Freibetrag von 500 000 
Deutsche Mark oder ein Anteil daran nur in Anspruch 
genommen werden kann, soweit der Erwerber nicht 
durch eine Weitergabeverpflichtung nach § 13a Abs. 3 
ErbStG belastet ist. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 2) 

Alle Erwerbe von begünstigtem Vermögen durch Schen- 
kung unter Lebenden und nicht nur der Erwerb „im We- 
ge der vorweggenommenen Erbfolge“ sollen entspre- 
chend der derzeitigen Verwaltungspraxis (vgl. R 56 
Abs. 2 ErbStR) entlastet werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Es wird klargestellt, dass der Bewertungsabschlag nur in 
Anspruch genommen werden kann, soweit der Erwerber 
nicht durch eine Weitergabeverpflichtung nach § 13a 
Abs. 3 ErbStG belastet ist. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Die Ergänzung stellt klar, in welcher Reihenfolge für ei- 
nen Erwerber jeweils die Entlastungen durch Freibetrag 
und Bewertungsabschlag entfallen, wenn er zur Weiter- 
gabe eines Teils des erworbenen begünstigten Vermö- 
gens verpflichtet ist. Zunächst wird nur der Be- 
wertungsabschlag in geringerem Umfang gewährt. Erst, 
wenn das ihm verbleibende begünstigte Vermögen den 
ihm zustehenden Freibetrag oder Freibetragsanteil unter- 


schreitet, ist auch dieser zu kürzen. Gleichzeitig wird 
damit geregelt, dass insoweit nur der tatsächlich bei ihm 
entfallende Freibetrag oder Freibetragsanteil auf den 
Dritten übergehen kann. 

Zu Buchstabe d (Absatz 5) 

Der Freibetrag oder Freibetragsanteil und der vermin- 
derte Wertansatz fallen mit Wirkung für die Vergangen- 
heit weg, soweit innerhalb von fünf Jahren nach dem 
Zeitpunkt der Steuerentstehung gegen eine der Behal- 
tensregelungen (§ 13a Abs. 5 ErbStG) verstoßen wird. 
Der Steuerbescheid ist nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
AO zu ändern. Die zuständigen Erbschaftsteuer- 
Finanzämter werden in der Regel erst nach Ablauf der 
Fünfjahresfrist Kenntnis von allen Ereignissen erlangen, 
die als Verstoß gegen die Behaltensregelungen zu be- 
handeln sind. Der Beginn der Festsetzungsfrist wird des- 
halb entsprechend hinausgeschoben, weil die grundsätz- 
liche Anlaufhemmung nach § 175 Abs. 1 Satz 2 AO 
nicht ausreicht. Damit lässt sich zugleich der Erklärungs- 
und Ermittlungsaufwand für Steuerzahler und Verwal- 
tung verringern. 

Zu Buchstabe e (Absatz 6) 

Da der Abzug von Schulden in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang mit begünstigtem Vermögen in gleicher 
Weise behandelt wird (vgl. Ausführungen zu § 10 Abs. 6 
ErbStG), wird für den Erwerber ein einheitliches Wahl- 
recht geschaffen, auf die Steuerentlastungen zu verzich- 
ten. Dadurch wird zugleich das Besteuerungsverfahren 
vereinfacht. 

Zu Nummer 7 (§ 14) 

Die Ergänzung verhindert unberechtigte Steuervorteile, 
die sich im Zusammenhang mit der Berücksichtigung 
früherer Erwerbe bei der Steuerfestsetzung für einen 
späteren Erwerb ergeben. Wenn die früher für einen 
Vorerwerb tatsächlich zu entrichtende Steuer höher ist, 
als die fiktiv dafür zu ermittelnde Steuer zur Zeit des 
Letzterwerbs, kann es dazu kommen, dass die für den 
Letzterwerb festzusetzende Steuer nur null Deutsche 
Mark beträgt, obwohl bei diesem Letzterwerb selbst er- 
hebliche Vermögenswerte übertragen wurden. Die höhe- 
re tatsächlich zu entrichtende Steuer auf den früheren 
Erwerb wird deshalb auf den Betrag begrenzt, der auf 
den Vorerwerb im Verhältnis seines Werts zum Gesamt- 
betrag der zusammengerechneten Erwerbe entfallt. 

Zu Nummer 8 (§ 19a) 

Der Entlastungsbetrag fällt mit Wirkung für die Vergan- 
genheit weg, soweit innerhalb von fünf Jahren nach dem 
Zeitpunkt der Steuerentstehung gegen eine der Behaltens- 
regelungen (§ 19a Abs. 5 ErbStG) verstoßen wird. Der 
Steuerbescheid ist nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu 
ändern. Die zuständigen Erbschaflsteuer-Finanzämter 
werden in der Regel erst nach Ablauf der Fünfjahresffist 
Kenntnis von allen Ereignissen erlangen, die als Verstoß 
gegen die Behaltensregelungen zu behandeln sind. Der 
Beginn der Festsetzungsfrist wird deshalb entsprechend 
hinausgeschoben, weil die grundsätzliche Anlaufhem- 
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mung nach § 175 Abs. 1 Satz 2 AO nicht ausreicht. Damit 
lässt sich zugleich der Erklärungs- und Ermittlungsauf- 
wand für Steuerzahler und Verwaltung verringern. 

Zu Nummer 9 (§ 29) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 3) 

Unentgeltliche Zuwendungen eines Ehegatten werden 
auch berücksichtigt, wenn für den überlebenden Ehegat- 
ten die fiktive steuerfreie Ausgleichsforderung nach § 5 
Abs. 1 ErbStG zu ermitteln ist. Deshalb wird klargestellt, 
dass eine eventuell für diese Zuwendungen früher festge- 
setzte Schenkungsteuer rückwirkend erlischt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Nr. 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung wegen 
der zwischenzeitlichen Neufassung und Änderung des 
Gewerbesteuergesetzes. 

Zu Nummer 10 (§ 30) 

Der Anwendungsbereich der allgemeinen Anzeigepflicht 
der Erwerber in Erbfällen (vgl. § 30 Abs. 1 ErbStG) wird 
erweitert, um eine bessere Erfassung der steuerpflichti- 
gen Fälle sicherzustellen. Die Erbschaftsteuer-Finanz- 
ämter sollen in Erbfällen unmittelbar von den Erwerbern 
Angaben insbesondere zur Zusammensetzung des 
Nachlasses und seines Werts erhalten (Einzelheiten § 30 
Abs. 4 ErbStG), wenn zum Erwerb Vermögen gehört, 
für das keine Anzeigepflichten Dritter, z. B. der Banken 
und anderer Vermögensverwahrer, bestehen. Die Nach- 
lassgerichte und Notare können in ihren Anzeigen nach 
§ 34 ErbStG vielfach keine Angaben zur Zusammen- 
setzung und zum Wert des Nachlasses machen, weil sie 
ihnen nicht bekannt sind. 

Zu Nummer 11 (§ 35) 

Die Vorschrift trifft eine Zuständigkeitsregelung für 
Schenkungen der noch ungeteilten Erbengemeinschaft. 
Aus Zweckmäßigkeitsgründen soll das Finanzamt, das 
den Erbfall bearbeitet und dabei Kenntnisse über den 
Wert der Nachlassgegenstände erlangt, auch für solche 
Schenkungen zuständig sein, die ein Miterbe bei der 
Erbauseinandersetzung dadurch ausführt, dass er seinem 
anderen Miterben mehr aus dem Nachlassvermögen 
überlässt als diesem nach seinem Erbanteil zusteht. 

Zu Nummer 12 (§ 37) 

§ 37 regelt die zeitliche Anwendung. Absatz 3 ist ent- 
behrlich. 

Zu Artikel 12 (Grundsteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Der Grundbesitz der Deutschen Post AG, der Deutschen 
Postbank AG und der Deutschen Telekom AG war nur 
für das Jahr 1995 von der Grundsteuer befreit. 


Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den 
Wortlaut des § 4 Abs. 1 KStG. 

Zu Nummer 2 (§ 4) 

Die Änderung dient der Klarstellung; sie entspricht der 
bisherigen V erwaltungsauffassung. 

Zu Nummer 3 (§ 35) 

Die Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 

Zu Nummer 4 (§ 36) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 5 (§ 37) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Die Vorschrift ist durch Zeitablauf bedeutungslos ge- 
worden. 

Zu Nummer 6 (§ 38) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 7 (§ 39) 

Die Vorschrift ist gegenstandslos. 

Zu Artikel 13 (Gesetz über Kapitalanlage- 
gesellschaften) 

Zu Nummer 1 (§ 37o) 

Anwendungsvorschrift für Geldmarkt-Sondervermögen, 
für die über die Verweisung in § 37n auch die Änderun- 
gen für Wertpapier-Sondervermögen gelten (vgl. zu 
Nummer 2). 

Zu Nummer 2 (§ 39) 

Direktanleger, die unmittelbar Anteile an einem auslän- 
dischen Investmentvermögen im Sinne des § 17 Ausl 
InvestmG halten, beziehen außerhalb der Fristen des 
§ 23 EStG erzielte Veräußerungsgewinne des Invest- 
mentvermögens steuerfrei. Dies muss auch für Anleger 
gelten, die Anteile an einem ausländischen Investment- 
vermögen mittelbar über einen inländischen Investment- 
fonds halten. Die Gesetzesänderung stellt dies sicher. 

Zu Nummer 3 (§ 43) 

Anwendungsvorschrift: die Änderung des § 39 Abs. la 
Nr. 4 gilt ab 1 . Januar 2000. 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-45- 


Drucksache 14/1514 


Zu Nummer 4 (§ 45) 

Redaktionelle Anpassung: für thesaurierte Gewinne aus 
privaten Veräußerungsgeschäften gilt die gleiche Zu- 
flussfiktion wie bei anderen thesaurierten Erträgen. 

Zu Nummer 5 (§ 50) 

Anwendungsvorschrift für die redaktionelle Anpassung 
des § 45 Abs. 1 Satz 3. 

Zu Artikel 14 (Auslandinvestment-Gesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 17) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Thesaurierte Gewinne aus privaten Veräußerungsge- 
schäften gern. § 23 EStG mit Grundstücken etc. sind bei 
Anteilinhabem an inländischen Investmentfonds steuer- 
pflichtig. Dies muss auch für Anteile an ausländischen In- 
vestmentvermögen gelten. Die Vorschrift stellt dies sicher. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2a) 

Direktanleger, die unmittelbar Anteile an einem auslän- 
dischen Investmentvermögen im Sinne des § 17 Ausl- 
InvestmG halten, beziehen außerhalb der Fristen des 
§ 23 EStG erzielte Veräußerungsgewinne des Invest- 
mentvermögens steuerfrei. Dies muss auch für Anleger 
gelten, die Anteile an einem ausländischen Investment- 
vermögen mittelbar über einen Investmentfonds halten. 
Die Gesetzesänderung, die entsprechend auch im KAGG 
für Anteile an inländischen Investmentfonds vorgenom- 
men wird, stellt dies sicher. 

Zu Nummer 2 (§ 19a) 

Anwendungsvorschrift: Die Änderung des § 17 gilt ab 
1 . Januar 2000. 

Zu Artikel 15 (§ 4 Gesetz zur Verbesserung 

der betrieblichen Altersversorgung) 

Mit der Änderung wird in Fällen, in denen die Betriebs- 
tätigkeit eingestellt und das Unternehmen liquidiert wer- 
den soll, die Übertragung von Direktzusagen oder Zu- 
sagen, die über eine Unterstützungskasse erbracht wer- 
den sollen, erleichtert. Die bisher vorgesehene „Zwi- 
schenschaltung“ einer rückgedeckten Unterstützungs- 
kasse entfällt. Die Übertragung kann künftig unmittelbar 
auf ein Unternehmen der Lebensversicherung oder eine 
Pensionskasse erfolgen. 

Die Änderung steht im Zusammenhang mit der Ände- 
rung zu § 3 Nr. 65 EStG. 


Zu Artikel 16 (§ 7a Fördergebietsgesetz) 

Die Mittel für den Beteiligungsfonds Ost (1,5 Mrd. DM) 
sollten ursprünglich gern. § 7a Fördergebietsgesetz im 
Zeitraum 1996 bis 1998 steuerbegünstigt eingeworben 


werden. Aufgrund der bis in das Jahr 1998 hinein 
schleppenden Einwerbung wurde der Einwerbezeitraum 
im Rahmen des 3. FinanzmarktfÖrderungsgesetzes vor- 
sorglich bis zum 3 1 . Dezember 2000 verlängert. Diese 
Verlängerung steht unter dem Vorbehalt der Genehmi- 
gung der Europäischen Kommission. Zum Jahresende 
1998 setzte jedoch eine unerwartet starke Nachfrage ein, 
so dass die vorgesehenen 1,5 Mrd. DM bereits in 1998 
vollständig eingeworben werden konnten. Die Verlänge- 
rung der Einwerbeffist ist deshalb nicht mehr erforder- 
lich. 


Zu Artikel 17 (Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 31a) 

Die redaktionelle Änderung dient der Anpassung an das 
zum 1. Januar 1998 in Kraft getretene Dritte Buch 
Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des ArbeitsfÖrderungs- 
Reformgesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594). 

Zu Nummer 2 (§ 55) 

Die redaktionelle Änderung dient der Anpassung an die 
Änderung des § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG durch das Standort- 
sicherungsgesetz vom 13. September 1993 (BGBl. 1 
S. 1569). Die in § 55 AO bislang zitierte Regelung wur- 
de durch die Einfügung neuer Sätze innerhalb des § 6 
Abs. 1 Nr. 4 EStG verschoben. 

Zu Nummer 3 (§ 68) 

Die redaktionelle Änderung dient der Anpassung an 
das zum 1. Januar 1998 in Kraft getretene Dritte Buch 
Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des ArbeitsfÖrderungs- 
Reformgesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594). 

Zu Nummer 4 (§ 122) 

Die bisher in § 155 Abs. 4 und 5 AO enthaltenen 
Erleichterungen für die Bekanntgabe von Steuerbeschei- 
den werden in § 122 AO übernommen und damit aus- 
drücklich auch auf Verwaltungsakte außerhalb des Steu- 
erfestsetzungsverfahrens erstreckt. Für derartige Ver- 
waltungsakte (z. B. Stundungs- oder Vollziehungsaus- 
setzungsentscheidungen, die eine von zusammenver- 
anlagten Ehegatten geschuldete Einkommensteuer 
betreffen) besteht in der Praxis ebenfalls ein Bedarf für 
die bisher in § 155 Abs. 4 und 5 AO zugelassenen Be- 
kanntgabeerleichterungen. 

Die Rechte der Beteiligten werden hierdurch nicht be- 
einträchtigt. Die Anwendung des neuen Absatzes 6 ist 
vom Einverständnis der Beteiligten abhängig. Nach Ab- 
satz 7 kann nur verfahren werden, wenn die Beteiligten 
unter einer gemeinsamen Anschrift wohnen. In diesen 
Fällen dürfte nach der Lebenserfahrung eine gegenseiti- 
ge Unterrichtung über den Posteingang üblich und ge- 
währleistet sein. Außerdem können die Finanzbehörden 
von der Erleichterung des Absatzes 7 keinen Gebrauch 
machen, wenn die Beteiligten die Einzelbekanntgabe be- 
antragt haben oder der Finanzbehörde bekannt ist, dass 
zwischen ihnen ernstliche Meinungsverschiedenheiten 
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bestehen. Die Regelung nach Absatz 7 gilt nur, wenn 
sich der Verwaltungsakt gegen alle Beteiligten richtet, 
also beispielsweise nicht, wenn nur ein Ehegatte Steuer- 
schuldner ist. 

Zu Nummer 5 (§ 149) 

Durch das Jahressteuergesetz 1996 vom 11. Oktober 
1995 (BGBl. I S. 1250) wurde § 149 AO um eine Er- 
mächtigungsgrundlage für eine Rechtsverordnung er- 
gänzt, die es gestatten soll, Steuererklärungen für zwei 
aufeinanderfolgende Kalenderjahre zusammen abzu- 
geben. 

Die Abstimmung des Verordnungsentwurfs mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder hat ergeben, dass 
eine derartige Verordnung nicht zu einer Verwaltungs- 
vereinfachung beitragen, sondern vielmehr zu einer Ver- 
komplizierung des Besteuerungsverfahrens führen wür- 
de. Ferner könnte die Verordnung einen späteren Ein- 
gang von Steuerabschlusszahlungen und somit Haus- 
haltsrisiken bei Bund und Ländern zur Folge haben. 

Da aus diesen Gründen nicht mehr beabsichtigt ist, die 
Ermächtigungsgrundlage auszuschöpfen, soll sie zur 
Rechtsbereinigung aufgehoben werden. 

Zu Nummer 6 (§ 152) 

Nach § 152 Abs. 2 Satz 1 AO darf ein Verspätungszu- 
schlag zehn vom Hundert der festgesetzten Steuer nicht 
übersteigen und höchstens 10 000 Deutsche Mark be- 
tragen. Prüfungen des Bundesrechnungshofes haben er- 
geben, dass in bedeutenden Steuerfällen der absolute 
Höchstbetrag von 10 000 Deutsche Mark häufig in kei- 
nem angemessenen Verhältnis zu den Vorteilen steht, die 
Steuerpflichtige durch die verspätete Abgabe der Steuer- 
erklärungen (z. B. Kapitalertragsteuer- Anmeldungen von 
Großbanken) erzielen. 

Der absolute Höchstbetrag soll daher auf 50 000 Deut- 
sche Mark angehoben werden. Die Finanz Verwaltung 
wird von der dadurch eröffneten Möglichkeit nur 
Gebrauch machen, soweit mit dem bisherigen Höchst- 
betrag von 10 000 Deutsche Mark ein durch die ver- 
spätete Abgabe der Steuererklärung (Steueranmeldung) 
entstandener Zinsvorteil nicht ausreichend abgeschöpft 
werden kann. 

Zu Nummer 7 (§ 154) 

Nach der Richtlinie des Rates vom 10. Juni 1991 zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwe- 
cke der Geldwäsche (91 /308/EWG, Abi. EG Nr. L 166 
S. 77) sind bei der Legitimationsprüfung von den zur 
Feststellung der Identität des Verfügungsberechtigten 
verlangten Dokumenten eine Kopie oder Referenzan- 
gaben aufzubewahren. Durch § 9 des Geldwäschegeset- 
zes wurde diese Verpflichtung bereits in nationales 
Recht umgesetzt (s. BT-Drucksache 12/2704). Entspre- 
chend dieser Vorschrift soll in § 154 AO klargestellt 
werden, dass bei der Kontoeröffnung die zur Feststellung 
der Identität des Verfügungsberechtigten verlangten 
Dokumente (z. B. der amtliche Ausweis, der amtliche 


Registerauszug) im Regelfall, soweit möglich, abzulich- 
ten sind und diese Ablichtung aufzubewahren ist. 

Zu Nummer 8 (§ 155) 

§ 155 Abs. 4 und 5 AO enthalten bislang Regelungen zur 
Erleichterung der Bekanntgabe von Steuerbescheiden. 
Weil diese Regelungen nun in § 122 AO übernommen 
werden sollen, sind die Absätze 4 und 5 des § 155 AO 
aufzuheben (vgl. Begründung zu § 122 AO). 

Zu Nummer 9 (§ 171) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Im Interesse der Rechtsklarheit werden die bisher in § 171 
Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 AO enthaltenen Tatbestände auf 
zwei gesonderte Absätze aufgeteilt. Absatz 3 regelt - in- 
haltlich unverändert - die bisher in Satz 1 enthaltene Ab- 
laufhemmung für den Fall eines Antrags auf Steuerfest- 
setzung oder auf Korrektur dieser Festsetzung außerhalb 
eines Einspruchs- oder Klage Verfahrens. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3a) 

Nach Auffassimg des Bundesfinanzhofs darf ein Finanzamt 
einen Steuerbescheid nach Ablauf der regulären Festset- 
zungsffist im Einspruchs- oder Klageverfahren nicht mehr 
zum Nachteil des Steuerpflichtigen ändern („verbösem“); 
der Antrag des Steuerpflichtigen ziele im Regelfall auf eine 
Herabsetzung der Steuer ab, weshalb nachträgliche Steuer- 
erhöhungen nicht von der Ablaufhemmung nach § 171 
Abs. 3 AO erfasst sein könnten (vgl. z. B. Urteil vom 
27. März 1996 - I R 182/94 -, BStBl 1997 II S. 449). Die- 
ses Ergebnis steht in Widerspruch zur Verpflichtung der Fi- 
nanzbehörden, im Einspruchsverfahren die Sache in vollem 
Umfang erneut zu prüfen und den angefochtenen Bescheid 
erforderlichenfalls - nach Gewährung rechtlichen Gehörs - 
auch zum Nachteil des Einspruchsführers zu ändern (§ 367 
Abs. 2 AO). 

Im Regelfall will ein Steuerpflichtiger bei Anfechtung 
eines Steuerbescheides keine Teilbestandskraft herbei- 
führen, weil er anderenfalls im Einspruchs- oder Klage- 
verfahren keine weiteren Anträge mehr stellen kann. 
Wenn aber der Steuerpflichtige den Umfang der An- 
fechtung selbst bestimmen und ggf auch den Einspruch 
oder die Klage zur Vermeidung einer Verböserung zu- 
rücknehmen kann, ist es nicht sachgerecht, den Finanz- 
behörden die Möglichkeit, die Sache in vollem Umfang 
erneut zu prüfen, zu beschneiden. Angesichts der teil- 
weise langdauernden Veranlagungs- und Einspruchsver- 
fahren führt die Anknüpfung an den Ablauf der regulä- 
ren Festsetzungsffist zu im Einzelfall mehr oder weniger 
zufälligen Ergebnissen. Dabei darf auch nicht übersehen 
werden, dass die Steuerpflichtigen dieses Ergebnis durch 
späte Abgabe der Steuererklärung und Hinauszögem der 
Ermittlungen im Veranlagungs- und Einspruchs verfah- 
ren weitgehend beeinflussen können. Der gesetzliche 
Auftrag, Steuern nach Maßgabe der Gesetze gleichmäßig 
festzusetzen, wird damit beeinträchtigt. Deshalb soll die 
Ablaufhemmung im außergerichtlichen oder gericht- 
lichen Rechtsbehelfsverfahren künftig auch die Mög- 
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lichkeit der Verböserung umfassen. Eine Verböserung ist 
allerdings ausgeschlossen, wenn der Rechtsbehelf unzu- 
lässig ist und deshalb keine Sachentscheidung getroffen 
werden kann; in diesem Fall bedarf es auch keiner Aus- 
weitung der Ablaufhemmung. 

Der neue Absatz 3a regelt - in Anlehnung an die bisher 
in Absatz 3 Sätze 2 und 3 enthaltene Regelung, aber 
ohne Ausschluss der Verböserung - die Ablaufhemmung 
im Einspruchs- oder Klageverfahren. Die Festsetzungs- 
frist läuft hiernach hinsichtlich des gesamten Steuer- 
anspruchs nicht ab, bevor über den zulässigen Einspruch 
oder die zulässige Klage unanfechtbar entschieden 
worden ist. Im übrigen entsprechen die Regelungen in 
Absatz 3a den bisher geltenden Regelungen. Der neue 
Absatz 3a regelt selbst nicht, ob eine Steuerfestsetzung 
zum Nachteil des Steuerpflichtigen zu ändern ist, sie 
schafft lediglich die verjährungsrechtlichen Vorausset- 
zungen für eine in der Sache gebotene Verböserung. 
Durch Rücknahme des Einspruchs bzw. der Klage kann 
ein Steuerpflichtiger aber die Verböserung weiterhin 
vermeiden. 

Zu Nummer 10 {§ 172) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a) 

Bisher war in der AO nicht ausdrücklich geregelt, ob 
eine Finanzbehörde einem Einspruch oder einer Klage 
durch entsprechende Änderung des angefochtenen Be- 
scheides im Einspruchs- oder Klageverfahren zugunsten 
des Steuerpflichtigen abhelfen kann. Im Interesse der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit wird diese Abhilfe- 
befugnis nun ausdrücklich in § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchstabe a AO geregelt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 3) 

Nach geltendem Recht kann nach Bekanntgabe der Ein- 
spruchsentscheidung kein Antrag auf schlichte Änderung 
mehr gestellt werden. Dies ist insbesondere in Schät- 
zungsfällen von Bedeutung, wenn die Steuererklärung 
erst nach Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung, aber 
innerhalb der Klagefrist eingereicht wird. Bisher kann 
hier eine Änderung der Steuerfestsetzung nur im Klage- 
verfahren erreicht werden. Zur Verfahrensvereinfachung 
und zur Entlastung der Finanzgerichte wird durch die 
Neuregelung in § 172 Abs. 1 Satz 3 1. Halbsatz AO die 
Möglichkeit einer schlichten Änderung auch für den Fall 
geschaffen, dass der zu ändernde Bescheid bereits durch 
Einspruchsentscheidung bestätigt oder geändert worden 
ist. Der Änderungsantrag muss vor Ablauf der Klagefrist 
gestellt werden, nach Ablauf dieser Frist ist er unzu- 
lässig. Der zweite Halbsatz der Vorschrift regelt im Inte- 
resse der Rechtsklarheit, dass durch eine schlichte Ände- 
rung die Wirkungen einer nach § 364b Abs. 2 AO ge- 
setzten Ausschlussfrist nicht unterlaufen werden dürfen. 

Zu Nummer 11 (§ 180) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

§ 1 80 Abs. 2 Satz 3 AO ermächtigt das Bundesministeri- 
um der Finanzen, in einer Rechtsverordnung anzuord- 


nen, dass Besteuerungsgrundlagen, die sich steuerlich 
erst in der Zukunft auswirken, im Interesse der zutref- 
fenden Besteuerung und der Rechtssicherheit zeitnah ge- 
sondert festgestellt werden. Bisher konnten in der 
Rechtsverordnung nur Gegenstand und Umfang der ge- 
sonderten Feststellung sowie die Voraussetzungen für 
das Feststellungsverfahren geregelt werden. Durch die 
Änderung wird das Bundesministerium der Finanzen er- 
mächtigt, in der Rechtsverordnung - ebenso wie im Fall 
des § 180 Abs. 2 Satz 1 und 2 AO - nun auch die ört- 
liche Zuständigkeit der Finanzbehörden zu regeln, die 
am Feststellungs verfahren beteiligten Personen und den 
Umfang ihrer Rechte und Pflichten zu bestimmen sowie 
Regelungen zur vereinfachten Bekanntgabe zu treffen. 

In Anlehnung an die in § 181 Abs. 2 AO getroffene 
Regelung wird in § 180 Abs. 2 Satz 4 AO die Ermächti- 
gungsgrundlage für die nach § 180 Abs. 2 Satz 1 und 
Satz 3 AO zu erlassenden Rechtsverordnungen auch auf 
die Befugnis ausgedehnt, Regelungen über die dingliche 
Bindungswirkung der gesonderten Feststellung gegen- 
über einem Rechtsnachfolger zu treffen. Damit soll 
sichergestellt werden, dass im Fall der Einzelrechts- 
nachfolge kein neues Feststellungsverfahren durchge- 
führt werden muss, wenn sich ansonsten keine steu- 
erlichen Änderungen ergeben. 

Diese Regelung ist insbesondere dann von erheblicher 
Bedeutung, wenn der der gesonderten Feststellung 
zugrundeliegende Sachverhalt schon vor langer Zeit 
verwirklicht wurde und die steuerlichen Auswirkungen 
erst bei dem Einzelrechtsnachfolger eintreten; der Sinn 
der gesonderten Feststellung, zeitnah für alle Seiten 
Rechtssicherheit zu schaffen, wird ohne Regelung einer 
dinglichen Bindungswirkung nicht hinreichend verwirk- 
licht. Darüber hinaus könnten Steuerpflichtige durch 
Vereinbarung einer Einzelrechtsnachfolge die Bin- 
dungswirkung der gesonderten Feststellung willkürlich 
außer Kraft setzen. Dies würde die Besteuerungs- 
gerechtigkeit und den Rechtsfrieden erheblich beein- 
trächtigen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Nachdem § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b AO im 
Rahmen des Missbrauchsbekämpfungs- und Steuerbe- 
reinigungsgesetzes vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2310) geändert worden ist, haben sich in Einzelfällen 
unnötige Verfahrenserschwemisse für die Steuerpflichti- 
gen und die Finanz Verwaltung ergeben. Nach der Neu- 
regelung soll in Fällen geringer Bedeutung auf die 
Durchführung eines gesonderten Gewinnfeststellungs- 
verfahrens verzichtet werden können. Dies ist insbeson- 
dere anzunehmen, wenn das gleiche Finanzamt ohnehin 
für die Einkommensteuer- Veranlagung zuständig ist. Die 
Durchführung eines eigenständigen Gewinnfeststel- 
lungsverfahrens wäre in derartigen Fällen unnötiger 
Formalismus. 

Zu Nummer 12 (§ 182) 

Der neue Satz 2 stellt klar, dass die in § 1 82 Abs. 1 AO 
normierte Bindungswirkung von Feststellungsbe- 
scheiden nach § 180 Abs. 5 Nr. 2 AO sich auch auf 
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Verwaltungsakte im Steuererhebungsverfahren (Anrech- 
nungsverfügung/ Abrechnungsbescheid) erstreckt. 

Zu Nummer 13 (§ 183) 

Die Änderung dient der Anpassung an die Änderung des 
§ 122 AO, in den die bisher in § 155 Abs. 5 AO enthal- 
tenen Regelungen über die Bekanntgabe zusammenge- 
fasster Steuerbescheide übernommen werden (vgl. Be- 
gründung zu § 122 AO). 

Zu Nummer 14 (§ 191) 

Vor Inkrafttreten des neuen Insolvenzrechtes am 
1. Januar 1999 konnten die Finanzbehörden nach der 
ständigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und des 
Bundesverwaltungsgerichts auch denjenigen durch Dul- 
dungsbescheid nach § 1 9 1 AO in Anspruch nehmen, der 
nach dem damals geltenden Anfechtungsgesetz ver- 
pflichtet war, die Vollstreckung zu dulden (vgl. zuletzt 
BFH-Urteil vom 29. März 1994, BStBl II 1995 S. 225). 
Nach dem ab dem 1. Januar 1999 geltenden Anfech- 
tungsgesetz ist dagegen unklar, ob die Finanzbehörden 
im Falle der Anfechtung außerhalb des Insolvenzverfah- 
rens noch Duldungsbescheide erlassen dürfen oder ob sie 
die Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis im Wege 
der Klage vor dem Zivilgericht geltend machen müssen. 

Im Interesse der Rechtsklarheit, zur Vermeidung von 
Haushaltsausfällen und zur Vermeidung erheblichen 
Aufwandes bei den Amtsgerichten und der Finanzver- 
waltung soll in § 191 Abs. 1 AO eindeutig geregelt wer- 
den, dass die Finanzbehörden die Anfechtung wegen An- 
sprüchen aus dem Steuerschuldverhältnis außerhalb des 
Insolvenzverfahrens auch ab dem 1. Januar 1999 durch 
Duldungsbescheid vornehmen. Ein Duldungsbescheid ist 
allerdings wie bisher entbehrlich, wenn die Anfechtung 
im Wege der Einrede geltend gemacht wird. Die Rege- 
lung begründet keine neuen Anfechtungstatbestände. 

Zu Nummer 15 (§ 231) 

Die Gesetzesänderungen sollen sicherstellen, dass in 
einem Insolvenzverfahren für Ansprüche aus dem Steu- 
erschuldverhältnis, die von einem Insolvenzplan oder 
einem gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan erfasst 
werden, keine Zahlungs Verjährung eintritt, bis der jewei- 
lige Plan erfüllt wurde. Entsprechendes gilt für die Steu- 
ern, die Gegenstand eines Restschuldbefreiungsverfah- 
rens nach der Insolvenzordnung sind. Die Änderung in 
Absatz 1 Satz 1 ergänzt die in dieser Vorschrift auf- 
gezählten Unterbrechungstatbestände, die Änderung in 
Absatz 2 Satz 1 regelt als Folgeänderung das jeweilige 
Ende der Verjährungsunterbrechung. 

Zu Nummer 16 (§ 233a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Im Interesse der Besteuerungsgerechtigkeit und zur Ver- 
einfachung der Zinsberechnung nach § 233a AO soll die 
bisherige Begrenzung des Zinslaufs auf vier Jahre aufge- 
hoben werden. Die Begrenzung des Zinslaufs hatte die 
vom Gesetzgeber nicht beabsichtigte Folge, dass ein 


Unternehmen die relative Zinsbelastung der aus den Er- 
gebnissen der Außenprüfung beruhenden Steuernachfor- 
derungen durch Verzögerung des Prüfungsablaufs ver- 
mindern konnte. Andererseits war die Begrenzung der 
Verzinsung in Erstattungsfällen gleichermaßen un- 
gerecht. 

Die Steuerpflichtigen können die Steigerung der Zins- 
belastung nach Aufhebung der Vier-Jahres-Grenze aller- 
dings vermeiden, wenn sie die zu erwartende Steuernach- 
forderung bereits während der Außenprüfung „freiwillig" 
an das Finanzamt entrichten. In diesem Fall werden die 
auf den Zeitraum nach Eingang der „freiwilligen“ Zahlun- 
gen entfallenden Nachzahlungszinsen aus Billigkeitsgrün- 
den erlassen (Nr. 70 des Anwendungserlasses zu § 233a 
AO vom 15. Juli 1998, BStBl I S. 630). 

Zu Buchstabe b (Absatz 7) 

Bei der Einfügung des Absatzes 7 in § 233a AO im 
Rahmen des Jahressteuergesetzes 1997 vom 20. Dezem- 
ber 1996 (BGBl. I S. 2049) war aufgrund eines redak- 
tionellen Versehens ein Schreibfehler aufgetreten, der 
durch die Änderung beseitigt werden soll. 

Zu Nummer 17 (§ 238) 

Nach dem BFH-Urteil vom 3. Mai 1991 - V R 105/86 - 
(BFH/NV 1992 S. 77) bewirkt eine Aufrechnung nach 
§ 226 Abs. 1 AO i.V.m. § 389 BGB, dass die Forde- 
rungen, soweit sie sich decken, als in dem Zeitpunkt er- 
loschen gelten, in welchem sie zur Aufrechnung geeignet 
einander gegenüberstehen. Dabei ist nach Auffassung 
des BFH nicht auf die Festsetzung oder die Fälligkeit 
eines Steueranspruchs bzw. eines Steuererstattungs- 
anspruchs abzustellen, sondern auf dessen abstrakte ma- 
teriellrechtliche Entstehung. Materiellrechtlich entstehen 
Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis bereits mit 
Verwirklichung des gesetzlichen Tatbestandes, d. h. z. B. 
die veranlagte Einkommensteuer bereits mit Ablauf des 
Veranlagungszeitraumes; auf die Kenntnis des Finanz- 
amts oder des Steuerpflichtigen über Grund und Höhe 
der abstrakt entstandenen Ansprüche kommt es nicht an. 

Die Rechtsauffassung des BFH hat zur Folge, dass bei ei- 
ner Aufrechnung durch das Finanzamt bereits verwirkte 
Säumniszuschläge rückwirkend ab dem Eintritt der Auf- 
rechnungslage entfallen, während Erstattungszinsen nach 
§ 233a AO gleichwohl bis zur Festsetzung der Steuer aus- 
gezahlt werden. Das Steuererhebungsverfahren knüpft 
aber - anders als das Zivilrecht - nicht an die abstrakte 
Entstehung, sondern an die Konkretisierung des Steueran- 
spruchs bzw. Steuererstattungsanspruchs durch dessen 
Festsetzung im Steuerbescheid und seine hieran an- 
schließende Fälligkeit an (vgl. § 218 Abs. 1 AO). Deshalb 
geht die Finanzverwaltung seit Jahrzehnten davon aus, 
dass die Rückwirkung einer Aufrechnung nicht über den 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Schuld des Aufrechnenden 
hinausgeht (Nr. 2 des Anwendungserlasses zu § 226 AO 
vom 15. Juli 1998, BStBl I S. 630). 

Darüber hinaus führt die Anwendung der Rechtsauffas- 
sung des BFH zu einer Benachteiligung pünktlicher 
Steuerzahler. Rechnet das Finanzamt mit einer schon 
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länger fälligen Steuerforderung gegen einen noch nicht 
festgesetzten Steuererstattungsanspruch des Steuer- 
pflichtigen auf, sollen die auf die rückständige Steuer- 
forderung entstandenen Säumniszuschläge rückwirkend 
entfallen. Damit würden säumige Steuerzahler besser ge- 
stellt als pünktliche Steuerzahler, die in der Zeit von der 
Entrichtung der Steuerschuld bis zum Zufluss der Steu- 
ererstattung keinerlei Zins- oder Liquiditätsvorteile er- 
zielen können. 

Die Gesetzesänderung in § 238 AO soll die Fortführung 
der langjährigen Besteuerungspraxis ermöglichen und die 
nach der Entscheidung des BFH entstandene Rechtsun- 
sicherheit beseitigen. Die Neuregelung stellt keine unan- 
gemessene Benachteiligung der Steuerpflichtigen dar, 
vielmehr sorgt sie für eine gleichmäßige Besteuerung. Die 
Einschränkung der Rückwirkung einer Aufrechnung be- 
trifft dabei nur die Berechnung von Zinsen nach §§ 233a 
bis 237 AO sowie Säumniszuschläge nach § 240 AO, im 
übrigen gelten weiterhin die zivilrechtlichen Regelungen. 

Zu Nummer 18 {§ 240) 

Die Gesetzesänderung soll - ebenso wie die entspre- 
chende Änderung des § 238 AO - bewirken, dass die 
Rechtsfolgen einer Aufrechnung hinsichtlich der Erhe- 
bung von Säumniszuschlägen nicht über den Zeitpunkt 
der Fälligkeit der Schuld des Aufrechnenden hinaus- 
wirken (vgl. dazu im Einzelnen die Begründung zur Än- 
derung des § 238 AO). 

Zu Nummer 19 (§ 251) 

Nach § 308 Abs. 1 der Insolvenzordnung hat der Schul- 
denbereinigungsplan die Wirkung eines Vergleichs im 
Sinne des § 794 Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozessordnung. 
Die Vorschrift dient der Sicherstellung der Vollstreck- 
barkeit des Schuldenbereinigungsplans. Eine korre- 
spondierende Regelung zur Vollstreckung aus einem 
Schuldenbereinigungsplan im Verwaltungswege fehlt 
bisher. Durch die neue Fassung des § 251 Abs. 2 Satz 2 
AO wird diese Regelungslücke beseitigt. 

Zu Nummer 20 (§ 312) 

§312 Satz 2 AO regelt die Pfändung von Postspargut- 
haben. Für die Pfändung von Postsparguthaben gelten 
nach § 23 Abs. 4 Satz 4 des Postgesetzes die Vorschrif- 
ten über die Pfändung von Wechseln und indossablen 
Papieren entsprechend. Danach werden die Guthaben 
allein durch Wegnahme des Postsparbuches gepfändet. 

Die Änderung berücksichtigt, dass das Postgesetz mit 
Ablauf des 3 1 . Dezember 1 997 außer Kraft getreten ist 
(vgl. Artikel 6 Nr. 26 des Postneuordnungsgesetzes vom 
14. September 1994, BGBl. I S. 2325) und seit dem 
1. Januar 1998 Postsparguthaben nicht mehr durch den 
Vollziehungsbeamten, sondern wie andere Spareinlagen 
nach § 309 AO zu pfänden sind. 

Zu Nummer 21 (315) 

Im Rahmen der Pfändung einer Geldforderung ist der 
Vollstreckungsschuldner verpflichtet, die zur Geltend- 


machung der Forderung erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen und etwaige Urkunden herauszugeben. Von der 
Vollstreckungsbehörde kann die Abgabe einer eides- 
stattlichen Versicherung verlangt werden, wenn der 
Wahrheitsgehalt der erteilten Auskunft bzw. die Echtheit 
der herausgegebenen Urkunden zweifelhaft ist. Es er- 
scheint nicht angezeigt, das Verlangen auf Abgabe einer 
eidesstattlichen Versicherung nur auf den Fall zu be- 
schränken, dass vom Vollstreckungsschuldner die Aus- 
kunft verweigert wurde. Auf die Regelung, wonach die 
Vollstreckungsbehörde die eidesstattliche Versicherung 
nach Lage der Sache entsprechend ändern kann, wird 
verzichtet. Die Regelung kann zu Missverständnissen 
führen, letztlich auch deshalb, weil ein bestimmter Inhalt 
der eidesstattlichen Versicherung nicht vorgegeben ist. 
Im Hinblick auf die Vielgestaltigkeit der Lebens Verhält- 
nisse erscheint daher nur eine allgemeine Formulierung 
sinnvoll. 

Im übrigen wird klargestellt, dass von der Vollstre- 
ckungsbehörde sowohl die Erteilung der Auskunft als 
auch die Herausgabe der Urkunden nach den §§ 328 bis 
335 AO erzwungen werden kann. 

Zu Nummer 22 (§ 329) 

Nach § 328 Abs. 1 AO kann ein Verwaltungsakt, der auf 
Vornahme einer Handlung oder auf Duldung oder Un- 
terlassung gerichtet ist, mit Zwangsmitteln durchgesetzt 
werden. Zu den Zwangsmitteln gehört auch das Zwangs- 
geld. Das einzelne Zwangsgeld darf nach § 329 AO 
fünftausend Deutsche Mark nicht übersteigen. In welcher 
Höhe es jeweils festzusetzen ist, ist nach pflichtge- 
mäßem Ermessen zu bestimmen. Die Höhe ist so zu be- 
messen, dass es geeignet ist, den mit dem Zwangsgeld 
verfolgten Zweck zu erreichen. 

Der für die Bemessung des Zwangsgeldes bestehende 
Zwangsgeldrahmen reicht nicht aus, um in besonders 
großen Steuerfallen die Steuerpflichtigen zur Erfüllung 
ihrer gesetzlichen oder behördlich begründeten Ver- 
pflichtungen anhalten zu können. Durch die Änderung 
soll der Zwangsgeldrahmen auf fünfzigtausend Deutsche 
Mark (vgl. u.a. auch § 915h Abs. 1 Nr. 4 ZPO und 
die Zwangsgeldrahmensätze in den Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetzen der Länder) angehoben werden. Die 
Anhebung auf diesen Betrag ist erforderlich, damit das 
Zwangsgeld auch in besonders großen Einzelfällen seine 
Funktion als Beugemittel voll erfüllen kann. Mit der An- 
hebung wird nicht die Erzielung von Mehreinnahmen 
verfolgt. Sie soll vielmehr dazu dienen, den Erfolg von 
erforderlichen Zwangsmaßnahmen zu erhöhen. Die Än- 
derung führt daher auch nicht zu nennenswerten Mehr- 
einnahmen. 

Zu Nummer 23 (§ 339) 

Die Änderung berücksichtigt, dass das Postgesetz mit 
Ablauf des 31. Dezember 1997 außer Kraft getreten ist 
(vgl. Artikel 6 Nr. 26 des Postneuordnungsgesetzes vom 
14. September 1994, BGBl. 1 S. 2325) und deshalb ab 
1. Januar 1998 Postspareinlagen nicht mehr durch den 
Vollziehungsbeamten, sondern wie andere Spareinlagen 
nach § 309 AO zu pfänden sind. 
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Zu Nummer 24 (§ 340) 

Bei der Änderung des § 340 AO handelt es sich um 
redaktionelle Anpassung (Änderung der Verweisung) an 
die Änderung des § 315 AO. 


Zu Artikel 18 (Einführungsgesetz 

zur Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Der neue Absatz 7 sieht - in Anlehnung an die bei 
Inkrafttreten der Abgabenordnung in Absatz 1 getroffene 
Übergangsregelung - vor, dass die geänderten Vorschrif- 
ten der Abgabenordnung grundsätzlich auf alle bei 
Inkrafttreten dieser Vorschriften anhängigen Verfahren 
anzuwenden sind. 

Zu Nummer 2 (§ 8 ) 

Der neue Absatz 2 enthält die Übergangsregelung zur 
Anhebung des Höchstbetrags für Verspätungszuschläge 
(§ 152 Abs. 2 Satz 1 AO). Der neue Höchstbetrag soll 
nicht rückwirkend eingeführt werden, sondern nur in 
den Fällen gelten, in denen Steuererklärungen ohne 
Berücksichtigung einer Fristverlängerung nach dem 
31. Dezember 1999 einzureichen sind. 


Zu Nummer 3 (§ 10) 

Zu Buchstabe a (Absatz 6) 

Aus Anlass der Aufhebung des § 149 Abs. 3 AO ist auch 
die entsprechende Anwendungsregelung in Art. 97 § 10 
Abs. 6 EGAO aufzuheben. 

Zu Buchstabe b (Absatz 9) 

Der angefügte Absatz 9 stellt klar, dass die Neuregelung 
der Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 und 3a AO in 
allen Fällen gilt, in denen bei Inkrafttreten der Neurege- 
lung die Festsetzungsffist noch nicht abgelaufen ist. Die 
Neuregelung gilt damit nicht in bereits festsetzungs- 
verjährten Fällen. 

Zu Nummer 4 (§ 11a) 

Die bisherige Anwendungsregelung für die aus Anlass 
der Reform des Insolvenzrechts zum 1. Januar 1999 ge- 
änderten Vorschriften der Abgabenordnung wird um die 
neue Regelung in § 25 1 Abs. 2 Satz 2 AO ergänzt. 

Zu Nummer 5 (§ 1 Ib) 

Die neue Vorschrift enthält die Anwendungsregelung zur 
Ergänzung des § 191 Abs. 1 Satz 2 AO. Sie stellt klar, 
dass die Finanzbehörden auch nach Inkrafttreten des 
neuen Anfechtungsgesetzes am 1. Januar 1999 außerhalb 
des Insolvenzverfahrens weiterhin Duldungsbescheide 
erlassen können. 


Zu Nummer 6 (§ 14) 

Die neue Vorschrift enthält die Anwendungsregelung zur 
Ergänzung des § 23 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 
AO. Sie stellt klar, dass die Neuregelung der Unter- 
brechung der Zahlungsverjährung in allen Fällen gilt, in 
denen bei Inkrafttreten der Neuregelung die Verjäh- 
rungsfrist noch nicht abgelaufen ist. 

Zu Nummer 7 (§ 15) 

Zu Buchstabe a (Absatz 7) 

Aus Anlass der Aufhebung des § 149 Abs. 3 AO ist auch 
die entsprechende Anwendungsregelung in Art. 97 § 15 
Abs. 7 EGAO aufzuheben. 

Zu Buchstabe b (Absatz 9) 

Der neue Absatz 9 enthält die Anwendungsregelung für die 
Neuregelung in § 233a Abs. 2 Satz 3 AO. Die Aufhebimg 
der Vier-Jahres-Grenze des Zinslaufs bei Erstattungs- und 
Nachzahlungszinsen gilt erstmals bei der Verzinsung von 
Steuern, die nach dem 31. Dezember 1993 entstanden sind, 
d. h. z. B. für die Einkommensteuer des Veranlagungszeit- 
raums 1994. Damit wird sichergestellt, dass die Neurege- 
lung nur in den Fällen gilt, in denen bei Inkrafttreten des 
Gesetzes die Begrenzung des Zinslaufs auf vier Jahre nach 
bisher geltendem Recht noch nicht erreicht war. 

Zu Nummer 8 (§ 17b) 

Der neue Absatz 2 enthält die Anwendungsregelung für 
die Neuregelung in § 315 Abs. 2 und 3 und § 340 Abs. 1 
Satz 1 AO. 

Zu Nummer 9 (§ 17d) 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt der erstmaligen 
Anwendung der Neuregelung in § 329 AO. 

Zu Artikel 19 (§ 1 Verordnung über die 

gesonderte Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen nach 
§ 1 80 Abs. 2 der Abgabenordnung) 

Nach § 1 Abs. 1 Satz 2 V zu § 1 80 Abs. 2 AO kann bei 
Gesamtobjekten, die nicht der Einkunftserzielung die- 
nen, auch dann eine gesonderte Feststellung erfolgen, 
wenn diese Feststellung für die Besteuerung oder für die 
Festsetzung der Eigenheimzulage von Bedeutung ist. 
Bisher gilt § 1 Abs. 1 Satz 2 V zu § 180 Abs. 2 AO 
allerdings nur für Wohneigentum. Durch die Neu- 
regelung wird die Möglichkeit der gesonderten Feststel- 
lung auf die Anschaffung von Genossenschaftsanteilen 
im Sinne des § 17 EigZulG ausgedehnt. Vom Betriebs- 
stättenfinanzamt der Genossenschaft kann nun verbind- 
lich festgestellt werden, ob von der Genossenschaft mehr 
als zwei Drittel des Geschäftsguthabens der Genossen zu 
wohnungswirtschaftlichen Zwecken verwandt wird und 
ob die Genossenschaft unverzüglich mit der In- 
vestitionstätigkeit begonnen hat (vgl. BMF-Schreiben 
vom 1 1. Mai 1999, BStBl I S. 490). 
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Zu Artikel 20 (§ 1 Verordnung über die 

örtliche Zuständigkeit für die 
Umsatzsteuer im Ausland 
ansässiger Unternehmer) 

Die Änderangen der Nummern 8, 9, 16 und 24 der USt- 
ZuständigkeitsV bemhen auf bereits vollzogenen organi- 
satorischen Änderungen. Durch die neue Nummer 34 
wird der Regelungsumfang der USt-ZuständigkeitsV auf 
Unternehmer ausgedehnt, die in den Vereinigten Staaten 
von Amerika ansässig sind. 


Zu Artikel 21 (§3 Gesetz zur Durchführung der 

EG-Richtlinie über die gegenseitige 
Amtshilfe im Bereich der direkten 
und indirekten Steuern 
[EG-Amtshilfe-Gesetz]) 

§ 3 Abs. 3 erlaubt den deutschen Finanzbehörden, in 
Zweifelsfallen die Auskunftserteilung an einen anderen 
Mitgliedstaat davon abhängig machen, dass dieser 
Mitgliedstaat einem schiedsgerichtlichen Verfahren zu- 
stimmt, z. B. im Zusammenhang mit Gewinn- 
berichtigung bei verbundenen Unternehmen. Nachdem 
die Mitgliedstaaten am 23. Juli 1990 das Übereinkom- 
men Nr. 90/436/EWG (ABI. EG Nr. L 225 S. 10) über 
die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Falle von 
Gewinnberichtigungen zwischen verbundenen Unter- 
nehmen (Schiedskonvention) geschlossen haben, ist die 
Vorschrift entbehrlich. Die Konvention ist durch Gesetz 
vom 26. August 1993, BGBl. 1993 II S. 1308, ratifiziert 
worden. 


Zu Artikel 22 (§ 28 Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz) 

Die vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit Be- 
schluss vom 2. Februar 1999 (1 BvL 8/97) für unverein- 
bar mit Artikel 3 Abs. 1 GG erklärte Vorschrift des § 28 
Abs. 1 Satz 1 BAföG darf bis zum Erlass einer ver- 
fassungsgemäßen Regelung, längstens bis zum 3 1 . De- 


zember 2000, weiter angewandt werden. Sie legt fest, 
wie der Wert eines Gegenstandes im Rahmen der bei 
der Entscheidung über die Leistung von Ausbildungsfor- 
derung durchzuführenden Vermögensanrechnung zu 
bestimmen ist. Satz 2 der Bestimmung enthält eine be- 
fristete Ausnahmeregelung für das Gebiet der neuen 
Länder, derzufolge dort gelegene Grundstücke und Be- 
triebsvermögen vorübergehend nicht berücksichtigt wer- 
den. § 28 Abs. 1 Satz 1 BAföG soll zunächst weiter an- 
gewandt werden, bis eine verfassungskonforme Neure- 
gelung getroffen ist. Die tatsächlichen Voraussetzungen 
für die Erstreckung der übergangsweise weitergeltenden 
Anrechnungsregel auf die neuen Länder liegen aber noch 
nicht vor; deshalb wird die Geltung der Aus- 
nahmebestimmung in § 28 Abs. 1 Satz 2 bis zum 
3 1 . Dezember 2000 verlängert. 


Zu Artikel 23 (Neufassung der betroffenen 

Gesetze und Rechtsverordnungen) 

Wegen der umfangreichen Änderungen einzelner Geset- 
ze soll - soweit nicht bereits in diesen Gesetzen vorge- 
sehen - das Bundesministerium der Finanzen und das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung ermäch- 
tigt werden, die sich auf Grund der Änderungen erge- 
benden Neufassungen im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
machen. 


Zu Artikel 24 (Rückkehr zum einheitlichen 
V erordnungsrang) 

Um zu vermeiden, dass die im Rahmen dieses Gesetzes 
vorgenommenen Änderungen der einzelnen Durchfüh- 
rungsverordnungen künftig nur noch durch Gesetz, aber 
nicht mehr vom Verordnungsgeber späteren Erfordernis- 
sen angepasst werden können, ist eine besondere Be- 
stimmung erforderlich, die dies gestattet. 


Zu Artikel 25 (Inkrafttreten) 

Artikel 25 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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